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Botschaft  
zur Staatsrechnung  
der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
für das Jahr 2012

vom 27. März 2013

Sehr geehrte Frau Nationalratspräsidentin 
Sehr geehrter Herr Ständeratspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit dieser Botschaft unterbreiten wir Ihnen die Eidgenössische 
Staatsrechnung für das Jahr 2012 mit dem Antrag auf Abnahme 
gemäss den beigefügten Beschlussentwürfen. 

Gleichzeitig ersuchen wir Sie gemäss Artikel 34 Absatz 2 des 
Finanzhaushaltgesetzes vom 7. Oktober 2005 (SR 611.0) um 
nachträgliche Genehmigung der Kreditüberschreitungen, welche 
sich über die Budget- und Nachtragskredite hinaus als unum-
gänglich erwiesen haben.

Wir versichern Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorzüg-
lichen Hochachtung.

Bern, den 27. März 2013

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident:
Ueli Maurer

Die Bundeskanzlerin:
Corina Casanova
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Hinweise:
– Zinssätze: Jahresdurchschnitt für 10-jährige Bundesanleihen bzw. dreimonatige Libor. Quelle: SNB, Statistisches Monatsheft.
– Wechselkurse: Jahresdurchschnitt. Quelle: SNB, Statistisches Monatsheft.
– Kennzahlen Voranschlag 2012: Werte auf Basis der revidierten BIP-Zahlen vom 28.2.2013

Mio. CHF

Zahlen im Überblick

2012
Voranschlag

2011
Rechnung

2012
Rechnung

Finanzierungsrechnung

Ordentliche Einnahmen 64 245 64 117 62 997
Ordentliche Ausgaben 62 333 64 131 61 736

Ordentliches Finanzier 262 141-219 1sinbegresgnu

Ausserordentliche Einnahmen 290 634 738
Ausserordentliche Ausgaben 1 998 – –

Finanzierungsergebnis 205 620 2 000

Schuldenbremse

Struktureller Überschuss (+) / Strukturelles Defizit (-) 810 2263 2 435
63 319Höchstzulässige Ausgaben 64 13166 527

Handlungsspielraum (+) / Bereinigungsbedarf (-) 0
19 394Stand Ausgleichskonto 17 811

Stand Amortisationskonto 46-1 127

Erfolgsrechnung

Ordentlicher Ertrag 65 693 63 988 64 041
Ordentlicher Aufwand 62 680 63 878 62 336

Ordentliches Ergebnis 3 013 110 1 705

Ausserordentlicher Ertrag 229 634 738
Ausserordentlicher Aufwand 1 148 – –

Jahresergebnis 2 094 744 2 443

Investitionsrechnung

Ordentliche Investitionseinnahmen 222252593
Ordentliche Investitionsausgaben 7 0147 3777 552

Bilanz

Eigenkapital -24 999-27 400
Bruttoschulden 110 516 111 300 112 406

Kennzahlen

Ausgabenquote % 10,6 10,8 10,4
Steuerquote % 10,1 10,1 9,9
Schuldenquote brutto % 18,8 18,8 19,0

Volkswirtschaftliche Referenzgrössen

0,15,19,1% tkudorpdnalniotturB selaer mutshcaW
Wachstum nominelles Bru 1,17,12,2% tkudorpdnalniott
Teuerung Landesindex der Konsumen 7,0-7,02,0% KIL esierpnet
Zinssätze langfristig % (Jahresmittel) 1,5 2,3 0,7
Zinssätze kurzfristig % (Jahresmittel) 0,1 0,8 0,1
Wechselkurs US-Dollar in CHF 49,009,098,0)lettimserhaJ( 
Wechselkurs Euro in CHF 12,152,132,1)lettimserhaJ(
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11	 Zusammenfassung

Die ordentlichen Einnahmen verzeichnen gegenüber dem Vorjahr 
einen Rückgang um 1,2 Milliarden oder 1,9 Prozent. Tiefer als im 
Vorjahr liegen insbesondere die Verrechnungssteuer, die Stem-
pelabgaben und die Regalien und Konzessionen. Bei den beiden 
Letzteren wirken Sonderfaktoren (Abschaffung der Emissions-
abgabe auf Fremdkapital, tiefere Gewinnausschüttung SNB). 
Die Erträge aus der Verrechnungssteuer waren rückläufig, weil 
umfangreiche Aktienrückkaufprogramme gestoppt wurden. 
Korrigiert um die Sonderfaktoren (und um die Volatilität der 
Verrechnungssteuer) liegt das Einnahmenwachstum bei 2,3 Pro-
zent – deutlich über dem nominellen Wachstum des Bruttoin-
landrodukts (BIP) von 1,1 Prozent. Dazu trägt insbesondere die 
direkte Bundessteuer bei, die im Vorjahr noch stagnierte und 
2012 trotz Steuersenkungen mit 2,5 Prozent zunahm (korrigiert 
um Sonderfaktoren: 7,0 %). 

Die ordentlichen Ausgaben sinken gegenüber dem Vorjahr um 
0,6 Milliarden oder 1,0 Prozent. Korrigiert um die Sonderfakto-
ren nehmen die Ausgaben um 0,7 Prozent zu. Dieses moderate 
Wachstum war möglich dank sinkenden Zinsausgaben und 
hohen Kreditresten. Über dem nominellen BIP-Wachstum ex-
pandierten die Aufgabengebiete Beziehungen zum Ausland, 
Bildung und Forschung sowie Landwirtschaft und Ernährung.

Im ausserordentlichen Haushalt wurden Einnahmen von 738 Mil-
lionen aus der Neuvergabe der Mobilfunkfrequenzen verbucht. 
Der Auktionserlös für die Lizenzen mit Laufzeit bis 2028 betrug 
996 Millionen. Der Restbetrag wird verzinst und 2015 bzw. 2016 
zur Zahlung fällig. Unter Einschluss der ausserordentlichen Ein-
nahmen ergibt sich ein Finanzierungsergebnis von 2,0 Milliar-
den. 

Die Bruttoschulden sind 2012 um 1,9 auf 112,4 Milliarden gestie-
gen. Diese Zunahme steht im Zusammenhang mit der Rückzah-
lung einer Anleihe im Umfang von 6,9 Milliarden, die im Febru-
ar 2013 fällig wird. Der Aufbau der benötigten Liquidität führte 
kurzfristig zu einem Anstieg der Bruttoschulden, aber auch des 
Finanzvermögens. Die Nettoschulden (Bruttoschulden abzüg-
lich Finanzvermögen) zeigen die Entwicklung bereinigt um den 
Mittelaufbau für die Rückzahlung. Die Nettoschulden gingen 
um 1,3 auf 81,2 Milliarden zurück.

Zum Zeitpunkt der Budgetierung (Sommer 2011) wurde ab 2012 
mit einer Abschwächung der Wirtschaftsdynamik gerechnet. 
So basierten die Eckwerte für 2012 auf einem realen Wirtschafts-
wachstum von 1,5 Prozent und einer Teuerung von 0,7 Prozent. 
Tatsächlich setzte die konjunkturelle Abkühlung jedoch früher 
ein und verstärkte sich 2012 wegen der Rezession im Euroraum 
und der anhaltenden Frankenstärke. Das realisierte Wachstum 
betrug deshalb nur 1,0 Prozent und die Teuerung war negativ 
(-0,7  %). Dies widerspiegelt sich in den tieferen Einnahmen, 
führte aber auch zu Entlastungen auf der Ausgabenseite (z.B. 
Einnahmenanteile).

Die Schuldenbremse liess für 2012 ein konjunkturelles Defizit im 
Umfang von 0,8 Milliarden zu. Da der Bundeshaushalt mit ei-
nem Überschuss abschloss, resultiert ein um konjunkturelle Ein-
flüsse bereinigter (bzw. struktureller) Saldo von 2,0 Milliarden. 
Der Vergleich zum Vorjahr zeigt, dass sich der konjunkturelle 
und der strukturelle Saldo um je rund 0,3 Milliarden verringer-
ten. Dies deutet auf eine leicht expansive bzw. stabilisierende 
Wirkung des Haushalts auf die Wirtschaft.

Budgetiert war ein ausgeglichener Haushalt (-14 Mio.). Sowohl die 
Einnahmen wie die Ausgaben blieben jedoch unter dem Budget 
(-1,1 Mrd. bzw. -2,4 Mrd.). Mindereinnahmen sind schwerge-
wichtig bei der Mehrwertsteuer, der direkten Bundessteuer und 
den Stempelabgaben zu verzeichnen. Sie sind das Resultat der 
schlechter als erwarteten Wirtschaftsentwicklung in den Jahren 
2011 und 2012. 

Die Budgetunterschreitung auf der Ausgabenseite ist hauptsäch-
lich auf das unerwartet tiefe Zinsniveau zurückzuführen. Bei 
der Aufstockung von laufenden (höherverzinslichen) Anlei-
hen wurden entsprechend hohe Agios (Aufpreise) erzielt. Diese 
werden ausgabenmindernd verbucht und haben deshalb die 
Zinsausgaben deutlich entlastet. Auch andernorts fielen hohe 
Kreditreste an (u.a. Leistungen an Sozialversicherungen, Lan-
desverteidigung).

Einmalige Sonderfaktoren verzerren das Einnahmen- und das 
Ausgabenwachstum nach unten. Auf der Einnahmenseite sind 
schwergewichtig die tiefere Gewinnausschüttung der SNB (ab 
2012) und diverse Steuerreformen zu nennen (u.a. Ausgleich der 
kalten Progression, Aufhebung der Emissionsabgabe auf Fremd-
kapital). Auf der Ausgabenseite wirken sich das Massnahmenpa-
ket Frankenstärke und der Portfoliotransfer an die SIFEM (beide 
2011) aus.

Die Rechnung 2012 zeigt den Bundeshaushalt in einer gesunden Verfassung. Der ordentliche 
Finanzierungsüberschuss fällt mit 1,3 Milliarden zwar kleiner aus als in den zwei Jahren zuvor, aber  
der Bundeshaushalt hat die seit Mitte 2011 andauernde Wachstumsschwäche bisher gut verkraftet.  
Allerdings wäre der Überschuss ohne den hohen «windfall profit» aus den Agios um 1 Milliarde  
kleiner ausgefallen.
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2012 verlangsamte sich das Wachstum unserer Volkswirtschaft 
vor allem wegen der in der Eurozone einsetzenden Rezession 
noch stärker als erwartet. Über das ganze Jahr gesehen betrug 
es real lediglich 1,0 statt 1,5 Prozent wie prognostiziert. Im Ver-
gleich zu 2011 fiel die Zunahme von Warenexporten und Inves-
titionen deutlich schwächer aus. Die Konjunktur wurde dank 
Einwanderung und tiefen Zinssätzen durch die Ausgaben der 
Privathaushalte stark gestützt. 

Trotz verlangsamtem Wirtschaftswachstum blieb die Situation 
auf dem Arbeitsmarkt in der ersten Jahreshälfte gut. Bis Ende 
Juni sank die Erwerbslosigkeit. Danach setzte eine Trendwende 
ein, und von Oktober bis Dezember stieg die Anzahl Erwerbslo-
ser besonders stark. Im Jahresdurchschnitt betrug die Arbeitslo-
sigkeit 2,9 Prozent, 0,1 Prozentpunkte über dem Vorjahreswert. 

Auf dem Devisenmarkt verharrte der Schweizer Franken auf ho-
hem Niveau. Die SNB verteidigte weiter die im September 2011 
verkündete Untergrenze von 1,20 CHF/Euro und liess in dieser 
Situation das tiefe Zinszielband für den 3-Monats-Libor unver-
ändert bei 0–0,25 Prozent. Die Zinssätze gaben insgesamt noch 
einmal deutlich nach. Als Ausdruck der Nachfrage nach siche-
ren Anlagen erreichten die Renditen der mittel- und langfristi-
gen Bundesanleihen im Dezember die tiefsten Werte seit ihrem 
Bestehen. Die Rendite der Bundesanleihen lag zeitweise knapp 
über 0,4 Prozent. Vor diesem Hintergrund fiel die Inflation (ge-
messen am Index der Konsumentpreise) sogar negativ aus: Im 
Jahresdurchschnitt betrug sie -0,7 statt +0,7 Prozent wie budge-
tiert. Die Preise der inländischen Produkte blieben im Durch-
schnitt unverändert, während die importierten Waren um 
2,7 Prozent billiger wurden.

Der Entwurf für den Voranschlag 2012 wurde Anfang Sommer 
2011 vorbereitet. Die makroökonomischen Eckwerte beruhten also 
auf den vierteljährlichen Konjunkturprognosen der Experten-
gruppe des Bundes von Mitte Juni 2011. Die Schweizer Wirt-
schaft zeigte damals erste Anzeichen einer Konjunkturverlang-
samung. Angesichts der gedämpften Aussichten für die weltwei-
te Konjunktur und der Frankenstärke ging die Expertengruppe 
für die zweite Jahreshälfte 2011 und für 2012 von einer modera-
ten Verlangsamung des Wachstums in der Schweiz aus. 

Der Voranschlag gründete deshalb auf der Annahme eines re-
alen BIP-Wachstums von 2,1  Prozent für 2011 (nach 2,7 % im 
2010) und von 1,5 Prozent für 2012. Im 2011 lag die Zunahme 
des Wirtschaftswachstums (+ 1,9 %) nahe am erwarteten Wert. 
Das nominelle BIP-Wachstum betrug jedoch lediglich 2,2 statt 
3,0 Prozent wie im Sommer 2011 prognostiziert, was sich spür-
bar negativ auf die Steuereinnahmen 2012 auswirkte, denn diese 
hängen teilweise direkt von der Entwicklung des Vorjahres ab. 

Vergleich der volkswirtschaftlichen Eckwerte  
von Voranschlag und Rechnung 2012
				  
			   Abweichung
	 Voranschlag	 Rechnung	  in Prozentpunkten

	 Veränderung in % 
reales BIP	 1,5	 1,0	 -0,5

nominelles BIP	 1,7	 1,1	 -0,6

	 	 Rate in % 
Inflation	 0,7 	 -0,7 	 -1,4

12	 Wirtschaftliche Entwicklung

Das dem Voranschlag 2012 zugrunde gelegte Szenario eines verlangsamten Wachstums hat sich  
bewahrheitet. Wegen der Verschlechterung der Weltwirtschaft schwächte sich auch die Konjunktur  
in der Schweiz stärker ab als bei der Budgetierung erwartet worden war. Die Inflation sank trotz  
prognostizierter leichter Preissteigerung in den Minusbereich. Die Zinssätze fielen dementsprechend  
weiter, um schliesslich ein historisches Tief zu erreichen. 
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21	 Finanzierungsrechnung

konjunkturell schwierigen Jahr 2012 einen positiven Beitrag zur 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage geleistet (vgl. Box).

Ebenfalls positiv zeigt sich das Bild im ausserordentlichen Haus-
halt. Die Neuvergabe der Mobilfunkfrequenzen hat der Bundes-
kasse im Jahr  2012 Einnahmen im Umfang von 738 Millionen 
beschert. Die hohen ausserordentlichen Ausgaben im Vorjahr 
können dadurch zu einem Grossteil kompensiert werden. Unter 
Einschluss des ausserordentlichen Haushalts erhöht sich das Fi-
nanzierungsergebnis insgesamt auf 2 Milliarden.

Das ordentliche Finanzierungsergebnis des Jahres 2012 beläuft 
sich auf 1,3 Milliarden, bei ordentlichen Einnahmen von knapp 
63 Milliarden und ordentlichen Ausgaben von 61,7 Milliarden. 
Budgetiert war ein ausgeglichenes Ergebnis (-14 Mio.). Die 
Verbesserung ist auf die Budgetunterschreitung bei den Aus-
gaben im Umfang von 2,4 Milliarden zurückzuführen. Die or-
dentlichen Einnahmen hingegen schliessen erstmals seit 2003 
schlechter ab als budgetiert. Im Vergleich zur Rechnung 2011 
mit einem Überschuss von 1,9 Milliarden fällt das Ergebnis 
schlechter aus (-0,7  Mrd.). Damit hat der Bundeshaushalt im 

Der ordentliche Haushalt des Bundes schliesst im Jahr 2012 mit einem Überschuss von 1,3 Milliarden  
ab. Budgetiert war ein ausgeglichener Haushalt. Die Verbesserung wurde trotz Mindereinnahmen  
vor allem dank tiefen Zinsausgaben möglich. Im Vergleich zum Vorjahr sinken die Einnahmen (-1,9 %)  
und Ausgaben (-1,0 %). Dafür verantwortlich sind eine Reihe von Sonderfaktoren. Korrigiert um  
diese nehmen sowohl die Einnahmen wie die Ausgaben zu.
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Ergebnisse der Finanzierungs- und Erfolgsrechnung in Mrd. 
Ordentlicher Haushalt 

Finanzierungsrechnung Erfolgsrechnung 

Nach einer Reihe von Defizitjah-
ren (1991–1999 und 2001–2005) 
schreibt der Bund seit 2006  
wieder Überschüsse. Der zyklische 
Verlauf ab 2000 ist auf die Kon-
junktur, aber auch auf strukturelle 
Entlastungen (EP03 und 04) und 
Belastungen (Steuerreformen, 
Mehrausgaben) zurückzuführen.

Ergebnis der Finanzierungsrechnung

Rechnung Voranschlag
%tulosba2102

Differenz zu R 2011
Mio. CHF

Rechnung
21021102

Finanzierungsergebnis 1 795205 620 2 000

Ordentliches Finanzierungsergebnis -6511 912 -14 1 262
Ordentliche Einnahmen -1 248 -1,964 245 64 117 62 997
Ordentliche Ausgaben -597 -1,062 333 64 131 61 736

Ausserordentliche Einnahmen 448290 634 738
Ausserordentliche Ausgaben -1 9981 998 – –
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Die ordentlichen Einnahmen verzeichnen gegenüber dem Vorjahr 
einen Rückgang um 1,3 Milliarden (-1,9 %). Allerdings ist die 
Entwicklung der Einnahmen durch verschiedene Strukturbrü-
che geprägt, welche die Einnahmenentwicklung insgesamt um 
rund 2,7 Milliarden verzerren. Zu erwähnen sind insbesondere 
die tiefere Gewinnausschüttung der SNB sowie verschiedene 
Steuerreformen (u.a. Ausgleich kalte Progression, Familienbe-
steuerung, Aufhebung der Emissionsabgabe auf Fremdkapital), 
die zu bedeutenden Mindereinnahmen führen. Korrigiert um 
diese Sonderfaktoren (und um die Volatilität der Verrechnungs-
steuer) liegt das Einnahmenwachstum bei 2,3 Prozent – deutlich 
über dem Wachstum des nominellen Bruttoinlandprodukts 
(BIP) von 1,1 Prozent. Dazu trägt insb. die direkte Bundessteuer 
bei, die eine korrigierte Wachstumsrate von 7,0 Prozent aufweist 
(anstatt 2,5 % gemäss Rechnung 2012), während sie im Vorjahr 
noch stagnierte.

Die ordentlichen Ausgaben verzeichnen im Vergleich zum Vor-
jahr einen Rückgang von 0,6 Milliarden (-1,0 %). Auch diese 
auf den ersten Blick erstaunliche Entwicklung lässt sich durch 
den Einfluss dreier Sonderfaktoren erklären, wodurch die Aus-
gabenentwicklung um rund eine Milliarde verfälscht wird: das 
Massnahmenpaket zur Abfederung der Frankenstärke, die Kapi-
talisierung der SIFEM  AG im 2011 und die Einführung der IV-
Zusatzfinanzierung, welche sich erst 2012 voll auswirkt. Alle drei 

Entwicklung der ordentlichen Ausgaben unter Ausklammerung der Durchlaufposten

Rechnung Voranschlag
%tulosba2102

Differenz zu R 2011
1102FHC .oiM

Rechnung
2012

0,1-795-637 16131 46333 26netsopfualhcruD .lkni nebagsuA ehciltnedrO

0,3722438 7110 8806 7netsopfualhcruD
47022 3070 3 3 144Kantonsanteil direkte Bundessteuer

482 413 427 -54Kantonsanteil Verrechnungssteuer
14323 32Kantonsanteil Wehrpflichtersatz
8-815505 497Kantonsanteil Schwerverkehrsabgabe
41323 2842 2 2 262Mehrwertsteuerprozent für AHV
532221 1558 1 090Mehrwertsteuerzuschlag für IV
43-183514 381Spielbankenabgabe für AHV

54 725 56 120 53 901 -824 -1,5Ordentliche Ausgaben ohne Durchlaufposten

10,6 11,2 10,4inkl. Durchlaufposten
Ausgabenquote (% BIP)

9,3 9,8 9,1ohne Durchlaufposten

Hohe, als Ausgabenverminderung verbuchte Agios 

Die Rechnung 2012 ist stark von den vereinnahmten Agios geprägt 

(969  Mio. oder +410  Mio. gegenüber dem Rechnungsjahr 2011 und 

+902 Mio. gegenüber dem Budget 2012). Agios entstehen bei der Auf-

nahme von Anleihen (Erhöhung bereits bestehender Anleihen). Sie ent-

sprechen dem durch die Differenz zwischen den Marktzinsen und den 

Zinssätzen auf den Coupons der fraglichen Anleihe generierten Mehr-

wert. In den vergangenen Jahren waren die Zinssätze weiter rückläufig, 

was dieses Phänomen noch verstärkte. Die 2003 eingeführte Praxis der 

Verbuchung dieser Agios trug damit regelmässig zu einer mitunter be-

trächtlichen Verringerung der Zinslast bei. 

Faktoren führen zu Strukturbrüchen und verzerren dadurch den 
Vergleich zum aktuellen Rechnungsergebnis. Das bereinigte 
Ausgabenwachstum erhöht sich auf 0,7 Prozent, wobei der star-
ke Rückgang der Ausgaben für die Passivzinsen und die Schul-
denverwaltung das moderate Wachstum erklären. 

Die Durchlaufposten umfassen die Einnahmenanteile der Kanto-
ne und der Sozialversicherungen. Diese Transfers stehen nicht 
zur Finanzierung von Bundesausgaben bereit und entziehen 
sich einer finanzpolitischen Priorisierung. Klammert man diese 
Ausgaben aus, fällt der Ausgabenrückgang um 0,5 Prozentpunk-
te grösser aus. 
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Leicht expansiver Konjunkturimpuls

Ein Ziel der Schuldenbremse ist es, eine konjunkturverträgliche Finanz-

politik zu gewährleisten (Art. 100 Abs. 4 BV). Um die Auswirkung des 

Bundeshaushalts auf die Konjunktur abzuschätzen, dienen drei einfache 

Indikatoren. Insgesamt zeigt sich, dass der Bundeshaushalt im Jahr 2012 

eine leicht expansive bzw. stabilisierende Wirkung auf die Konjunktur 

hatte. Er hat damit einen Teil des Nachfrageausfalls aus der letztjährigen 

Wachstumsverlangsamung aufgefangen:

•	 Gegenüber dem Vorjahr reduzierte sich der ordentliche Überschuss des 

Bundes (von 0,3 auf 0,2 % des BIP). Daraus ergab sich ein Primärimpuls 

bzw. eine zusätzliche Nachfragewirkung des Bundes im Umfang von 

0,1 Prozent des BIP. 

•	 Der Primärimpuls kann aufgeteilt werden in die Wirkung der automati-

schen Stabilisatoren des Bundeshaushalts (Erhöhung des konjunkturell 

zulässigen Defizits) und den Fiskalimpuls (Reduktion des konjunkturbe-

reinigten bzw. strukturellen Überschusses) als Indikator für die Wirkung 

der diskretionären finanzpolitischen Entscheide. Mit 0,05 und 0,06 Pro-

zent des BIP zeigen beide Indikatoren eine leicht expansive Wirkung 

(siehe auch Ziff. 22).
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Ausgeglichenes Amortisationskonto
Der strukturelle Überschuss wird im Umfang des budgetierten 
Betrages (435  Mio.; struktureller Überschuss gemäss VA  2012) 
dem Amortisationskonto gutgeschrieben. Die ausserordentli-
chen Einnahmen im Jahr 2012 (738 Mio.) werden ebenfalls auf 
dem Amortisationskonto verbucht, so dass insgesamt eine Gut-
schrift im Umfang von 1173 Millionen resultiert. Neu weist das 
Amortisationskonto einen positiven Saldo von 46   Millionen 
auf. Die ausserordentlichen Ausgaben im Umfang von 1998 Mil-
lionen, die im Rechnungsjahr 2011 getätigt wurden, konnten 
dank den vorsorglich getätigten Einsparungen im ordentlichen 
Haushalt und den ausserordentlich realisierten Einnahmen 
fristgerecht kompensiert werden. Das mit der Ergänzungsregel 
zur Schuldenbremse eingeführte Amortisationskonto ist eine 
Statistik der ausserordentlichen Ausgaben und Einnahmen. 
Fällt das Konto ins Minus, muss der Fehlbetrag durch strukturel-
le Überschüsse im ordentlichen Haushalt kompensiert werden.

Hoher Stand des Ausgleichskontos
Der Rest des strukturellen Überschusses (1,6  Mrd.) wird dem 
Ausgleichskonto gutgeschrieben. Das Ausgleichskonto weist 
damit einen Stand von 19,4 Milliarden auf. Der hohe Stand ist 
das Ergebnis der strukturellen Überschüsse seit 2006, was sich 
im Abbau der Bundesschulden in den vergangenen Jahren nie-

22	 Schuldenbremse

Konjunkturell zulässiges Defizit höher als 2011
Nach der tiefen Rezession im Jahr 2009 hat die Schweizer Volks-
wirtschaft relativ rasch wieder Tritt gefasst. Allerdings erwies 
sich 2012 als ein konjunkturell schwieriges Jahr: Aufgrund der 
anhaltenden Frankenstärke und der abnehmenden internatio-
nalen Konjunkturdynamik hat sich die gesamtwirtschaftliche 
Unterauslastung wieder erhöht. Dies äussert sich konkret darin, 
dass das konjunkturell zulässige Defizit im Rahmen der Schul-
denbremse rund 0,3 Milliarden höher ausfällt als im Vorjahr.

Solider struktureller Überschuss 
Der ausgewiesene Überschuss in der ordentlichen Finanzie-
rungsrechnung überschreitet das konjunkturell zulässige Defizit 
um insgesamt 2 Milliarden. Dieser strukturelle Überschuss hat 
sich im Vergleich zum Vorjahr nur leicht verringert (-0,3 Mrd.). 
Diese Entwicklung ist erfreulich, insbesondere unter Berück-
sichtigung des starken Einnahmenrückgangs. Ermöglicht wur-
de dies durch die sinkenden Ausgaben. Der Haushalt profitierte 
insbesondere vom starken Rückgang der Ausgaben für die Passiv-
zinsen und die Schuldenverwaltung (-0,7 Mrd.). Insofern ist das 
strukturelle Polster von 2 Milliarden aber auch trügerisch: Sollte 
sich die Zinssituation in Zukunft wieder normalisieren, ist mit 
einem deutlich tieferen finanzpolitischen Handlungsspielraum 
zu rechnen. 

Hinweis: Das Ausgleichskonto wurde mit der Inkraftsetzung der Ergänzungsregel zur Schuldenbremse am 1.1.2010 um 1 Milliarde reduziert (Art. 66 FHG, Änderung vom 
20.3.2009)

Schuldenbremse

Rechnung
20122011Mio. CHF

RechnungRechnung
2010

Rechnung
2009

Rechnung
2008

1 262Ordentliches Finanzierungsergebnis 1 9123 5682 7217 297
konjunkturell -756-450-817-1 0971 086
strukturell 2 0182 3624 3843 8186 210

Gutschrift Ausgleichskonto 2 197 1 5833 9693 8186 210
Stand Ausgleichskonto 19 3948 827 12 645 15 614 17 811

Gutschrift Amortisationskonto 1 173-1 542416––
Stand Amortisationskonto 46-1 127416––

Dank einem moderaten Ausgabenwachstum und einem historisch tiefen Zinsniveau präsentiert sich  
der ordentliche Bundeshaushalt weiterhin in einer guten strukturellen Verfassung. Der Fehlbetrag  
auf dem Amortisationskonto konnte im Rechnungsjahr 2012 bereinigt werden. Vom Haushalt ging  
eine leicht expansive Wirkung auf die Konjunktur aus.
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Rückblick auf 10 Jahre Schuldenbremse
Die Grafik zeigt den Bundeshaushalt seit Einführung der Schul-
denbremse im Jahr 2003. Die Entwicklung lässt sich in drei Pha-
sen unterteilen: 

•	 In einer ersten Phase (2003–2005) gelang es dank den Vorga-
ben der Schuldenbremse, die strukturellen Defizite zu besei-
tigen. 

•	 In den wirtschaftlich starken Jahren (2006–2008) verhinder-
te die Schuldenbremse, dass die hohen Steuereinnahmen für 
Mehrausgaben verwendet wurden. Stattdessen konnten mar-
kante Überschüsse erwirtschaftet werden. 

•	 Der Bund ging so mit einer guten Ausgangslage in die Finanz-, 
Wirtschafts- und Währungskrise (2008–2012), wo sich das 
Instrument auch als schlechtwettertauglich erwies: Im Jahr 
2008 erlaubte sie ausserordentliche Ausgaben zur Stabilisie-
rung, und in den Jahren 2009–2010 liess sie genügend Spiel-
raum für drei Stufen von konjunkturellen Stabilisierungsmass-
nahmen des Finanzsystems. 2011 ermöglichte der vorhande-
ne Spielraum, die Folgen der Frankenstärke für die Wirtschaft 
mit einem Massnahmenpaket abzufedern. 

Insgesamt hat sich die Schuldenbremse über den Konjunktur-
zyklus hinweg als taugliches Instrument zur Gesamtsteuerung 
des Bundeshaushalts erwiesen. Die strukturellen Überschüsse 
des Bundeshaushalts haben sich in einem starken Rückgang der 
Bundesverschuldung nach 2005 niedergeschlagen (vgl. auch 
Ziff. 26), welche dem Bundeshaushalt durch den Rückgang der 
Passivzinsen deutlichen Handlungsspielraum zurückgegeben 
haben.

dergeschlagen hat. Neben der Erfolgskontrolle erfüllt das Aus-
gleichskonto auch die Aufgabe einer Schwankungsreserve. Soll-
ten die Einnahmen in Zukunft unerwartet einbrechen und trotz 
Konjunkturbereinigung zu einem strukturellen Defizit führen, 
ist damit sichergestellt, dass das Ausgleichskonto nicht sofort 
ein Minus ausweist und Konsolidierungsmassnahmen ergriffen 
werden müssen.

Leicht expansive Wirkung des Haushalts
Die Veränderung des Finanzierungssaldos und seiner Kompo-
nenten gibt einen Hinweis auf die konjunkturelle Wirkung der 
Finanzpolitik. Der Rückgang des Finanzierungssaldos um 0,7 
Milliarden ist sowohl auf den konjunkturellen als auch den 
strukturellen Saldo zurückzuführen. Die Veränderung des kon-
junkturellen Saldos (-0,3 Mrd.) zeugt von der expansiven Wir-
kung der automatischen Stabilisatoren im Bundeshaushalt. 
Verstärkt wurde diese expansive Wirkung durch einen diskretio-
nären Impuls in ähnlicher Höhe, der dem Rückgang des struktu-
rellen Saldos entspricht (vgl. Box Ziff. 21).
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Der Bundeshaushalt aus Sicht der Schuldenbremse in Mrd. 
  

Konjunktureller Saldo
Struktureller Saldo 

Ordentliches Finanzierungsergebnis

Die Schuldenbremse verlangt im 
Minimum einen ausgeglichenen 
strukturellen Saldo. Seit 2006 
wurde diese Vorgabe jedes Jahr 
übertroffen. Dies erlaubte den 
Schuldenabbau um 18 Milliar-
den. Gleichzeitig verkleinern 
sich die Spielräume im Haushalt. 
Der strukturelle Puffer sinkt auf 
1,3 Milliarden im Jahr 2012.
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rund 1,4 Mrd. und Minderaufwand von 1,4 Mrd. halten sich die 
Waage), sondern hauptsächlich aus einem gegenüber dem Bud-
get um 1,6 Milliarden besseren Resultat beim Finanzergebnis. 
Der deutliche Mehrertrag beim Finanzergebnis ist im Wesent-
lichen auf die Zunahmen der Equitywerte auf den namhaften 
Beteiligungen zurückzuführen.

Im Vergleich zur Finanzierungsrechnung schliesst die Erfolgsrech-
nung um 0,4 Milliarden besser ab (für Einzelheiten vgl. Band 3, 
Ziff. 5). Die Differenz ergibt sich einerseits auf der Aufwandseite 
aus der Berücksichtigung der (nicht finanzierungswirksamen) 
Abgrenzungen, Wertberichtigungen und Abschreibungen. Die 
Abschreibungen auf dem Verwaltungsvermögen belaufen sich 
auf total 2,2 Milliarden (davon Nationalstrassen 1,4 Mrd., Gebäu-
de 0,6 Mrd.). Vergleicht man das Total der Investitionsausgaben 
(7,0 Mrd.) mit dem Total der Abschreibungen und Wertberichti-
gungen (6,7 Mrd.), widerspiegelt der relativ geringe Unterschied 
zwischen den beiden Werten das stetige Investitionsvolumen. 
Weiter wurde die Rückstellung für die Verrechnungssteuer an 
die zu erwartenden Rückerstattungen angepasst (0,5 Mrd.), was 
sich in der Erfolgsrechnung in einer entsprechenden Ertrags-
minderung niederschlägt. 

Der ausserordentliche Ertrag von 738 Millionen resultiert aus der 
Neuvergabe der Mobilfunkfrequenzen. Die Auktion ergab einen 
Gesamtertrag von rund 1 Milliarde. Auf das Jahr 2012 entfallen 
davon 738 Millionen. Die restlichen Erträge werden in den Jah-
ren 2015 und 2016 zur Zahlung fällig. Die Erträge wurden zum 
Zeitpunkt des Mittelzuflusses verbucht und nicht über die Lauf-
zeit der Frequenzen bis 2028 abgegrenzt (vgl. Anhang Ziff. 61/2, 
neue Abweichungen von IPSAS für ausserordentliche Erträge).

23	 Erfolgsrechnung

Das Jahresergebnis weist einen Ertragsüberschuss von 2,4 Milli-
arden aus. Dieses Resultat ergibt sich aus dem ordentlichen Er-
gebnis von 1,7  Milliarden (Ergebnis aus operativen Tätigkeiten 
sowie dem Finanzergebnis) und aus dem ausserordentlichen Er-
trag von 0,7 Milliarden.

Im Vergleich zum Vorjahr fällt das ordentliche Ergebnis um 
1,3 Milliarden schlechter aus: 

•	 Der Ertragsrückgang (-1,7  Mrd.) wurde durch die Verände-
rung der Rückstellung bei der Verrechnungssteuer (-1,6 Mrd.) 
massgeblich beeinflusst. Nach einer Teilauflösung im Vorjahr 
(1,1 Mrd.), erfolgte 2012 eine Erhöhung der Rückstellung um 
0,5 Milliarden. Abgesehen von diesem Effekt gingen die ope-
rativen Erträge um 0,7  Milliarden zurück, hauptsächlich be-
dingt durch die tiefere Gewinnausschüttung der SNB. Bei den 
Finanzerträgen fielen dagegen höhere Bewertungsgewinne 
aus den namhaften Beteiligungen an (+1,0   Mrd.; Zunahme 
Equitywerte).

•	 Der Rückgang der Aufwände (-0,3 Mrd.) ist durch die tieferen 
Finanzaufwände begründet (-0,8 Mrd.). Im Unterschied zum 
Vorjahr resultierten bei den namhaften Beteiligungen kei-
ne Bewertungsverluste (-0,4  Mrd.; Abnahme Equitywerte). 
Gleichzeitig sank der Zinsaufwand (-0,3  Mrd.). Umgekehrt 
nahm der operative Aufwand zu (+0,4 Mrd.).

Im Vergleich zum Voranschlag fällt in der Erfolgsrechnung das or-
dentliche Ergebnis um 1,6 Milliarden besser aus (1,7 Mrd. anstel-
le der budgetierten 0,1 Mrd.). Diese Abweichung resultiert weni-
ger aus dem Saldo des operativen Geschäfts (Minderertrag von 

Ergebnis der Erfolgsrechnung

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2012

Rechnung
2011

Jahresergebnis 3492 094 744 2 443

Ordentliches Ergebnis (inkl. Finanzergebnis) -1 3083 013 110 1 705
Ordentlicher Ertrag -1 652 -2,565 693 63 988 64 041
Ordentlicher Aufwand -344 -0,562 680 63 878 62 336

Ausserordentlicher Ertrag 509229 634 738
Ausserordentlicher Aufwand -1 1481 148 – –

Das ordentliche Ergebnis der Erfolgsrechnung schliesst mit einem Überschuss von 1,7 Milliarden ab. Im 
Vergleich zum Vorjahr reduzierte sich der Überschuss deutlich (-1,3 Mrd.). Der Rückgang bei den Erträgen 
wurde u.a. durch die Veränderung der Rückstellung für die Verrechnungssteuer geprägt (-1,6 Mrd.).  
Im ausserordentlichen Haushalt fiel die erste Tranche aus der Neuvergabe der Mobilfunkfrequenzen an.
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Funktion der Bilanz

Die Bilanz vermittelt einen Überblick über die Vermögens- und Kapital-

struktur des Bundes. Wie in öffentlichen Haushalten der Schweiz üblich, 

unterteilen sich die Aktiven aus Gründen der Kreditsprechung in Finanz- 

und Verwaltungsvermögen. In den Passiven erfolgt die Gliederung nach 

Fremd- und Eigenkapital. Der Bilanzfehlbetrag enthält unter anderem den 

Verlustvortrag aus früheren Perioden. Er wird als negatives Eigenkapital 

bilanziert.

24	 Bilanz

Das Finanzvermögen hat um 3 Milliarden zugenommen. Dieser 
Betrag ergibt sich im Wesentlichen aus der Zunahme der flüssi-
gen Mittel und kurzfristigen Geldanlagen (3,8  Mrd.) sowie der 
Abnahme der kurz- und langfristigen Finanzanlagen (-0,9 Mrd.). 

Das Verwaltungsvermögen erhöhte sich um 1,4  Milliarden, was 
vor allem durch die Zunahme des Equitywertes (Eigenkapital-
Anteils) der Beteiligungen an der Post, SBB, Swisscom und RUAG 
(1,4 Mrd.) begründet ist. Die Bewertungsgewinne sind eine Folge 
der positiven Unternehmensergebnisse.

Das Fremdkapital hat sich aus folgenden Gründen um total 
2,0 Milliarden erhöht: Die Zunahme der Geldmarktbuchforde-
rungen (2,4 Mrd.), der laufenden Verbindlichkeiten (0,9 Mrd.) 
sowie des Agios auf Eidgenössischen Anleihen (0,7  Mrd.) im 
kurzfristigen Fremdkapital übersteigt die Reduktion bei den 
Eidgenössischen Anleihen (-0,8  Mrd.), den Verbindlichkeiten 
gegenüber bundeseigenen Unternehmen (-0,5  Mrd.) und dem 
Infrastrukturfonds (-0,4 Mrd.) im langfristigen Fremdkapital.

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Bilanz

2011 2012

Aktiven 108 968 2,4625 401 4 442
Finanzvermögen 32 543 2,01625 92 3 016
Verwaltungsvermögen 76 426 9,1000 57 1 426

Passiven 108 968 2,4625 401 4 442
Kurzfristiges Fremdkapital 37 205 5,9889 33 3 217
Langfristiges Fremdkapital 96 763 2,1-939 79 -1 176
Eigenkapital -24 999 8,8004 72- 2 401

5 920 1,21182 5 640Übriges Eigenkapital
-30 920 4,5186 23- 1 761Bilanzfehlbetrag

Das negative Eigenkapital verringerte sich aufgrund des positiven Ergebnisses in der Erfolgsrechnung  
um 2,4 Milliarden. Im starken Zuwachs des Finanzvermögens und des kurzfristigen Fremdkapitals wider-
spiegelt sich der Aufbau von Liquidität für die Rückzahlung einer im Februar fälligen Anleihe. Das  
langfristige Fremdkapital wurde weiter abgebaut.
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25	 Investitionsrechnung

Bei den ordentlichen Investitionseinnahmen wird der Vergleich 
zum Vorjahr – wie bei den Ausgaben – um einmalige Sonder-
effekte verzerrt. Aus der Veräusserung der Beteiligungen an der 
SIFEM AG (191 Mio.) und der Sapomp Wohnbau AG (170 Mio.) 
resultierten 2011 hohe zusätzliche Eingänge. Bereinigt um die-
se Transaktionen liegen die Investitionseinnahmen 2012 um 
4,3  Prozent unter dem Vorjahreswert. 

2012Mio. CHF
1102 R uz znereffiDgalhcsnaroVgnunhceR

absolut %

Investitionsrechnung

2011 2012
Rechnung

727197 6-521 7-915 7-gnunhcersnoititsevnI odlaS

861197 6-521 7-959 6-gnunhcersnoititsevnI ehciltnedro odlaS
222252 5,26-173-395Ordentliche Investitionseinnahmen

7 0147 377 1,7-835-255 7Ordentliche Investitionsausgaben

092-092 – –Ausserordentliche Investitionseinnahmen
058-058 – –Ausserordentliche Investitionsausgaben

Der Vergleich mit dem Vorjahr wird durch Sondereffekte aus dem Jahr 2011 stark verzerrt. Bereinigt  
um diese einmaligen Zahlungen erreichen die Investitionsausgaben das Vorjahresniveau und die teilweise 
nur schwer planbaren Investitionseinnahmen liegen leicht darunter. Der Investitionsanteil erreicht mit 
11,3 Prozent etwas weniger als den Durchschnitt der letzten zehn Jahre. 
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Entwicklung der Investitionsausgaben    

in Mrd. CHF (linke Achse)  

in % der ordentlichen Ausgaben (rechte Achse)  

Investitionsausgaben und -anteile 
können von Jahr zu Jahr relativ 
stark variieren (z.B. 2001: höhere 
Einlagen in den FinöV-Fonds). 
Die Zeitreihe zeigt auch, dass der 
Investitionsanteil der Bundesrech-
nung (ohne Sonderrechnung) in 
den letzten Jahren gesunken ist 
(2012: 11,3 %). In der Tendenz 
sind die Investitionen weniger 
gewachsen als die laufenden 
Ausgaben. 

Die ordentlichen Investitionsausgaben haben im Vergleich zum 
Vorjahr um 7,1 Prozent abgenommen. Diese Entwicklung ist ei-
ne Folge der einmaligen Ausgaben 2011 für die haushaltsneutra-
le Kapitalisierung der SIFEM AG (416 Mio.) und für die investi-
ven Massnahmen zur Abfederung der Frankenstärke (123 Mio.). 
Korrigiert um diese Sondereffekte erreichen die Investitionsaus-
gaben im Jahr 2012 genau das Vorjahresniveau. Sie liegen aber 
deutlich unter dem Voranschlag, was in erster Linie auf den 
Minderbedarf im Nationalstrassenbereich sowie geringere Zah-
lungen an den Fonds für Eisenbahngrossprojekte zurückzufüh-
ren ist.
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Die Investitionsrechnung umfasst die Ausgaben für den Erwerb 
oder die Schaffung von Vermögenswerten, die zur Aufgaben-
erfüllung notwendig sind und über mehrere Perioden genutzt 
werden (Verwaltungsvermögen), sowie die Einnahmen aus Ver-
äusserung bzw. Rückzahlung dieser Vermögenswerte. Die Inves-
titionsausgaben entfallen zu einem Drittel auf den Eigenbereich 
(v.a. Liegenschaften und Nationalstrassen) und zu zwei Dritteln 
auf den Transferbereich (v.a. Darlehen und Beiträge). Bei den In-
vestitionseinnahmen handelt es sich in erster Linie um Rückzah-
lungen von Darlehen sowie Erlösen aus der Veräusserung von 
Liegenschaften. Sie sind allgemein nur schwer planbar, weshalb 
grössere Abweichungen zwischen Rechnung und Voranschlag 
vorkommen.

Investitionen in den Sonderrechnungen

Der Bund tätigt einen massgeblichen Teil seiner Investitionen über den 

Fonds für Eisenbahngrossprojekte und den Infrastrukturfonds, welche 

als Sonderrechnungen geführt werden. Diese Ausgaben werden in der 

Bundesrechnung nur im Umfang der Einlagen in diese Fonds erfasst. Aus-

schliesslich in der Sonderrechnung ausgewiesen werden die Investitionen 

des ETH-Bereichs, da der Finanzierungsbeitrag des Bundes vollständig in 

der Erfolgsrechnung figuriert (keine Aufteilung in laufende und investive 

Ausgaben).

	 Rechnung	 Rechnung	 Differenz
Mio. CHF	 2011	 2012	 %

Bund inkl. Sonderrechnungen	 8261	 7618	 -7,8 
Stammhaus Bund	 7552	 7014	 -7,1 
Korrektur Sonderrechnungen	 709	 604	

Bei einer Berücksichtigung der Sonderrechnungen fallen die Investiti-

onsausgaben des Bundes um rund 0,6 Milliarden oder 1,0 Prozent der 

ordentlichen Ausgaben höher aus. Im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich 

insgesamt ein leicht stärkerer Rückgang als im Stammhaus. Dies ist auf 

rückläufige Investitionen beim Infrastrukturfonds und im ETH-Bereich zu-

rückzuführen.
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eine zusätzliche Verschuldung bei den kurzfristigen Finanzver-
bindlichkeiten. Das positive Finanzierungsergebnis wirkt sich 
damit erst nach der erwähnten Anleihensrückzahlung im 2013 
auf die Bruttoschulden aus. 

Auf die Entwicklung der Nettoschulden (Bruttoschulden abzüg-
lich Finanzvermögen) hat die schuldenfinanzierte Anhebung 
des Tresoreriebestandes keinen Einfluss. Die Nettoschulden re-
duzierten sich um 1,3 auf 81,2 Milliarden. Der Anstieg der Brut-
toschulden (+1,9  Mrd.) wurde durch die Zunahme des Finanz-
vermögens (+3,2 Mrd.) überkompensiert.

Die Bruttoschulden haben – erstmals seit 2008 – wieder zuge-
nommen (+1,9 Mrd.). Der Anstieg ist etwas höher als budgetiert 
(VA 2012: 111,3 Mrd.).

Im Hinblick auf die anfangs Februar 2013 fällige Rückzahlung 
einer Anleihe von 6,9  Milliarden wurden die Tresoreriemittel 
planmässig aufgestockt (bis Ende 2012 um rund 3,2  Mrd., in 
Form von flüssigen Mitteln und kurzfristigen Geldanlagen). Die 
Aufstockung erfolgte im Wesentlichen aus dem Mittelzufluss 
des ordentlichen Finanzierungsüberschusses und der ausseror-
dentlichen Einnahmen (total 2  Mrd.) sowie andererseits über 

26	 Schulden

Die Bruttoschulden des Bundes sind im Berichtsjahr um 1,9 auf 112,4 Milliarden angestiegen. Diese  
Zunahme ist die Folge einer temporären Aufstockung der Tresoreriemittel, um eine im Februar 2013 fällige 
Anleihe zurück zu zahlen. Die Nettoschulden konnten hingegen weiter abgebaut werden (-1,3 Mrd.).

Entwicklung der Schulden des Bundes

20122011201020052000Mio. CHF
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In den Jahren 2004 und 2005 
gelang eine Trendwende. Seitdem 
haben sich die Netto- und Brutto-
schulden schrittweise verringert. 
Markanter fällt der Rückgang bei 
den Schuldenquoten in Prozenten 
des BIP aus.
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2012 haben die ordentlichen Einnahmen gegenüber dem Vorjahr um 1,9 Prozent abgenommen.  
Diese Entwicklung erklärt sich zur Hauptsache mit dem bedeutenden Rückgang der Einnahmen  
aus der Verrechnungssteuer, der Stempelabgabe und der nichtfiskalischen Einnahmen sowie  
dem vergleichsweise starken Einfluss verschiedener Sonderfaktoren. 

Entwicklung der Einnahmen nach Kontengruppen

Rechnung Voranschlag

%tulosba2102

Differenz zu

Mio. CHF

Rechnung

20122011

Differenz zu

absolut

R 2011 VA 2012

9,1-842 1-711 46 799 26nemhanniE ehciltnedrO 911 1-542 46

4,0-802-419 95nemhannielaksiF 58 788 521 1-699 85
154957 81reuetssednuB etkeriD 18 342 714-5,2198 71
625-681 4reuetssgnunhcerreV 4 335 9418,01-168 4
127-544 2nebagbalepmetS 2 136 903-2,52-758 2
804055 22reuetstrewrheM 22 050 005-9,1246 12
202534 7nreuetsshcuarbreV egirbÜ 7 543 8018,2143 7

Verschiedene Fis 22-935 4nemhannielak 4 383 651-5,0-504 4

8,91-040 1-302 4nemhanniE ehcsilaksifthciN 4 2095 249 6

31	 Entwicklung der Einnahmen

Gegenüber dem Vorjahr sind die ordentlichen Einnahmen 2012 
um 1,9  Prozent (-1,2  Mrd.) zurückgegangen, obwohl die Erträge 
der zwei wichtigsten Steuern, direkte Bundessteuer (+2,5 %) und 
Mehrwertsteuer (+1,9 %), gestiegen sind und das nominale BIP 
ein positives Wachstum aufwies (+1,1 %). Dieser Rückgang bei den 
Gesamteinnahmen ist nicht nur auf den regelrechten Einbruch 
bei den Einnahmen aus Verrechnungssteuer (-10,8 %), Stempel-
abgabe (-25,2 %) und nichtfiskalischen Einnahmen (-19,8 %) zu-
rückzuführen, sondern auch auf verschiedene Sonderfaktoren. 

Bereinigt um Sonderfaktoren verzeichnen die Einnahmen näm-
lich ein Wachstum von 2,3 %. Dieser deutliche Unterschied ist 
namentlich auf die Entwicklung bei der direkten Bundessteuer 
zurückzuführen, die von verschiedenen Steuerreformen betrof-
fen war. 

Die Grafik auf der nächsten Seite zeigt die Wachstumsraten der 
sechs grössten Fiskaleinnahmen.
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Etwa seit 2005 sind die ordentli-
chen Gesamteinnahmen tenden-
ziell im Steigen begriffen; sie 
entwickeln sich fast parallel zum 
BIP, was bedeutet, dass der Anteil 
der Einnahmen in Prozent des 
BIP ausgedrückt (2012: 10,6 %) 
in dieser Periode vergleichsweise 
stabil geblieben ist.
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•	 Die Erträge aus den Stempelabgaben verzeichneten eine deut-
liche Abnahme um 25,2 Prozent. Dafür sind weitgehend zwei 
Faktoren verantwortlich: zum einen die per 1.  März  2012 er-
folgte Abschaffung der Emissionsabgabe auf Fremdkapital 
(im Rahmen der Grossbankenregelung «too big to fail») und 
zum andern der Rückgang des Ertrags aus der Umsatzabgabe, 
verursacht durch die anhaltende Unsicherheit an den Finanz-
märkten.

Um die Sonderfaktoren bereinigte Entwicklung
Erfahrungsgemäss entwickeln sich die Gesamteinnahmen des 
Bundes langfristig proportional zum nominellen BIP, d.h. die 
Elastizität des Einnahmenwachstums bezüglich des nominalen 
BIP-Wachstums beträgt langfristig eins. Dieses Referenzmodell 
hilft, die budgetierten Einnahmenpositionen auf ihre Plausibi-
lität hin zu überprüfen. Mehrere Einnahmenkategorien weisen 
jedoch namhafte Strukturbrüche auf. Vor einem Vergleich der 
Entwicklung von Gesamteinnahmen und BIP müssen diese be-
seitigt werden. Diese Sonderfaktoren für die Jahre 2011 und 2012 
werden in der nachstehenden Tabelle dargelegt.

Die Nettoeinnahmen 2011 müssen um 1 756 Millionen nach un-
ten und diejenigen für 2012 um 955  Millionen nach oben kor-
rigiert werden. Nach Korrektur der Strukturbrüche und der ty-
pischen Volatilität bei der Entwicklung der Verrechnungssteuer 
verzeichnen die Einnahmen zwischen 2011 und 2012 ein Wachs-
tum von 2,3  Prozent. Unter Berücksichtigung des nominalen 
Wirtschaftswachstums resultiert daraus eine Einnahmenelastizi-
tät von 2,1 (unbereinigt: -1,7). Diese Reaktion ist deutlich über-
proportional. Sie ist insbesondere auf den Ertrag der direkten 
Bundessteuer zurückzuführen, der 2012, nach einer erneuten 
Stagnation im Vorjahr, trotz gewährter Steuererleichterungen 

•	 Trotz negativer Auswirkungen von Familienbesteuerungsre-
form, Ausgleich der kalten Progression und Kapitaleinlage-
prinzip stieg die direkte Bundessteuer (DBSt) um 2,5 Prozent. Die 
direkte Steuer auf den Reingewinnen sowohl von juristischen 
und dem Einkommen natürlicher Personen verzeichneten 
beide ein positives Wachstum von 3,1 beziehungsweise 1,8 Pro-
zent. Die Einnahmen aus der DBST beruhen hauptsächlich auf 
den 2011, also einem Jahr mit relativ günstiger Konjunktur, er-
zielten Erträgen.

•	 Die Mehrwertsteuer (MWST) löst mit einem Einnahmenwachs-
tum von 1,9 Prozent gegenüber der Rechnung 2011 einen po-
sitiven Impuls aus. Diese Entwicklung ergibt sich insbesonde-
re aus der Anhebung des MWST-Satzes zu Gunsten der IV im 
2011, der sich zu rund einem Viertel erst auf das 2012 erzielte 
Ergebnis niedergeschlagen hat.

•	 Die Einnahmen aus der Tabaksteuer stiegen um 8,5  Prozent, 
trotz einer Preiserhöhung bei den Zigaretten seitens der Her-
steller um 30 Rappen pro Paket.

•	 Die Einnahmen aus der Mineralölsteuer verzeichneten nur ei-
nen sehr bescheidenen Anstieg (+0,3 %). Das ist teilweise auf 
die Revision des Bundesgesetzes über die Reduktion der CO2-
Emissionen (SR 641.71) zurückzuführen; das Gesetz hält fest, 
dass die Emissionen von in der Schweiz neu immatrikulierten 
Personenwagen gesenkt werden müssen.

•	 Der Ertrag aus der Verrechnungssteuer nahm gegenüber dem 
Vorjahr um 10,8 Prozent ab. Die Eingänge nahmen 2012 deut-
lich stärker ab als die Rückerstattungsgesuche; bei beiden ist 
der Rückgang in erster Linie auf zwei grosse Aktienrückkauf-
programme zurückzuführen, die im Laufe von 2012 sistiert 
wurden.

 

 

 

 

 

 

 

Entwicklung der Einnahmen 2012 in Mio. und %  

Veränderung zum Vorjahr in Mio. Wachstumsrate zum Vorjahr in %  

Wachstum des nominellen BIP 1,1 % 
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-526 
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Stempelabgaben 

Verrechnungssteuer 

Mineralölsteuer 

Tabaksteuer 

Mehrwertsteuer 

Direkte Bundessteuer 

Ordentliche Einnahmen 

-25,2 

-10,8 

0,3 

8,5 

1,9 

2,5 

-1,9 

 

 

 

 

 

 

 

Der Rückgang der Gesamtein-
nahmen 2012 ist insbesondere auf 
 den rückläufigen Ertrag der Ver-
rechnungssteuer und der Stempe-
labgaben sowie den Einfluss von 
Sonderfaktoren zurückzuführen. 
Nach Bereinigung dieser Sonder-
faktoren erreicht das Wachstum 
der Gesamteinnahmen 2,3 Pro-
zent und übersteigt damit dasje-
nige des nominellen BIP.
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Bei der Korrektur der Einnahmenentwicklung berücksichtigte Sonderfaktoren

Rechnung Rechnung

Mio. CHF 2011 2012 absolut %

Ordentliche Einnahmen 64 245 62 997 -1 248 -1,9

Sonderfaktoren
DBST: Ausgleich Folgen kalte Progression -40 -480
DBST: Familiensteuerreform -20 -280
DBST: KEP - -90
MWST: IV-Zusatzfinanzierung 860 1 110
Stempelabgabe:  «too big to fail» - -440
Mineralölsteuer: CO2-Gesetz - -50
Nichtfiskalische Einnahmen: Portfoliotransfer SIFEM AG 416 -
Nichtfiskalische Einnahmen: Verkauf SAPOMP AG 170 -
Nichtfiskalische Einnahmen: SNB Gewinnausschüttung - -500
Nichtfiskalische Einnahmen: EU Zinsbesteuerung - 25

Verrechnungssteuer: Abweichung vom Trend 370 -250

Netto-Mehreinnahmen (+) / Mindereinnahmen (-) insgesamt 1 756 -955
Ordentliche Einnahmen korrigiert 62 489 63 952 1 463 2,3

Differenz zu R 2011

Mindereinnahmen durch das KEP

Das mit der Unternehmenssteuerreform II eingeführte Kapitaleinlage-

prinzip (KEP) führt zu Mindereinnahmen, wenn die Kapitalgesellschaften 

steuerfreie Kapitaleinlagen zurückzahlen (sog. Ersatzdividenden) anstatt 

steuerbare Dividenden ausschütten. Die Ersatzdividenden beliefen sich 

auf rund 9 Milliarden (2011) bzw. 8 Milliarden (2012). Auf dieser Basis 

werden die Mindereinnahmen des Bundes auf 1,5 Milliarden (2011) bzw. 

370 Millionen (2012) geschätzt.

Mio. CHF		  2011	 2012

Schätzung der Mindereinnahmen KEP		  1515	 370
Direkte Bundessteuer		  –	 90
Verrechnungssteuer		  315	 280
Verrechnungssteuer – einmaliger Effekt		  1200	 –

 

Für die Berechnung der Mindereinnahmen wird von den folgenden An-

nahmen ausgegangen:

•	 Direkte Bundessteuer: 10 Prozent der Ersatzdividenden entfallen auf 

natürliche Personen in der Schweiz (Grenzsteuersatz 30 %). 1/3 der 

entgangenen Einkommenssteuern fällt beim Bund an (die restlichen 

2/3 bei Kantonen und Gemeinden). Erstmalige Mindereinnahmen im 

Jahr 2012 (Steuerjahr 2011).

•	 Verrechnungssteuer: 10 Prozent der Verrechnungssteuer auf Dividen-

den wird nicht zurückgefordert (Steuersatz 35 %). Einmaliger Effekt: 

Im Einführungsjahr 2011 wurden noch Rückerstattungen aus Dividen-

den des Vorjahres fällig (1,2 Mrd.), denen keine neuen Eingänge ge-

genüberstehen. 

um 2,5  Prozent wuchs. Bereinigt um die Sonderfaktoren hät-
ten die Einnahmen aus dieser Steuer (inkl. Zinsen und Bussen) 
ein Wachstum von 7  Prozent verzeichnet. Auch die bereinigte 
Wachstumsrate der Verrechnungssteuer hätte (inkl. Zinsen und 
Bussen) ein Wachstum von 1,7 Prozent und diejenige der nicht-
fiskalischen Einnahmen ein Wachstum von 0,5  Prozent aufge-
wiesen. Der grosse Unterschied zwischen der Einnahmenelasti-
zität vor und nach Bereinigung der Sonderfaktoren widerspiegelt 
demnach die Bedeutung des Einflusses, den die Sonderfaktoren 
auf die Einnahmenentwicklung zwischen 2011 und 2012 ausüb-
ten.

Qualität der Schätzung
Mit der Einführung der Schuldenbremse haben die Einnahmen-
schätzungen an Bedeutung gewonnen, da sich die im Budget 
geplanten Ausgaben nach den geschätzten Einnahmen zu rich-
ten haben. Die ordentlichen Einnahmen liegen 1,1  Milliarden 
(-1,7 %) unter dem Budgetwert. In absoluten Zahlen ist die Ab-
weichung kleiner als zwischen Rechnung und Voranschlag 2011; 
zudem liegt sie unter dem durchschnittlichen absoluten Progno-
sefehler der letzten zehn Jahre von 4,3 Prozent (für die detaillier-
te Analyse der Einnahmenschätzungen vgl. Band 3 Ziff. 17). Die 
Abweichung erklärt sich schwergewichtig durch den Prognose-
fehler bei der direkten Bundessteuer, der Stempelabgabe und der 
MWST, die im Voranschlag 2012 allesamt überschätzt worden 
sind. Zum Teil erklärt sich dies dadurch, dass im Zeitpunkt der 
Budgetierung die Aussichten für das Wirtschaftswachstum der 
Jahre 2011 und 2012 ein wenig optimistischer waren.
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Die Gesamtausgaben des Bundes nahmen gegenüber dem Vor-
jahr um knapp 600 Millionen ab (-1,0 %). In der Rechnung 2011 
waren allerdings einmalige Ausgaben für das Massnahmenpaket 
zur Abfederung der Frankenstärke (834 Mio.) und für die Kapi-
talisierung der SIFEM AG (416 Mio.) enthalten, die das Gesamt-
bild verzerren. Demgegenüber war im Jahr 2011 noch nicht die 
gesamte IV-Zusatzfinanzierung enthalten (nur 3/4 des MWST-

Zuschlags), während 2012 der gesamte Zuschlag an die IV über-
wiesen wurde (+250  Mio.). Das um diese Faktoren bereinigte 
Ausgabenwachstum beträgt 0,7  Prozent. Dass es so moderat 
ausfällt, ist vor allem auf den starken Rückgang der Ausgaben für 
die Passivzinsen und die Schuldenverwaltung zurückzuführen 
(-702 Mio.; -27 %); das tiefe Zinsniveau führte zu aussergewöhn-
lich hohen Agios, die mit den Passivzinsen verrechnet werden. 

32	 Entwicklung der Ausgaben nach Aufgabengebieten

Hinweis: Bei den «Beziehungen zum Ausland» wurde der Wert in der Rechnung 2011 um den Sondereffekt SIFEM korrigiert (-416 Mio.; vgl. Box am Ende dieser Ziffer).

Entwicklung der Ausgaben nach Aufgabengebieten

Rechnung Voranschlag

20122011 absolut %

Differenz zu

2102FHC .oiM

Rechnung
Differenz zu

absolut

R 2011 VA 2012

61 736 -59762 333Ordentliche Ausgaben -1,0 593 2-131 46

111866 02755 02Soziale Wohlfahrt 0,5 733-500 12
475-083 9459 9Finanzen und Steuern -5,8 469-543 01
86031 8260 8Verkehr 0,8 733-764 8
651466 6905 6Bildung und Forschung 2,4 61-186 6
601-824 4335 4Landesverteidigung -2,3 522-356 4
84117 3366 3Landwirtschaft und Ernährung 1,3 71-827 3
181979 2997 2Beziehungen zum Ausland - Internationale 

Zusammenarbeit
6,5 202-181 3

5 7755 839Übrige Aufgabengebiete -65 -1,1 792-170 6

Im Jahr 2012 betrugen die ordentlichen Ausgaben des Bundes 61,7 Milliarden, 600 Millionen weniger 
als im Vorjahr. Auch bereinigt um Sondereffekte (Massnahmenpaket Frankenstärke, SIFEM 2011,  
IV-Zusatzfinanzierung) bleibt das Ausgabenwachstum dank dem Rückgang der Ausgaben für Passivzinsen 
und Schuldenverwaltung moderat (+0,7 %).
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Die Ausgaben wachsen seit 2006 
in etwa gleich schnell wie das 
nominale Bruttoinlandprodukt; 
die Staatsquote blieb über diesen 
Zeitraum stabil. In der Zeit davor 
hatten die Entlastungsprogramme 
2003 und 2004 für eine leicht 
rückläufige Staatsquote gesorgt. 
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Die Ausgaben blieben rund 2,4 Milliarden (3,7 %) unter dem 
Voranschlag 2012. Davon entfällt rund 1 Milliarde auf das Auf-
gabengebiet Finanzen und Steuern (Passivzinsen/Agio). Der Rest 
verteilt sich auf verschiedene Aufgabengebiete. Die grössten 
Kreditreste entstanden in der Sozialen Wohlfahrt (337 Mio.) und 
beim Verkehr (337 Mio.), wobei sie in beiden Bereichen zu Teilen 
auf tiefere zweckgebundene Einnahmen zurückzuführen sind. 
Auch bei der Landesverteidigung resultierten Kreditreste von 
über 200 Millionen. 

Im Folgenden wird die Entwicklung der sieben grössten Auf-
gabengebiete kommentiert. Für jedes Aufgabengebiet wird in 
Klammern die Höhe der Ausgaben im Jahr  2012 sowie die Zu-
wachsrate im Vergleich zum Vorjahr angegeben. Detaillierte 
Ausführung zur Ausgabenentwicklung finden sich im Band  3, 
Ziffer 2. 

Soziale Wohlfahrt (20,7 Mrd., +0,5 %): Das Wachstum des gröss-
ten Aufgabengebietes fiel tiefer aus als üblich (+111  Mio.). Der 
Wegfall des im Jahr 2011 im Rahmen der Massnahmen gegen 
die Frankenstärke geleisteten Sonderbeitrags von 500 Millionen 
an die Arbeitslosenversicherung vermag den starken Anstieg der 
Ausgaben für die Migration (mehr Asylgesuche; +208 Mio.) so-
wie das Wachstum bei der AHV (demografische Entwicklung; 
+155  Mio.) und IV (+150  Mio.) fast gänzlich zu kompensieren. 
Der ordentliche Bundesbeitrag an die IV (37,7 % der IV-Ausga-
ben) war erstmals seit Jahren rückläufig (-90 Mio.); das Wachs-
tum ist ausschliesslich auf den eingangs genannten Einfüh-
rungseffekt beim MWST-Zuschlag für die IV zurückzuführen. 
Einen starken Anstieg verzeichneten sodann die Ausgaben für 
Ergänzungsleistungen (+61  Mio.; +4,7 %). Deutlich langsamer 
wuchsen die Beiträge an die individuellen Prämienverbilligun-
gen in der Krankenversicherung (+36 Mio.; +1,7 %).

Finanzen und Steuern (9,4 Mrd., -5,8 %): Die Ausgaben im Auf-
gabengebiet Finanzen und Steuern waren erneut rückläufig 
(-574 Mio.). Der Bund konnte stark von den tiefen Zinsen (hohes 
Agio bei der Aufstockung von Anleihen) und vom Schulden-
rückgang der vergangenen Jahre profitieren. Insgesamt gingen 
die Ausgaben für die Geldbeschaffung und die Vermögens- und 
Schuldenverwaltung um über 700  Millionen zurück. Demge-
genüber fielen die Anteile Dritter an Bundeseinnahmen (v.a. 
DBST, VST und LSVA; +75  Mio.) sowie die Beiträge an den Fi-
nanzausgleich (+53 Mio.) höher aus als im Vorjahr. 

Verkehr (8,1 Mrd., +0,8 %): Die Verkehrsausgaben wuchsen ge-
genüber dem Vorjahr um 68 Millionen. Dabei stiegen die Aus-
gaben für den Strassenverkehr um 251 Millionen, dies v.a. weil 
ein höherer Anteil der Einlage in den Infrastrukturfonds der 
Strasse zuzurechnen ist (+196  Mio.) und weil die Ausgaben für 
den Betrieb, Unterhalt und Ausbau der Nationalstrassen zunah-
men (+58 Mio.). Für den öffentlichen Verkehr (öV) gab der Bund 
212 Millionen weniger aus als im Vorjahr. Zum einen entfiel ein 
kleinerer Teil der Einlage in den Infrastrukturfonds auf den öV 
(-121 Mio.), zum andern gingen die Einlagen in den Finöv-Fonds 
(-120 Mio., v.a. wegen tieferer LSVA-Einnahmen) und die Beiträ-
ge an die Güterverkehrsverlagerung (-62  Mio.) gegenüber 2011 
zurück. Demgegenüber stiegen die Ausgaben für den regionalen 
Personenverkehr (+52 Mio.) sowie die Beiträge an SBB und Pri-
vatbahnen im Rahmen der Leistungsvereinbarungen (+27 Mio.) 
gegenüber dem Vorjahr an. Die Ausgaben für den Luftverkehr 
nahmen gegenüber 2011 um 28 Millionen zu. 

Bildung und Forschung (6,7 Mrd., +2,4 %): Die Ausgaben für die 
Bildung und Forschung lagen 2012 um 156 Millionen höher als 
im Vorjahr. Bereinigt um die Massnahmen zur Abfederung der 
Frankenstärke, für die 2011 einmalig 195 Millionen ausgegeben 

Entwicklung der Ausgaben nach Aufgabengebieten 2012 in Mio. und %   

Veränderung zum Vorjahr in Mio. Wachstumsrate zum Vorjahr in %  

Wachstum des nominellen BIP 1,1 % 
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Ordentliche Ausgaben 

-5,8 

-2,3 

1,3 

0,8 

0,5 

2,4 

6,5 
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Sowohl prozentual als auch abso-
lut wuchsen die Aufgabengebiete 
Bildung und Forschung sowie 
Beziehungen zum Ausland (Ent-
wicklungszusammenarbeit) am 
stärksten. Insgesamt gingen die 
Ausgaben aber dank tiefen Zinsen 
und Sondereffekten zurück. 
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Verzerrungseffekt im Zusammenhang mit der SIFEM AG

Im Jahr 2011 wurde die Investitionstätigkeit des SECO in Privatunternehmen 

in Entwicklungs- und Transitionsländern an die Entwicklungsfinanzie-

rungsgesellschaft SIFEM AG (Swiss Investment Fund for Emerging Mar-

kets) ausgelagert. Die Gewährung eines Darlehens an die SIFEM AG zur 

Erhöhung des Aktienkapitals führte zu Investitionsausgaben von 416 Mil-

lionen. Gleichzeitig resultierten aus dem Verkauf des Investitionsportfolios 

des SECO an die SIFEM AG, sowie aus der Aktivierung bzw. Auflösung 

zweier bisher zur Abwicklung der SIFEM-Geschäftstätigkeit verwendeter 

Konten, Einnahmen in gleicher Höhe; die Transaktion war somit haus-

haltsneutral. Die Zahlen zum Aufgabengebiet Beziehungen zum Ausland 

– Internationale Zusammenarbeit wurden in allen Tabellen um den «Son-

dereffekt SIFEM» korrigiert (vgl. entsprechende Fussnoten). Demgegen-

über wurden die Gesamtausgaben des Bundes sowie die ebenfalls betrof-

fenen Investitionsausgaben (vgl. Ziffer 25) nicht korrigiert.

worden waren, beträgt die Zunahme 351 Millionen (+5,6 %). Ein 
wesentlicher Teil des Zuwachses entfällt auf die Berufsbildung 
(+93  Mio.); dies bildet die Bestrebungen des Bundes ab, den 
Richtwert von einem Viertel der öffentlichen Ausgaben für die 
Berufsbildung zu erreichen. Der Rest verteilt sich auf die Hoch-
schulen (+32 Mio.), insbesondere auf die kantonalen Universitä-
ten und die Fachhochschulen, und auf die Forschung (+31 Mio.). 
In beiden Bereichen waren im Vorjahr namhafte zusätzliche 
Ausgaben zur Abfederung der Frankenstärke getätigt worden; 
die Mittel für die ordentliche Aufgabenerfüllung stiegen somit 
stärker an, als die absoluten Zahlen vermuten lassen. 

Landesverteidigung (4,4 Mrd., -2,3 %): Der Rückgang der Ausgaben 
für die Landesverteidigung ist auf die geringeren Rüstungsaus-
gaben (-167 Mio.) und den tieferen Beitrag an die UNO (-43 Mio. 
auf dem der Landesverteidigung zugerechneten Anteil) zurück-
zuführen. Demgegenüber nahmen die Ausgaben für die Immo-
bilien (+39  Mio.) und die materielle Sicherstellung der Armee 
(+37 Mio.) zu. Schliesslich wird seit 2012 ein Teil der Ausgaben 
des Nachrichtendienstes dem Aufgabengebiet Landesverteidi-
gung zugerechnet (+19 Mio.); diese Aufwände waren 2011 noch 
im Aufgabengebiet Ordnung und öffentliche Sicherheit ausge-
wiesen worden.

Landwirtschaft und Ernährung (3,7 Mrd., +1,3 %): Gut drei Viertel 
der Ausgaben für die Landwirtschaft entfallen auf die Direktzah-
lungen, die gegenüber dem Vorjahr leicht zunahmen (+14 Mio.; 
+0,5 %). Im Bereich Produktion und Absatz blieben die Ausga-
ben auf Vorjahresniveau (-1 Mio.), wogegen für Grundlagenver-
besserungen und Sozialmassnahmen wesentlich mehr als 2011 
ausgegeben wurde (+45 Mio.). Der Grund dafür ist, dass das Par-
lament den entsprechenden Zahlungsrahmen für die Jahre 2012 
und 2013 aufgestockt und damit Teile der Teuerungskorrektur 
aus dem KOP 12/13 rückgängig gemacht hatte. 

Beziehungen zum Ausland – Internationale Zusammenarbeit 
(3,0 Mrd., +6,5 %): Die Beziehungen zum Ausland weisen das pro-
zentual stärkste Wachstum aller Aufgabengebiete aus. Haupt-
grund dafür ist die vom Parlament beschlossene Erhöhung 
der Mittel für die Entwicklungshilfe; Ziel ist es, bis 2015 einen 
APD-Anteil von 0,5  Prozent des Bruttonationaleinkommens 
zu erreichen. Entsprechend wuchsen die Ausgaben für die Ent-
wicklungshilfe um 163  Millionen (+8,4 %). Daneben fiel auch 
der Beitrag an die Erweiterung der EU trotz Projektverzögerun-
gen höher aus als im Vorjahr (+27 Mio.). Demgegenüber gingen 
die Ausgaben für die Politischen Beziehungen und für die Wirt-
schaftlichen Beziehungen u.a. aufgrund von günstigeren Wech-
selkursen leicht zurück (-7 bzw. -3 Mio.).
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Hingegen nahmen die Ausgaben für Umstrukturierungen im 
Rahmen des Sozialplans um 3 Millionen ab. Weitere Ausführun-
gen zum Personalaufwand finden sich im Anhang, Ziffer 62/10. 

Der Sach- und Betriebsaufwand stieg gegenüber 2011 um 1,2 Pro-
zent an. Dabei verzeichnete der Aufwand für die Nationalstra-
ssen das stärkste Wachstum (+63 Mio.). Ebenfalls höher als im 
Vorjahr lag der Betriebsaufwand (+38 Mio.), namentlich wegen 
höherer Aufwendungen bei der Armee und im Asylbereich. 
Demgegenüber ging der Material- und Warenaufwand aufgrund 
einer Änderung der Verbuchungspraxis bei der Rückstellung für 
den Münzumlauf zurück (-54 Mio.); bereinigt um diese läge er 
auf Vorjahresniveau (vgl. Anhang, Ziff. 62/11).

Dass der Rüstungsaufwand gegenüber dem Jahr 2011 zurückge-
hen würde, war bereits im Voranschlag 2012 absehbar. Während 
2011 im Rahmen der Regeln des Ausgabenplafonds der Armee 
Kreditreste aus früheren Jahren eingesetzt werden konnten, lie-
ssen die Vorgaben der Schuldenbremse dies im Jahr 2012 nicht 
zu. Entsprechend fiel der Rüstungsaufwand um 166  Millionen 
tiefer aus als im Vorjahr (vgl. Anhang, Ziff. 62/12).

Die Abschreibungen auf Sachanlagen und immateriellen Anlagen 
liegen 56  Millionen höher als im Vorjahr. Davon entfällt gut 
die Hälfte auf die Informatik und die immateriellen Anlagen 
(+34 Mio.); Hauptgrund für den Zuwachs ist die Abschreibung 

Der Aufwand des Bundes war 344 Millionen tiefer als im Vorjahr 
(-0,5  %). Der Eigenaufwand wuchs gegenüber der Rechnung 
2011 nur moderat (+0,6 %); dazu hat vor allem der Rückgang 
des Rüstungsaufwands beigetragen. Auch das Wachstum des 
Transferaufwands war mit 0,7  Prozent vergleichsweise gering; 
bereinigt um die Massnahmen zur Abfederung der Frankenstär-
ke in der Rechnung 2011 und die IV-Zusatzfinanzierung fällt das 
Wachstum allerdings höher aus (+1,7 %). Schliesslich ging der 
Finanzaufwand gegenüber dem Vorjahr stark zurück (-22,3 %). 

Eigenaufwand
Der Personalaufwand sowie der Sach- und Betriebsaufwand ma-
chen knapp drei Viertel des Eigenaufwands aus. Der Rest verteilt 
sich auf den volatileren Rüstungsaufwand und die Abschreibun-
gen auf Sachanlagen und immateriellen Anlagen . 

Der Personalaufwand lag 137  Millionen höher als im Vorjahr. 
Dazu haben vor allem die Lohnmassnahmen (Teuerungsaus-
gleich 0,4  %, Reallohnerhöhung 0,8  %) sowie stellenseitige 
Aufstockungen (+255 Vollzeitstellen, höhere Kosten für das 
Lokalpersonal EDA) beigetragen (+106  Mio.). Hinzu kommen 
die Begleitmassnahmen zum Grundlagenwechsel bei PUBLICA 
(+15,5 Mio.). Daneben stiegen auch die Aufwände für Arbeitge-
berleistungen (v.a. Überbrückungsrenten) und den Vorruhe-
stand bei besonderen Personalkategorien (+12  Mio.) sowie der 
übrige Personalaufwand (+5  Mio.) gegenüber dem Vorjahr an. 

33	 Entwicklung der Aufwände nach Kontengruppen

Der Eigenaufwand und der Transferaufwand des Bundes wachsen gegenüber dem Vorjahr aufgrund 
von Sondereffekten nur moderat; der Finanzaufwand geht um über einen Fünftel zurück. In der Summe 
resultiert ein Aufwand, der um 0,5 Prozent tiefer liegt als in der Rechnung 2011.  

Mio. CHF

Aufwand nach Kontengruppen

2012
Voranschlag 1102 R uz znereffiDgnunhceR

absolut %2011
Rechnung

2012

878 36dnawfuA rehciltnedrO 5,0-443-086 26 62 336

Eigenaufwand 12 804 6,037032 21 12 304
Personalaufwand 5 278 8,2731329 4 5 060

003 4dnawfuasbeirteB dnu -hcaS 2,164389 3 4 029
Rüstungsaufwand 1 037 3,41-661-361 1 997

091 2negalnA .tammi dnu negalnahcaS fua negnubierhcsbA 6,265261 2 2 218

Transferaufwand 48 221 7,0833499 64 47 332
Anteile Dritter an 478 8negärtresednuB 6,1831945 8 8 687

189nesewniemeG na negnugidähcstnE 6,81951658 1 015
Beiträge an eigene 870 3nenoitutitsnI 1,4221179 2 3 093
Beiträge an Dritte 14 883 1,2203713 41 14 619
Beiträge an Sozial 176 51negnurehcisrev 3,2-553-457 51 15 399
Wertberichtigung Invest 553 4egärtiebsnoiti 4,1-95-061 4 4 101

873negnugilieteB dnu nehelraD gnugithcirebtreW 0,813683 417

Finanzaufwand 2 789 3,22-467-824 3 2 664
Zinsaufwand 2 602 9,9-362-966 2 2 406

0,001-044-044netrewytiuqE nov emhanbA – –
681dnawfuaznaniF regirbÜ 3,91-26-023 258

46latipakdmerF mi sdnoF enednubegkcewz ni egalniE 2,530172 37
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des nicht mehr werthaltigen Teils des abgebrochenen Projekts 
INSIEME. Daneben waren auch die Abschreibungen auf Gebäu-
den und Grundstücken (+17 Mio.) und auf den Nationalstrassen 
(+9 Mio.) höher als im Vorjahr. 

Transferaufwand
Die Entwicklung des Transferaufwands ist von Sondereffekten 
geprägt. Zum einen waren in der Rechnung 2011 Ausgaben von 
über 700  Millionen zur Abfederung der Frankenstärke enthal-
ten, zum andern wirkte sich die IV-Zusatzfinanzierung (0,4 % 
MWST-Zuschlag) erst 2012 voll aus. Bereinigt um diese Effekte 
beträgt das Wachstum des Transferaufwands 1,7 Prozent. 

Die Anteile Dritter an Bundeserträgen nahmen gegenüber dem 
Vorjahr um 138  Millionen zu; dieses Wachstum ist allerdings 
ausschliesslich darauf zurückzuführen, dass sich der MWST-
Zuschlag im Einführungsjahr 2011 erst zu drei Vierteln auswirk-
te, während 2012 erstmals der volle Jahresertrag an die IV ging. 
Ohne diesen Effekt lägen die Anteile Dritter insbesondere wegen 
geringerer Rückerstattungen von Lenkungsabgaben (CO2, VOC) 
tiefer als im Vorjahr. Die Anteile der Kantone an Bundeseinnah-
men waren in der Summe praktisch gleich hoch wie 2011. 

Die Entschädigungen an Gemeinwesen bestehen zu fast 90 Prozent 
aus Beiträgen an die Kantone im Asylbereich. Die höhere Zahl 
der Asylsuchenden führte bei den Kantonen zu höherem Ver-
waltungsaufwand und höheren Sozialhilfeausgaben; dies ist der 
Grund für den starken Zuwachs der entsprechenden Beiträge 
des Bundes (+159 Mio.).

Die Zunahme der Beiträge an eigene Institutionen des Bundes 
(+122 Mio.) ist zum einen auf die Umkontierung der Beiträge an 
Skyguide und an Pro Helvetia (43 bzw. 34 Mio.) zurückzuführen, 
die 2011 noch unter den Beiträgen an Dritte kontiert waren. Da-
neben fielen auch die Beiträge an den ETH-Bereich (trotz Weg-
fall der Massnahmen gegen die Frankenstärke; +34 Mio.) sowie 
die Abgeltung an die Schweizerische Post für die Verbilligung 
der Zeitungstransporte (+20 Mio.) höher aus als im Vorjahr. 

Die Beiträge an Dritte wuchsen gegenüber der Rechnung 2011 um 
gut 300  Millionen (+2,1 %). Davon entfallen 53  Millionen auf 
den Finanzausgleich und 63  Millionen auf die Beiträge an in-
ternationale Organisationen v.a. in den Bereichen Bildung und 
Forschung (EU-Forschungsrahmenprogramm) sowie Entwick-
lungszusammenarbeit. Auch der Zuwachs der übrigen Beiträge 
an Dritte (+186 Mio.) ist primär diesen beiden stark wachsenden 
Aufgabengebieten zuzurechnen. 

Entgegen dem langjährigen Trend fielen die Beiträge an die Sozi-
alversicherungen tiefer aus als in der Rechnung 2011 (-355 Mio.). 
Rückläufig waren insbesondere der Beitrag an die Arbeitslosen-
versicherung (-484  Mio.; Wegfall des Sonderbeitrags  2011 im 
Rahmen der Massnahmen gegen die Frankenstärke) und – dank 
den Reformen im Rahmen der 5.  IV-Revision – der Bundesbei-
trag an die Invalidenversicherung (-90  Mio.). Demgegenüber 
nahmen der Bundesbeitrag an die AHV (+159  Mio.) sowie die 
übrigen Beiträge an Sozialversicherungen (u.a. Ergänzungsleis-
tungen, individuelle Prämienverbilligung; +59 Mio.) gegenüber 
dem Vorjahr zu. 

Die Wertberichtigungen auf Investitionsbeiträgen sowie Darlehen 
und Beteiligungen lagen in der Summe leicht tiefer als im Vorjahr 
(-28 Mio.). Während die weniger volatilen Wertberichtigungen 
auf Investitionsbeiträgen um 58 Millionen zurückgingen, fielen 
die stark von Sondereffekten (u.a. Ausgliederung SIFEM, Darle-
hen an die Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit) gepräg-
ten Wertberichtigungen auf Darlehen und Beteiligungen um 
31 Millionen höher aus als in der Rechnung 2011. 

Finanzaufwand
Der Finanzaufwand lag um gut einen Fünftel tiefer als in der 
Rechnung 2011 (-764 Mio.). Zum einen fiel der Zinsaufwand auf 
Anleihen und anderen Finanzinstrumenten aufgrund der tiefen 
Zinsen und der rückläufigen Verschuldung tiefer aus (-263 Mio.). 
Zum anderen war 2012, anders als im Vorjahr, bei keinem der 
im Equityverfahren bewerteten Bundesunternehmen (namhafte 
Beteiligungen wie Swisscom, Post und SBB) ein Rückgang des 
Eigenkapitals (bzw. des Bundesanteils daran) zu verzeichnen 
(-440  Mio.). Auch der übrige Finanzaufwand lag, v.a. wegen ge-
ringerer Kursverluste auf Währungen, tiefer als 2012 (-62 Mio.) 
(vgl. auch Anhang, Ziff. 62/20 und 62/21).

Einlagen in zweckgebundene Fonds im Fremdkapital
Zu den zweckgebundenen Fonds im Fremdkapital gehören u.a. 
die Spezialfinanzierungen für die Lenkungsabgaben (CO2, VOC) 
und für die Spielbankenabgabe sowie der Altlastenfonds. Eine 
Einlage bedeutet, dass die zweckgebundenen Einnahmen höher 
waren als die aus dem Fonds finanzierten Ausgaben. Die Diffe-
renz wird dem Fonds gutgeschrieben und der Erfolgsrechnung 
belastet. Im Jahr 2012 waren die Einlagen in zweckgebundene 
Fonds um 10 Millionen höher als im Vorjahr (vgl. auch Anhang, 
Ziff. 62/9).
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Für die Zukunft bleibt der finanzpolitische Spielraum eng. Dies 
zeigt sich an den Finanzierungsüberschüssen und den struktu-
rellen Saldi, die seit 2008 zurück gegangen sind. Weitere Ent-
lastungspotenziale sind nicht auszumachen: Mit neuen «wind-
fall profits», wie den tieferen Zinsausgaben durch die hohen 
Agios (2011 und 2012) oder den Mehreinnahmen aus der neu-
en Schätzmethode für die Verrechnungssteuer (ab 2012), kann 
nicht gerechnet werden. Und auch die dauerhafte Entlastung 
der Zinsausgaben aus dem Schuldenabbau (rund 1 Mrd.) wurde 
bereits an den Haushalt weitergegeben.

Gleichzeitig ist von erhöhten Risiken für die volkswirtschaftli-
che Entwicklung und die öffentlichen Haushalte auszugehen. 
Dazu zählen insbesondere eine anhaltende Wachstumsschwä-
che im Euroraum oder ein Wiederaufflammen der Eurokrise, der 
unsichere Ausgang des Steuerdialogs mit der EU und die Auswir-
kungen allfälliger Steuerreformen sowie die unkoordinierte Ein-
führung weiterer Steuerreformen, welche mit hohen Minderein-
nahmen verbunden sind.

Vor diesem Hintergrund will der Bundesrat einen minimalen 
finanzpolitischen Spielraum aufrecht erhalten. Er hat aus die-
sem Grund und auch gemäss Auftrag der Finanzkommissionen 
im Dezember 2012 das Konsolidierungs- und Aufgabenüber
prüfungspaket 2014 (KAP 2014) geschnürt, das Entlastungen in 
der Grössenordnung von 570 Millionen gegenüber dem gelten-
den Finanzplan 2014–2016 vorsieht. 

Nach der tiefen Rezession im Jahr 2009 hat die Schweizer Volks-
wirtschaft erstaunlich rasch wieder Tritt gefasst. Dies zeigt sich 
auch im internationalen Vergleich. In der Schweiz wurde das 
BIP-Niveau von vor der Krise bereits Mitte 2010 wieder erreicht. 
Die Gründe dafür liegen in den krisenresistenten Exportzwei-
gen, wie der Uhrenindustrie und der Pharma, und im robusten 
inländischen Konsum, der nicht zuletzt durch die hohe Zuwan-
derung gestützt wurde. 

Ab Mitte 2011 wandelte sich die Finanz- und Wirtschaftskrise 
rasch zur Schulden- und Eurokrise. Der Einnahmeneinbruch 
und die kostspieligen Stimulierungsmassnahmen führten zu 
einer massiven Verschuldung der öffentlichen Haushalte. Im 
Euroraum legte die Krise zudem grosse strukturelle Probleme 
und Ungleichgewichte offen. Zwar gelang es, die Finanzmärkte 
zu beruhigen, der Euroraum fiel 2012 jedoch in eine Rezession. 

Vor diesem Hintergrund und der anhaltenden Frankenstärke 
war 2012 ein schwieriges Jahr für die Schweiz. Auch 2012 zeigte 
die Schweizer Volkswirtschaft jedoch eine hohe Krisenresistenz; 
neben den erwähnten Gründen hat auch die Wechselkursun-
tergrenze dazu beigetragen. Die Schweiz ist damit in einer gu-
ten Ausgangslage. Dazu gehört auch die gute Verfassung der öf-
fentlichen Haushalte und die im internationalen Vergleich tiefe 
Verschuldung. Auf Bundesebene hat die seit 2003 angewandte 
Schuldenbremse wesentlich zur guten finanzpolitischen Aus-
gangslage vor und nach der Krise beigetragen.

Wegen der Rezession im Euroraum war 2012 ein schwieriges Jahr für die Schweiz. Die Volkswirtschaft 
hat sich jedoch wie schon 2009–2010 relativ krisenresistent gezeigt, und auch die öffentlichen Haushal-
te sind in gesundem Zustand. Trotz dieser vorteilhaften Ausgangslage ist der finanzpolitische Handlungs-
spielraum des Bundes kleiner geworden, und die Risiken für die nähere Zukunft sind hoch. Um einen 
minimalen Spielraum zu erhalten, hat der Bundesrat das KAP 2014 lanciert.
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51	 Finanzierungs- und Mittelflussrechnung

Die Finanzierungs- und Mittelflussrechnung (FMFR) dient 
einerseits der Ermittlung des gesamten Finanzierungsbedarfs, 
welcher dem Bund aus der Differenz zwischen Ausgaben und 
Einnahmen erwächst (Finanzierungsrechnung). Anderseits wird 
aufgezeigt, wie dieser Mittelbedarf gedeckt wird (Mittelflussrech-
nung; vgl. nächste Seite) und welche Bilanzpositionen sich da-
durch verändern (Nachweis «Fonds Bund»). 

Die FMFR wird nach der direkten Methode erstellt. Alle Mit-
telflüsse werden unmittelbar aus den einzelnen Positionen der 
Erfolgsrechnung, der Investitionsrechnung und der Bilanz abge-
leitet. 

2012Mio. CHF
1102 R uz znereffiDgalhcsnaroVgnunhceR

absolut
Ziffer im
Anhang%

Finanzierungsrechnung

2011 2012
Rechnung

Finanzierungsergebnis 2 000620 597 1502

262 1sinbegresgnureiznaniF sehciltnedrO -14 156-219 1

799 26nemhanniE ehciltnedrO 64 117 9,1-542 46 -1 248
Fiskaleinnahmen 58 78859 914 4,0-699 85 -208
Direkte Bundessteuer 18 34218 759 5,2198 71 1154
Verrechnungssteuer 4 3354 186 8,01-168 4 2625-
Stempelabgaben 2 1362 445 2,52-758 2 3127-
Mehrwertsteuer 22 05022 550 9,1246 12 4804

345 7nreuetsshcuarbreV egirbÜ 7 435 8,2143 7 5202
Verschiedene Fi 383 4nemhannielaks 4 539 5,0-504 4 622-

839nenoisseznoK dnu neilageR 924 5,33-014 1 7274-
Finanzeinnahmen 1 3281 337 1,71-106 1 -273
Beteiligungseinnahmen 867840 5,3838 8192
Übrige Finanzeinnahmen 461497 6,93-367 91303-

127 1nemhanniE ednefual egirbÜ 1 691 6,4546 1 867
Investitionseinnahmen 222252 5,26-395 -371

Ordentliche Ausgaben 61 73664 131 0,1-333 26 -597
Eigenausgaben 9 94010 311 5,1987 9 150
Personalausgaben 5 0705 278 5,2549 4 01521

378 3nebagsuasbeirteB dnu -hcaS 3 996 2,5286 3 11291
Rüstungsausgaben 9971 037 3,41-361 1 21661-

288 24nebagsuarefsnarT ednefuaL 43 554 9,0494 24 388
Anteile Dritter an 786 8nemhanniesednuB 8 874 6,1945 8 31831

630 1nesewniemeG na negnugidähcstnE 976 0,12658 180
Beiträge an eigene 390 3nenoitutitsnI 3 078 1,4179 2 41221
Beiträge an Dritte 14 59414 883 9,1613 41 51872
Beiträge an Sozial 274 51negnurehcisrev 15 743 1,2-208 51 61033-
Finanzausgaben 1 9062 889 8,62-506 2 -699
Zinsausgaben 1 7362 773 1,72-083 2 02446-
Übrige Finanzausgaben 171116 3,42-522 1255-
Investitionsausgaben 7 0077 377 9,5-444 7 -437

953 2etärroV dnu negalnahcaS 2 494 9,3072 2 89 34, 35
Immaterielle Anlagen 4753 2,6-05 633-
Darlehen 480422 8,34-458 73473-
Beteiligungen 2052 0,28-011 8309-
Investitionsbeiträge 4 1014 355 4,1-061 4 7195-

837nemhanniE ehciltnedroressuA 634 22844092

899 1-899 1nebagsuA ehciltnedroressuA – –
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Ergebnis der Finanzierungs- und Mittelflussrechnung
Im Jahr 2012 ist ein Mittelzufluss von 3,5 Milliarden zu verzeich-
nen. Der grösste Teil davon stammt aus dem Überschuss der 
Finanzierungsrechnung (2,0 Mrd.; Mittelfluss aus Geschäftstätig-
keit ).

Daneben resultiert ein Mittelzufluss aus dem Abbau von 
Finanzanlagen (845 Mio.; Mittelfluss aus Finanzanlagen) und hö-
heren Verbindlichkeiten (648  Mio.; Mittelfluss aus Fremdfinan-
zierung). Die entsprechenden Transaktionen wurden direkt über 
die Bilanz abgewickelt. 

Der positive Bestand des «Fonds Bund» im Jahr 2012 (289 Mio.) 
zeigt auf, dass die flüssigen Mittel und Forderungen per Ende 
Jahr die laufenden Verbindlichkeiten (inkl. Abgrenzung Ver-
rechnungssteuer) übertrafen. Die Zunahme des «Fonds Bund» 
(3493 Mio.) entspricht dem totalen Mittelfluss 2012. 

2012Mio. CHF
Differenz zu R 2011
absolut

Ziffer im
Anhang%

Mittelflussrechnung

RechnungRechnung
2011

4,370 1691 3394 3892ssulflettiM latoT

205 2 000 1 795 2,778)sinbegresgnureiznaniF( tiekgitätstfähcseG sua ssulflettiM

9,662548negalnaznaniF sua ssulflettiM 1 352-507
Kurzfristige Finanzanlagen 403 128,81 803 33004 1-
Langfristige Finanzanlagen 442 -50,6-452 33398

1,8846gnureiznanifdmerF sua ssulflettiM 49600
Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten 422 271 53,77941 477
Langfristige Finanzverbindlichkeiten 42-1 269 12,4180-1 449
Verpflichtungen für S 0,171-973-negnunhcerredno -913 54435
Spezialfonds 26 -30,5-11 4473

Nachweis «Fonds Bund»

21021102FHC .oiM
Differenz zu 2011 Ziffer im

Anhangabsolut %

-3 502Stand Fonds per 1.1. 298 8,5-3 204

-3 204 289 3 493 109,0Stand Fonds per 31.12.

Bestände per 31.12.:
Flüssige Mittel und kurzfristige Geldanlagen 303 7675 544 9 311 67,9
Forderungen ohne Delkredere 234 137,3095 6653 6
Laufende Verbindlichkeite 805-TSV gnuznergbA .lkni n -15 104 -15 612 -3,4 40, 41

Hinweis: Es werden nur fondsrelevante Veränderungen berücksichtigt, weshalb die Werte von der Veränderung der entsprechenden Bilanzpositionen abweichen können.

Unterschiede zur Geldflussrechnung

Die Finanzierungs- und Mittelflussrechnung (FMFR) unterscheidet sich 

von der Geldflussrechnung gemäss den International Public Sector 

Accounting Standards (IPSAS) in Bezug auf die Gliederung und den Inhalt 

des zugrundeliegenden Fonds:

•	 Während die IPSAS einen dreistufigen Ausweis nach Geschäftstätigkeit 

(operativer Cash-Flow), Investitionstätigkeit (investiver Cash-Flow) und 

Finanzierungstätigkeit (Finanzierungs-Cash-Flow) vorschreiben, wird in 

der FMFR auf Grund der Erfordernisse der Schuldenbremse zwischen 

den Stufen «Finanzierungsergebnis» und «Mittelfluss aus Finanzanla-

gen» sowie «Mittelfluss aus Fremdfinanzierung» unterschieden.

•	 In Abweichung zu dem für IPSAS massgebenden Fonds «Flüssige Mit-

tel» umfasst der «Fonds Bund» neben den flüssigen Mitteln auch de-

bitorische Gutschriften (Forderungen) sowie kreditorische Belastungen 

(laufende Verbindlichkeiten). Hintergrund dieser erweiterten Fondsde-

finition bilden die Vorgaben des Finanzhaushaltgesetzes. Eine verbuch-

te Kreditorenrechnung stellt kreditrechtlich bereits eine Ausgabe dar. 

Die Beschränkung auf die Erfassung reiner Geldflüsse wäre damit nicht 

in Einklang.
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2012Mio. CHF
Rechnung Voranschlag Differenz zu R 2011

absolut
Ziffer im
Anhang%

Erfolgsrechnung

2012
Rechnung

2011

Jahresergebnis 2 094 744 349 16,72 443

1103 013Ordentliches Ergebnis (inkl. Finanzergebnis) -1 308 -43,41 705

4 306 1 533Operatives Ergebnis (exkl. Finanzergebnis) -2 779 -64,51 527

63 557 62 623Ertrag -2 358 -3,761 199

60 096 59 914Fiskalertrag -1 808 -3,058 288
Direkte Bundessteuer 18 75917 891 2,5 118 342 451
Verrechnungssteuer 4 1865 961 -35,73 835 -2 126 2
Stempelabgaben 2 4452 857 -25,22 136 -721 3
Mehrwertsteuer 22 55021 642 1,922 050 408 4
Übrige Verbrauchssteuern 7 4357 341 2,87 543 202 5
Verschiedener Fiskalertrag 4 5394 405 -0,54 383 -22 6

1 403 925Regalien und Konzessionen -409 -29,1995 7

1 880 1 779Übriger Ertrag -28 -1,51 852 8

178 5Entnahme aus zweckgebundenen Fonds 
im Fremdkapital

-113 -63,864 9

59 252 61 089Aufwand 421 0,759 672

12 230 12 804Eigenaufwand 73 0,612 304
Personalaufwand 5 2784 923 2,85 060 137 10
Sach- und Betriebsaufwand 4 3003 983 1,24 029 46 11
Rüstungsaufwand 1 0371 163 -14,3997 -166 12
Abschreibungen auf Sachanlagen und immat. 
Anlagen

2 1902 162 2,62 218 56 34, 35, 36

46 994 48 221Transferaufwand 338 0,747 332
Anteile Dritter an Bundeserträgen 8 8748 549 1,68 687 138 13
Entschädigungen an Gemeinwesen 981856 18,61 015 159
Beiträge an eigene Institutionen 3 0782 971 4,13 093 122 14
Beiträge an Dritte 14 88314 317 2,114 619 302 15
Beiträge an Sozialversicherungen 15 67115 754 -2,315 399 -355 16
Wertberichtigung Investitionsbeiträge 4 3554 160 -1,44 101 -59 17
Wertberichtigung Darlehen und Beteiligungen 378386 8,0417 31 37, 38

27 64Einlage in zweckgebundene Fonds im 
Fremdkapital

10 35,237 9

-1 293 -1 423Finanzergebnis (Aufwandüberschuss) 1 471 86,2178

2 136 1 365Finanzertrag 707 33,12 842
Zunahme von Equitywerten 8401 256 82,02 285 1 030 38
Übriger Finanzertrag 525880 -36,7557 -323 19

3 428 2 789Finanzaufwand -764 -22,32 664
Zinsaufwand 2 6022 669 -9,92 406 -263 20
Abnahme von Equitywerten 440 -100,0– – -440 38
Übriger Finanzaufwand 186320 -19,3258 -62 21

229 634Ausserordentlicher Ertrag 509 222,1738 22

1 148Ausserordentlicher Aufwand -1 148 -100,0– –

Ordentliches Ergebnis (inkl. Finanzergebnis) 3 013 110 1 705 -1 308 -43,4

Ordentlicher Ertrag 63 988 64 04165 693 -2,5-1 652
Ertrag 62 623 61 19963 557 -2 358 -3,7
Finanzertrag 1 365 2 8422 136 707 33,1

Ordentlicher Aufwand 63 878 62 33662 680 -0,5-344
Aufwand 61 089 59 67259 252 421 0,7
Finanzaufwand 2 789 2 6643 428 -764 -22,3
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Mio. CHF
Differenz zu 2011
absolut

Ziffer im
Anhang%

Bilanz

2011 2012

Aktiven 108 968104 526 4,24 442

Finanzvermögen 32 54329 526 10,23 016

Umlaufvermögen 18 13214 674 23,63 458
Flüssige Mittel und kurzfristige Geldanlagen 9 3115 544 67,93 767 30
Forderungen 316 1635 862 5,1301
Kurzfristige Finanzanlagen 1 5041 959 -23,2-455 33
Aktive Rechnungsabgrenzung 1 1531 308 -11,9-155 32

Anlagevermögen 14 41114 852 -3,0-442
Langfristige Finanzanlagen 14 24114 683 -3,0-442 33
Forderungen ggü.  zweckgeb. Fonds im Fremdkapital 170170 0,10 9

Verwaltungsvermögen 76 42675 000 1,91 426

Umlaufvermögen 277284 -2,6-7
Vorräte 277284 -2,6-7 34

Anlagevermögen 76 14974 716 1,91 433
Sachanlagen 52 32552 176 0,3149 35
Immaterielle Anlagen 210204 2,96 36
Darlehen 3 4823 621 -3,8-139 37
Beteiligungen 20 13218 714 7,61 418 38

Passiven 108 968104 526 4,24 442

Kurzfristiges Fremdkapital 37 20533 988 9,53 217
Laufende Verbindlichkeiten 15 09614 151 6,7944 39, 40
Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten 16 43514 333 14,72 102 39, 42
Passive Rechnungsabgrenzung 5 3775 203 3,3174 41
Kurzfristige Rückstellungen 297301 -1,2-4 43

Langfristiges Fremdkapital 96 76397 939 -1,2-1 176
Langfristige Finanzverbindlichkeiten 80 87682 032 -1,4-1 156 39, 42
Verpflichtungen gegenüber Sonderrechnungen 1 7542 133 -17,8-379 45
Langfristige Rückstellungen 12 86212 478 3,1384 43
Verbindlichkeiten ggü. zweckgebundenen Fonds im FK 1 2721 296 -1,9-25 9

Eigenkapital -24 999-27 400 8,82 401
Zweckgebundene Fonds im Eigenkapital 4 4183 803 16,2615 9
Spezialfonds 1 2781 301 -1,8-24 44
Reserven aus Globalbudget 225176 27,248
Übriges Eigenkapital 0 0– – 
Bilanzfehlbetrag -30 920-32 681 5,41 761
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bei Vorräten) sowie Veränderungen des Buchwertes (Abschrei-
bungen, Wertberichtigungen und -aufholungen, Zu- und Ab-
nahmen der Equitywerte von Beteiligungen, Preisänderungen 
bei Vorräten). Ausführliche Informationen finden sich unter der 
entsprechenden Ziffer im Anhang.

Die Überleitung zeigt auf, welcher Anteil an der Veränderung 
des Verwaltungsvermögens auf die Investitionsrechnung oder 
auf Übrige Veränderungen entfällt. Letztere beinhalten insb. 
Zu- und Abgänge, welche nicht über die Investitionsrechnung 
verbucht wurden (z.B. Nachaktivierungen über die Erfolgsrech-
nung, Einbuchungen direkt über das Eigenkapital, Lagerbezüge 

54	 Investitionsrechnung

Die Investitionsrechnung gibt Auskunft über die Ausgaben für 
den Erwerb oder die Schaffung von Vermögenswerten, die zur 
Aufgabenerfüllung notwendig sind und über mehrere Perioden 
genutzt werden (Verwaltungsvermögen), sowie über die Einnah-
men aus Veräusserung bzw. Rückzahlung dieser Vermögenswer-
te. Investitionen werden in der Bilanz unter dem Verwaltungs-

vermögen aktiviert. Die in den Tabellen aufgeführten Investi-
tionsausgaben beinhalten auch nicht-finanzierungswirksame 
Abgrenzungen. Sie können deshalb von den in der Finanzie-
rungs- und Mittelflussrechnung aufgeführten Beträgen abwei-
chen (2011: +108 Mio.; 2012: +7 Mio.).

2012Mio. CHF
Rechnung Voranschlag Differenz zu R 2011

absolut
Ziffer im
Anhang%

Investitionsrechnung

2011 2012
Rechnung

Saldo Investitionsrechnung -7 519 -7 125 -6 791 727

Saldo ordentliche Investitionsrechnung -6 959 -7 125 -6 791 168

222252593 -371 -62,5Ordentliche Investitionseinnahmen
35405436 9,63Liegenschaften
35454 8,20Mobilien
35635 10,61Nationalstrassen

172189186 -7,6-14Darlehen 37
0362 -99,9-361–Beteiligungen 38
0 0– – –Investitionsbeiträge 17

7 0147 3777 552 -538 -7,1Ordentliche Investitionsausgaben
35647631639 1,28Liegenschaften
35133153120 10,312Mobilien

106132109 -2,6-3Vorräte 34
351 4781 5791 512 -2,2-34Nationalstrassen

495348 0,40Immaterielle Anlagen 36
480422854 -43,8-374Darlehen 37
2052110 -82,0-90Beteiligungen 38

4 1024 3554 160 -1,4-59Investitionsbeiträge 17

290 -290– –Ausserordentliche Investitionseinnahmen 22

850 -850– –Ausserordentliche Investitionsausgaben

Überleitung Investitionsrechnung und übrige Veränderungen zum bilanzierten Verwaltungsvermögen

2012 Sach- Immaterielle Beteili- Investitions-
Mio. CHF Total anlagen Vorräte Anlagen Darlehen gungen beiträge

Stand per 1.1. 75 000 52 176 284 204 3 621 18 714 –

Investitionseinnahmen -222 -50 – – -172 0 0
Investitionsausgaben 7 014 2 258 106 49 480 20 4 102
Übrige Veränderungen -5 366 -2 059 -114 -43 -447 1 398 -4 101

Stand per 31.12. 76 426 52 325 277 210 3 482 20 132 –

2011 Sach- Immaterielle Beteili- Investitions-
Mio. CHF Total anlagen Vorräte Anlagen Darlehen gungen beiträge

Stand per 1.1. 74 029 51 194 285 148 3 536 18 866 –

Investitionseinnahmen -884 -45 – – -186 -652 –
Investitionsausgaben 8 402 3 121 109 48 854 110 4 160
Übrige Veränderungen -6 548 -2 094 -110 8 -582 390 -4 160

Stand per 31.12. 75 000 52 176 284 204 3 621 18 714 –
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55	 Eigenkapitalnachweis 

Das negative Eigenkapital reduziert sich im Berichtsjahr von 27,4 auf 
25,0 Milliarden. Massgebend dazu beigetragen hat das positive Ergeb-
nis der Erfolgsrechnung von 2,4 Milliarden. Der Spezialfinanzierung 
Begleitmassnahmen FHAL-WTO wurden 545  Mio. gutgeschrieben 
(Umbuchung im Eigenkapital).

Zweckgebundene Fonds im Eigenkapital
Zu grösseren Veränderungen kam es bei den Spezialfinanzie-
rungen für den Strassenverkehr und für die Begleitmassnahmen 
FHAL-WTO. Die Spezialfinanzierung Strassenverkehr verzeichnet 
eine Zunahme um 49 Millionen. Diese begründet sich unter 
anderem mit der im Berichtsjahr rückwirkend bis 2008 vorge-
nommenen Gutschrift aus Erträgen durch Vermietungen und 
strassenbaupolizeilichen Verträgen von insgesamt 30 Millio-
nen. Die entsprechenden Erträge wurden zwar in den Vorjahren 
korrekt gebucht, nicht aber der Spezialfinanzierung Strassenver-
kehr gutgeschrieben. Die Spezialfinanzierung Begleitmassnahmen 
FHAL-WTO verzeichnet zweckgebundene Zollerträge in der Hö-
he von 545 Millionen. Ausgaben sind keine angefallen. Zusätzli-
che Erläuterungen zu den zweckgebundenen Fonds im Eigenka-
pital sind unter Ziffer 62/9 zu finden.

Spezialfonds im Eigenkapital
Aus den Spezialfonds resultiert per Saldo ein Vermögensabfluss 
von 42 Millionen. Im Rahmen einer Überprüfung wurden bei 
den Spezialfonds «Gottfried-Keller Stiftung» und «Berset-Müller 
Stiftung» Vermögensbereinigungen vorgenommen. So waren 
zwar zwei Liegenschaften in der Bundesbilanz erfasst, wurden 
aber fälschlicherweise nicht als Vermögen der Spezialfonds ausge-
wiesen. Die entsprechenden Vermögensausscheidungen sind als 
Umbuchung innerhalb des Eigenkapitals ausgewiesen (19 Mio.). 
Für zusätzliche Angaben wird auf Ziffer 62/44 verwiesen.

Reserven aus Globalbudget
Im Jahre 2012 erhöhten sich die Reserven aus Globalbudget um 
48  Millionen (Saldo aus Einlagen abzüglich Entnahmen). De-
taillierte Angaben zu den FLAG-Reserven finden sich in Band 3, 
unter Ziffer 4.

Bilanzfehlbetrag
Der Bilanzfehlbetrag reduzierte sich im Berichtsjahr um 1761 
Millionen. Während der Ertragsüberschuss aus der Erfolgsrech-
nung (2443 Mio.) zu einem entsprechenden Abbau führt, er-
höht sich der Bilanzfehlbetrag durch die Zunahme der zweckge-
bundenen Fonds im Eigenkapital (615 Mio.), durch die Bildung 
der Reserven aus Globalbudget (48 Mio.) sowie durch die Um-
buchung aus der rückwirkenden Vermögensausscheidung der 
Spezialfonds (19 Mio.).

Funktion des Eigenkapitalnachweises

Der Eigenkapitalnachweis gibt Auskunft über die vermögensmässigen 

Auswirkungen der in der Berichtsperiode erfassten Finanzvorfälle. Insbe-

sondere wird dargelegt, welche Aufwand- und Ertragspositionen nicht 

in der Erfolgsrechnung, sondern direkt im Eigenkapital erfasst worden 

sind, und wie sich Veränderungen von Reserven und zweckgebundenen 

Mitteln im Eigenkapital niederschlagen.

Eigenkapitalnachweis 

Total Zweckgeb. Reserven
Eigen- Fonds im Spezial-  Global- Bilanz-

Mio. CHF kapital EK fonds budget fehlbetrag

Ziffer im Anhang 9 44 *

Stand 1.1.2011 -29 502 4 048 1 287 114 -34 951

Umbuchungen im Eigenkapital – -245 – 62 183
Veränderung Spezialfonds 8 – 14 – -6
Total im Eigenkapital erfasste Positionen 8 -245 14 62 177

Jahresergebnis 2 094 – – – 2 094
Total erfasste Gewinne und Verluste 2 102 -245 14 62 2 270

Stand 31.12.2011 -27 400 3 803 1 301 176 -32 681

Umbuchungen im Eigenkapital – 615 19 48 -682
Veränderung Spezialfonds -42 – -42 – –
Total im Eigenkapital erfasste Positionen -42 615 -23 48 -682

Jahresergebnis 2 443 – – – 2 443

Total erfasste Gewinne und Verluste 2 401 615 -23 48 1 761
Stand 31.12.2012 -24 999 4 418 1 278 225 -30 920

* Für Details siehe Band 3, Ziffer 4
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61	 Allgemeine Erläuterungen

Abschreibungen oder Einlagen in Rückstellungen) berücksich-
tigt. Der Ausweis nach Aufgabengebiet und die Ermittlung der Fi-
nanzkennzahlen erfolgen auf Grundlage der Finanzierungssicht.

Die Erfolgsrechnung zeigt den periodisierten Wertverzehr und 
Wertzuwachs sowie das Jahresergebnis. Der Abschluss erfolgt 
stufenweise: In der ersten Stufe wird das operative Ergebnis ohne 
Finanzergebnis ausgewiesen. Die zweite Stufe zeigt das ordent-
liche Ergebnis aus den ordentlichen Erträgen und Aufwänden 
(inkl. Finanzertrag und -aufwand). In der dritten Stufe werden 
im Jahresergebnis zusätzlich zu den ordentlichen auch die au-
sserordentlichen Geschäftsvorfälle gemäss Definition der Schul-
denbremse erfasst. 

Die Bilanz zeigt die Vermögens- und Kapitalstruktur. Bei den 
Aktiven bildet die Unterscheidung zwischen Finanz- und Ver-
waltungsvermögen die finanzrechtliche Basis für die Regelung 
der Verfügungsgewalt über das Vermögen. Das Finanzvermögen 
umfasst alle nicht für die Aufgabenerfüllung gebundenen Mit-
tel wie flüssige Mittel, laufende Guthaben und Tresorerieanla-
gen. Die Verwaltung dieser Mittel erfolgt nach kaufmännischen 
Grundsätzen und liegt im Kompetenzbereich von Bundesrat 
und Verwaltung. Demgegenüber bedarf der Einsatz von Mit-
teln für die Aufgabenerfüllung der Zustimmung des Parlaments. 
Soweit bei der Aufgabenerfüllung Vermögenswerte geschaffen 
werden, stellen diese Verwaltungsvermögen dar. Dieses ist ge-
kennzeichnet durch eine dauernde Bindung von Mitteln für 
die unmittelbare Erfüllung öffentlicher Aufgaben respektive für 
einen öffentlich-rechtlich festgelegten Zweck. Die Passiven sind 
in Fremd- und Eigenkapital untergliedert. 

Die Investitionsrechnung zeigt sämtliche Investitionsausgaben 
und Investitionseinnahmen. Investitionsausgaben schaffen 
Vermögenswerte, welche unmittelbar der Aufgabenerfüllung 
dienen und somit einen öffentlichen Nutzen stiften (Verwal-
tungsvermögen). Sie unterliegen dem Kreditbewilligungsver-
fahren. Investitionseinnahmen resultieren aus der Veräusserung 
von Verwaltungsvermögen. Mittelflüsse, die das Finanzvermö-
gen betreffen, unterliegen nicht der Kreditsprechung und sind 
deshalb nicht Bestandteil der Investitionsrechnung. 

Im Eigenkapitalnachweis wird die Veränderung des Eigenkapitals 
detailliert nachgewiesen. Insbesondere wird daraus ersichtlich, 
welche Geschäftsvorfälle direkt im Eigenkapital und nicht über 
die Erfolgsrechnung verbucht worden sind.

Im Anhang sind in Ergänzung zu den vorgängig beschriebenen 
Rechnungselementen wesentliche Einzelheiten festgehalten 
und kommentiert. Unter anderen enthält er folgende Angaben: 
Nennung des auf die Rechnungslegung anzuwendenden Regel-
werks und eine Begründung der Abweichungen; Zusammenfas-
sung der Rechnungslegungsgrundsätze und der wesentlichen 

1	 Grundlagen

Rechtsgrundlagen
Das Haushalt- und Kreditrecht des Bundes stützt sich auf folgen-
de Rechtsgr undlagen:
•	 Bundesverfassung (namentlich Art. 100 Abs. 4, Art. 126 ff., 

Art. 159, Art. 167 sowie Art. 183; SR 101)
•	 Bundesgesetz vom 13.12.2002 über die Bundesversammlung 

(Parlamentsgesetz, ParlG; SR 171.10)
•	 Bundesgesetz vom 7.10.2005 über den eidg. Finanzhaushalt 

(Finanzhaushaltgesetz, FHG; SR 611.0)
•	 Finanzhaushaltverordnung vom 5.4.2006 (FHV; SR 611.01)
•	 Verordnung der Bundesversammlung vom 18.6.2004 über 

die Verpflichtungskreditbegehren für Grundstücke und Bau-
ten (SR 611.051)

•	 Bundesgesetz vom 4.10.1974 über Massnahmen zur Verbesse-
rung des Bundeshaushaltes (SR 611.010)

•	 Weisungen des Eidgenössischen Finanzdepartementes für 
die Durchführung von Grossanlässen Dritter mit Bundes-
unterstützung sowie von besonderen Bundesanlässen vom 
1.4.2003

•	 Weisungen der Eidgenössischen Finanzverwaltung über die 
Haushalt- und Rechnungsführung

Rechnungsmodell des Bundes
Das Rechnungsmodell des Bundes beleuchtet die finanziellen 
Vorgänge und Verhältnisse aus doppelter Perspektive (duale 
Sichtweise): aus der Erfolgs- und aus der Finanzierungssicht. Dies 
führt zu einer Entflechtung der operativen Verwaltungs- und Be-
triebsführung von der strategisch-politischen Steuerung. Das 
Rechnungsmodell weist folgende Grundzüge auf: 

Rechnungsaufbau
Zentrales Element bildet die Übernahme des in der Privatwirt-
schaft gebräuchlichen Rechnungsaufbaus mit Finanzierungs- 
und Mittelflussrechnung, Erfolgsrechnung, Bilanz, Eigenkapitalnach-
weis sowie Anhang. Als weiteres Element wird die Investitions
rechnung dargestellt. Für die finanzpolitische Gesamtsteuerung 
gemäss Vorgaben der Schuldenbremse bildet die Finanzierungs-
rechnung das zentrale Steuerungsinstrument. Die Verwaltungs- 
und Betriebsführung orientiert sich dagegen – analog zu den 
Unternehmungen – an der Erfolgssicht.

Als Resultat der Finanzierungs- und Mittelflussrechnung ergibt 
sich der Finanzierungsbedarf. Im Voranschlag wird lediglich 
das Finanzierungsergebnis anhand der Einnahmen und Ausga-
ben aus ordentlichen und ausserordentlichen Finanzvorfällen 
dargestellt (Finanzierungsrechnung, FR). In der Rechnung wird 
hingegen auch die Mittelflussrechnung und die Veränderung 
des «Fonds Bund» ausgewiesen. Die FMFR wird nach der direk-
ten Methode erstellt: Alle Mittelflüsse werden unmittelbar aus 
der Erfolgsrechnung, der Investitionsrechnung und der Bilanz 
abgeleitet. Somit sind von den einzelnen Erfolgsrechnungspo-
sitionen nur die finanzierungswirksamen Anteile (Ausgaben 
bzw. Einnahmen), nicht aber rein buchmässige Vorgänge (z.B. 
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Grundsätze für die Bilanzierung und Bewertung; Erläuterungen 
und Zusatzinformationen zur Finanzierungs- und Mittelfluss-
rechnung, Erfolgsrechnung, Bilanz, Investitionsrechnung und 
Eigenkapitalnachweis.

Accrual Accounting and Budgeting 
Die Budgetierung, die Buchführung und die Rechnungslegung 
erfolgen nach kaufmännischen Grundsätzen, das heisst nach 
der Erfolgssicht. Dies bedeutet, dass die Finanzvorfälle im Zeit-
punkt des Entstehens von Verpflichtungen und Forderungen 
erfasst werden und nicht wenn diese zur Zahlung fällig sind be-
ziehungsweise als Zahlungen eingehen. 

Rechnungslegungsstandard 
Die Rechnungslegung richtet sich nach den «International Pu-
blic Sector Accounting Standards» (IPSAS). Durch die Kompati-
bilität der IPSAS mit den in der Privatwirtschaft angewendeten 
«International Financial Reporting Standards» (IFRS) wird die 
Rechnungslegung des Bundes miliztauglicher. Unvermeidliche 
Abweichungen zu den IPSAS werden im Anhang offen gelegt 
und begründet.

Finanzberichterstattung
Der modulare Aufbau ermöglicht den verschiedenen Anspruchs-
gruppen, sich rasch ein umfassendes Bild über die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Bundes zu verschaffen und bei Be-
darf auf detailliertere Informationen zu zugreifen. Band 1 der 
Staatsrechnung (Bericht zur Bundesrechnung) entspricht in der 
Darstellung den Gepflogenheiten in der Privatwirtschaft. 

Förderung der managementorientierten Verwaltungsführung und 
der Kostentransparenz
Das Rechnungsmodell zielt darauf ab, die Wirtschaftlichkeit des 
Mitteleinsatzes und den Handlungsspielraum der Verwaltungs-
einheiten zu erhöhen. Dies wird erreicht mit der gezielten Lo-
ckerung der Kreditspezifikation im Verwaltungsbereich und der 
Dezentralisierung der Kreditverantwortung an die Verbrauchs-
stellen sowie der kreditwirksamen Verrechnung von verwal-
tungsinternen Leistungen. Die Basis dafür bildet eine auf die 
spezifischen Bedürfnisse der Verwaltungseinheiten zugeschnit-
tene Kosten- und Leistungsrechnung (KLR). 

Erfasste Einheiten/Gegenstand der Jahresrechnung
Der Geltungsbereich des Finanzhaushaltgesetzes lehnt sich an 
das Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG; 
SR 172.010) und die Regierungs- und Verwaltungsorganisations-
verordnung (RVOV; SR 172.010.1) an. Im Einzelnen umfassen der 
Voranschlag und die Rechnung folgende Einheiten (Art. 2 FHG): 

a.	 Bundesversammlung einschliesslich der Parlamentsdienste;
b.	 Eidg. Gerichte sowie Schieds- und Rekurskommissionen;
c.	 Bundesrat;
d.	 Departemente und Bundeskanzlei;
e.	 Generalsekretariate, Gruppen und Ämter; 
f.	 Verwaltungseinheiten der dezentralen Bundesverwaltung, 

die keine eigene Rechnung führen.

Nicht Teil des Voranschlags und der Rechnung sind Verwaltungs-
einheiten der dezentralen Bundesverwaltung und die Fonds 
des Bundes. Diese bilden jedoch dann Teil der Staatsrechnung, 
wenn sie von der Bundesversammlung zu genehmigen sind 
(Sonderrechnungen). Mit der Staatsrechnung werden folgende 
Sonderrechnungen vorgelegt: der Bereich der Eidgenössischen 
Technischen Hochschulen (ETH-Bereich), die Eidgenössische 
Alkoholverwaltung (EAV), der Fonds für Eisenbahngrossprojek-
te (FinöV-Fonds) und der Infrastrukturfonds für den Agglome-
rationsverkehr, das Nationalstrassennetz sowie Hauptstrassen in 
Berggebieten und Randregionen (Infrastrukturfonds, IF).

Kontenrahmen und Kontierungsgrundsätze
Nachfolgend sind die Kontierungsgrundsätze zu den Positionen 
des Kontenrahmens dargestellt.

Bilanz: Aktiven 
10	 Finanzvermögen
100	 Flüssige Mittel und kurzfristige Geldanlagen
Die Flüssigen Mittel umfassen Barmittel, Post- und Bankkonten. 
Die kurzfristigen Geldanlagen beinhalten Festgeldanlagen mit 
einer Laufzeit von unter 90 Tagen.

101	 Forderungen
Unter Forderungen werden Steuer- und Zollforderungen, Konto-
korrente mit Sollsaldo sowie die übrigen Forderungen aus Liefe-
rungen und Leistungen erfasst. Wertberichtigungen auf Forde-
rungen werden als Minusaktivkonto (Delkredere) ausgewiesen.

102	 Kurzfristige Finanzanlagen
Diese Position umfasst fest- und variabel verzinsliche Wertpa-
piere, Diskontpapiere, übrige Wertpapiere sowie Festgelder und 
Darlehen mit einer Laufzeit von 90 Tagen bis ein Jahr.

104	 Aktive Rechnungsabgrenzung
Die Position umfasst zeitliche Abgrenzungen von Zinsen und 
Disagio sowie die übrigen aktiven Rechnungsabgrenzungen.

107	 Langfristige Finanzanlagen
Langfristige Finanzanlagen enthalten fest- und variabel ver-
zinsliche Wertpapiere, Diskont- und übrige Wertpapiere sowie 
Festgelder, Darlehen und übrige finanzielle Anlagen mit Laufzeit 
über einem Jahr.

109	 Forderungen gegenüber zweckgebundenen Fonds  
im Fremdkapital

Unter dieser Kontengruppe werden Ausgabenüberschüsse von 
zweckgebundenen Fonds im Fremdkapital ausgewiesen. Dies 
ist dann der Fall, wenn die zweckgebundenen Einnahmen die 
bereits getätigten Ausgaben nicht decken und deshalb «nach-
schüssig» finanziert werden müssen.
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14	 Verwaltungsvermögen
140	 Sachanlagen
Unter Sachanlagen werden Mobiliar, Maschinen, Fahrzeuge, 
Einrichtungen und Informatik aufgeführt. Weiter umfassen sie 
Anlagen im Bau, Liegenschaften, Anzahlungen für Sachanlagen 
sowie die Nationalstrassen.

141	 Vorräte
Darunter fallen Vorräte aus Kauf sowie aus Eigenfertigung (Halb- 
und Fertigfabrikate, angefangene Arbeiten).

142	 Immaterielle Anlagen
Die Position umfasst Lizenzen, Patente, Rechte und Software.

144	 Darlehen
Darunter werden Darlehen geführt, welche der Bund im Rah-
men seiner Aufgabenerfüllung Dritten gewährt.

145	 Beteiligungen
Diese Position enthält Beteiligungen an Unternehmen und 
Organisationen, welche im Rahmen der Aufgabenerfüllung ge-
halten werden.

Bilanz: Passiven
20	 Fremdkapital
200	 Laufende Verbindlichkeiten
Unter die laufenden Verbindlichkeiten fallen Kontokorrente mit 
Habensaldo, Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
sowie Barhinterlagen, Depotkonten und Vorauszahlungen von 
Dritten.

201	 Kurzfristige Verbindlichkeiten
Die kurzfristigen Verbindlichkeiten umfassen Verbindlichkeiten 
mit einer Fälligkeit bis ein Jahr, namentlich in den Bereichen 
Banken, Geldmarkt und bundeseigene Sozialversicherungen.

204	 Passive Rechnungsabgrenzung
Die passive Rechnungsabgrenzung umfasst die zeitliche Abgren-
zung von Zinsen, Agio und Verrechnungssteuer sowie die übri-
gen passiven Rechnungsabgrenzungen.

205	 Kurzfristige Rückstellungen
In den kurzfristigen Rückstellungen werden innerhalb eines 
Jahres erwartete Kosten für Restrukturierungen, Leistungen an 
Arbeitnehmende, hängige Rechtsfälle, Garantieleistungen oder 
Altlasten aufgeführt. Die Ursache beziehungsweise das Ereignis, 
das zu Rückstellungen führt, liegt in der Vergangenheit. 

206	 Langfristige Finanzverbindlichkeiten
Langfristige Finanzverbindlichkeiten umfassen Schulden mit ei-
ner Laufzeit grösser ein Jahr, wie Schatzanweisungen und Anlei-
hen oder Verpflichtungen gegenüber bundeseigenen Sozialver-
sicherungen und Unternehmen sowie gegenüber Dritten. Eben-
falls unter dieser Position ausgewiesen werden Drittmittel, die 
zur Finanzierung von Investitionsvorhaben verwendet werden. 

207	 Verpflichtungen gegenüber Sonderrechnungen
Darunter fallen Verpflichtungen gegenüber dem Fonds für 
Eisenbahngrossprojekte, dem ETH-Bereich und dem Infrastruk-
turfonds.

208	 Langfristige Rückstellungen
In den langfristigen Rückstellungen werden erwartete Kosten 
mit einem Zahlungshorizont über einem Jahr erfasst (Beispiele 
siehe Position 205).

209	 Verbindlichkeiten gegenüber zweckgebundenen Fonds  
im Fremdkapital

Darunter fallen Einnahmenüberschüsse aus Spezialfinanzierun-
gen sowie Saldi der Spezialfonds im Fremdkapital.

29	 Eigenkapital
290	 Zweckgebundene Fonds im Eigenkapital
Darunter fallen die Saldi bzw. die Ausgaben- und Einnahmen-
überschüsse der zweckgebundenen Fonds im Eigenkapital (z.B. 
Spezialfinanzierung Strassenverkehr).

291	 Spezialfonds
Hier werden die Saldi der einzelnen Spezialfonds im Eigenkapi-
tal aufgeführt.

292	 Reserven aus Globalbudget
Diese Position umfasst die Reserven der FLAG-Verwaltungsein-
heiten. Sie werden in allgemeine und zweckgebundene Reserven 
unterteilt.

296	 Neubewertungsreserven
Die Neubewertungsreserven umfassen positive Wertdifferen-
zen, die auf Grund periodischer Wertüberprüfungen von Ver-
mögensgegenständen entstehen.

298	 Übriges Eigenkapital
Hier werden weitere Eigenkapitalpositionen aufgeführt.

299	 Bilanzüberschuss/-fehlbetrag
Diese Position umfasst die Restgrösse des Eigenkapitals und ent-
hält auch das Jahresergebnis.

Erfolgsrechnung: Aufwand
30	 Personalaufwand
Der Personalaufwand umfasst die Entschädigungen für Parla-
mentarier und Behörden, die Personalbezüge des Bundesrats, 
der Angestellten der Bundesverwaltung und des Lokalpersonals 
des EDA. Ebenfalls unter dem Personalaufwand werden Arbeit-
geberbeiträge an die Sozialversicherungen, die Arbeitgeberleis-
tungen an vorzeitige Pensionierungen, die Aus- und Weiterbil-
dung, Personalvergünstigungen sowie Aufwendungen im Zu-
sammenhang mit der Personalbeschaffung erfasst.
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31	 Sach- und Betriebsaufwand
Der Sach- und Betriebsaufwand enthält den Waren- und Ma-
terialaufwand, den Mietaufwand, den Betriebsaufwand für 
Liegenschaften und für Nationalstrassen, den Informatikauf-
wand, den Beratungsaufwand und den übrigen Betriebsauf-
wand (einschliesslich der Armee).

32	 Rüstungsaufwand
Der Rüstungsaufwand umfasst die Projektierung, Erprobung 
und Beschaffungsvorbereitung von Rüstungsmaterial, den jähr-
lichen Neuausrüstungs- und Ersatzbedarf von Armeematerial 
zur Aufrechterhaltung der materiellen Einsatzbereitschaft und 
zur Erhaltung der Kampfkraft der Armee sowie die zeit- und be-
darfsgerechte Neubeschaffung von Rüstungsmaterial.

33	 Abschreibungen
Unter den Abschreibungen werden der jährliche Wertverzehr 
sowie ausserplanmässige Wertkorrekturen auf den Sach- und 
immateriellen Anlagen erfasst.

34	 Finanzaufwand
Der Finanzaufwand umfasst die Zinsen, die Abnahme von 
Equitywerten auf namhafte Beteiligungen, die Kursverluste 
auf Wertschriften und Fremdwährungsbeständen, die übrigen 
Buchverluste auf dem Finanz- und Verwaltungsvermögen, den 
Aufwand für Währungsabsicherungen, das Disagio auf Finanz-
instrumenten sowie den Kapitalbeschaffungsaufwand.

35	 Einlagen in zweckgebundene Fonds im Fremdkapital
Unter den Einlagen in zweckgebundene Fonds im Fremdkapital 
wird der Ertragsüberschuss aus zweckgebundenen Erträgen ab-
züglich der entsprechenden Aufwendungen erfasst.

36	 Transferaufwand
Der Transferaufwand umfasst Anteile Dritter an Bundeserträgen, 
Entschädigungen an Gemeinwesen, Beiträge an eigene Instituti-
onen und an Dritte sowie an Sozialversicherungen. Zudem sind 
Wertberichtigungen auf Darlehen und Beteiligungen mit Sub-
ventionscharakter und die jährliche vollständige Abschreibung 
der ausbezahlten Investitionsbeiträge enthalten.

38	 Ausserordentlicher Aufwand
Hier werden Aufwendungen erfasst, die gemäss der Definition 
der Schuldenbremse als ausserordentliche Ausgaben gelten. 

Erfolgsrechnung: Ertrag
40	 Fiskalertrag
Der Fiskalertrag umfasst Erträge aus Steuern, Abgaben und Zöl-
len sowie Erträge aus Lenkungsabgaben.

41	 Regalien und Konzessionen
Unter dieser Position werden der Bundesanteil am Reingewinn 
der Alkoholverwaltung, die Ablieferungen der Schweizerischen 
Nationalbank sowie Erträge aus der Veränderung des Münzum-
laufs und aus Konzessionen (Radio, Fernsehen, Funknetze sowie 
der Anteil Bund am Wasserzins der Kantone) erfasst.

42	 Entgelte
Unter den Entgelten werden die Wehrpflichtersatzabgabe, Ge-
bühren für Amtshandlungen, Benützungsgebühren und Dienst-
leistungserträge sowie Erträge aus Verkäufen erfasst.

43	 Verschiedener Ertrag
Die Position umfasst den Liegenschaftsertrag, Buchgewinne 
aus Verkäufen von Sach- und immateriellen Anlagen, die Akti-
vierung von Eigenleistungen, die Nachaktivierung von Vermö-
genswerten, die Aktivierung von Kantonsanteilen der durch den 
Bund von den Kantonen übernommenen Nationalstrassenab-
schnitte sowie Erträge aus Drittmitteln.

44	 Finanzertrag
Der Finanzertrag umfasst den Zins- und Beteiligungsertrag, die 
Zunahme von Equitywerten auf namhafte Beteiligungen, die 
Kursgewinne auf Wertschriften und Fremdwährungsbeständen, 
die übrigen Buchgewinne auf dem Finanz- und Verwaltungsver-
mögen sowie das Agio auf Finanzinstrumenten.

45	 Entnahme aus zweckgebundenen Fonds im Fremdkapital
Unter den Entnahmen aus zweckgebundenen Fonds im Fremd-
kapital wird der Aufwandüberschuss aus zweckgebundenen Auf-
wendungen abzüglich der entsprechenden Erträge erfasst.

48	 Ausserordentlicher Ertrag
Unter der Position werden Erträge erfasst, die gemäss Definition 
der Schuldenbremse als ausserordentliche Einnahmen gelten.

Investitionsrechnung: Investitionsausgaben
Investitionsausgaben werden in der Investitionsrechnung er-
fasst und anschliessend ins Verwaltungsvermögen der Bilanz 
übertragen und aktiviert. 

50	 Sachanlagen und Vorräte
Unter der Position werden Ausgaben für die Beschaffung von 
Liegenschaften, Mobilien, Maschinen, Fahrzeugen, Einrichtun-
gen, Informatik und Vorräten sowie für Nationalstrassen erfasst.

52	 Immaterielle Anlagen
Ausgaben für die Beschaffung von Software und übrige immate-
rielle Anlagen werden hier erfasst.

54	 Darlehen
Die Position umfasst Ausgaben für die Gewährung von Darlehen 
an eigene Institutionen, an Gemeinwesen und an Dritte zur Er-
füllung öffentlicher Aufgaben. 

55	 Beteiligungen
Diese Position umfasst Ausgaben für den Erwerb von Beteiligun-
gen im Rahmen der Aufgabenerfüllung durch den Bund. 

56	 Investitionsbeiträge
Ausgaben für die Gewährung von Beiträgen an eigene Institutio-
nen, an Gemeinwesen sowie an Dritte zur Errichtung von Sach-
anlagen mit mehrjährigem Nutzen werden unter den Investiti-
onsbeiträgen erfasst. Diese werden im Jahr der Gewährung voll-
ständig über den Transferaufwand abgeschrieben. 
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69	 Übertrag an Bilanz
Bei Investitionseinnahmen der Kontengruppen 60 bis 68 wer-
den über diese Kontengruppe die entsprechenden Werte aus 
dem Verwaltungsvermögen der Bilanz ausgebucht. Erzielte 
Buchgewinne (Einnahmen grösser als Buchwert) werden als Er-
trag ausgewiesen. 

Änderung der Kontierungsgrundsätze
Die Bildung der Rückstellung für den Münzumlauf wird neu 
über den Ertrag aus Regalien und Konzessionen erfasst und als 
Ertragsminderung verbucht. Die Bildung und Auflösung der 
Rückstellung wird damit auf der gleichen Position der Erfolgs-
rechnung gebucht wie die Neuprägung von Münzen. Bisher 
wurde die Rückstellung über den Sach- und Betriebsaufwand 
geäufnet.

Kreditarten, Zahlungsrahmen und Instrumente der 
Haushaltsteuerung

Zur Steuerung und Kontrolle der Aufwände und Investitions-
ausgaben stehen der Bundesversammlung verschiedene Instru-
mente zur Verfügung. Dabei ist zu unterscheiden zwischen den 
Voranschlags- und den Nachtragskrediten, welche eine Rech-
nungsperiode betreffen, und den Verpflichtungskrediten sowie 
Zahlungsrahmen, mit denen die mehrjährige Steuerungsfunkti-
on wahrgenommen wird. Erläuterungen zu den Instrumenten 
der Haushaltsteuerung finden sich in Band 2B, Ziffer 11.

Schätzungen
Die Jahresrechnung enthält Annahmen und Schätzungen, wel-
che einen Einfluss auf die dargestellte Vermögens, Finanz- und 
Ertragslage haben. Diese werden nach bestem Wissen aufgrund 
der zur Verfügung stehenden Informationen gemacht. Unsi-
cherheiten bezüglich der Schätzungen und Annahmen können 
dazu führen, dass in zukünftigen Perioden Anpassungen der be-
troffenen Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten notwendig 
sind. Den grössten Einfluss auf die Rechnung haben Schätzun-
gen in Bezug auf Rückstellungen (siehe Ziff. 62/43)

58	 Ausserordentliche Investitionsausgaben
Unter der Position werden Ausgaben für Investitionen erfasst, 
die gemäss der Definition der Schuldenbremse als ausserordent-
lich gelten. 

59	 Übertrag an Bilanz
Investitionsausgaben der Kontengruppen 50 bis 58 werden über 
diese Kontengruppe in der Bilanz aktiviert. Nicht aktivierbare 
Anteile werden der Erfolgsrechnung belastet.

Investitionsrechnung: Investitionseinnahmen
Investitionseinnahmen werden in der Investitionsrechnung er-
fasst.

60	 Veräusserung von Sachanlagen
Diese Position umfasst Einnahmen aus Verkäufen von Sachanla-
gen wie Liegenschaften, Maschinen, Mobilien und Fahrzeugen. 

62	 Veräusserung von immateriellen Anlagen
Unter dieser Position werden Einnahmen aus Verkäufen von 
Software und übrige immaterielle Anlagen erfasst.

64	 Rückzahlung von Darlehen
Die Position umfasst Einnahmen aus der vollständigen oder teil-
weisen Rückzahlung von Darlehen im Verwaltungsvermögen. 

65	 Veräusserung von Beteiligungen
Unter der Position werden Einnahmen aus der Veräusserung 
von Beteiligungen ausgewiesen. 

66	 Rückzahlung von Investitionsbeiträgen
Einnahmen aus der Rückzahlung von Investitionsbeiträgen 
(z.B. infolge Zweckentfremdung) werden unter dieser Position 
verbucht. Sie führen immer zu einem Buchgewinn, da Investi-
tionsbeiträge im Jahr der Auszahlung vollständig abgeschrieben 
werden. 

68	 Ausserordentliche Investitionseinnahmen
Unter den ausserordentlichen Investitionseinnahmen werden 
Einnahmen aus dem Verkauf von Verwaltungsvermögen erfasst, 
die gemäss der Definition der Schuldenbremse als ausserordent-
lich gelten. 
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Die Rechnungslegung des Bundes richtet sich nach den IPSAS 
(International Public Sector Accounting Standards, Art. 53 
Abs. 1 FHV). Der Bund übernimmt diese Standards nicht integ-
ral: Bundesspezifika, für deren Berücksichtigung IPSAS keinen 
Spielraum bieten, machen die Definition gezielter Ausnahmen 
nötig. Diese Abweichungen sind im Anhang 2 der FHV offen ge-
legt.

Abweichungen von IPSAS
Sämtliche Abweichungen von den IPSAS werden nachstehend 
ausgewiesen und begründet. Zurzeit liegen zwölf Abweichun-
gen vor. Gegenüber der Rechnung 2011 wurde die Abweichung für 
ausserordentliche Erträge neu aufgenommen.

Abweichung: Geleistete Anzahlungen für Waren, Rüstungsmate-
rialien und Dienstleistungen werden nicht als Bilanztransakti-
on, sondern als Aufwand verbucht.

•	 Begründung: Aus kreditrechtlichen Gründen werden Anzah-
lungen über die Erfolgsrechnung verbucht. Dies entspricht 
einer kreditmässigen Vordeckung künftiger Aufwände. 

•	 Auswirkung: Es erfolgt keine periodengerechte Verbuchung 
der Geschäftsvorfälle. Der Aufwand wird bereits bei der Vor-
auszahlung in der Erfolgsrechnung ausgewiesen und nicht 
erst bei der Leistungserbringung. 

Abweichung: Die Erträge aus der direkten Bundessteuer werden 
zum Zeitpunkt der Ablieferung der Bundesanteile durch die 
Kantone verbucht (Cash Accounting).

•	 Begründung: Zum Zeitpunkt des Abschlusses der Jahresrech-
nung stehen die notwendigen Informationen für eine Verbu-
chung nach Accrual Accounting nicht zur Verfügung.

•	 Auswirkung: Keine periodengerechte Verbuchung.

Abweichung: Die Erträge aus der Wehrpflichtersatzabgabe wer-
den zum Zeitpunkt der Ablieferung durch die Kantone verbucht 
(Cash Accounting).

•	 Begründung: Zum Zeitpunkt des Abschlusses der Jahresrech-
nung stehen die notwendigen Informationen für eine Verbu-
chung nach Accrual Accounting nicht zur Verfügung.

•	 Auswirkung: Keine periodengerechte Verbuchung.

Abweichung: Ausserordentliche Erträge (z.B. Lizenzerträge für 
mehrere Jahre) werden zum Zeitpunkt des Mittelzuflusses ver-
bucht und nicht über die Laufzeit abgegrenzt (Cash Accounting).

2	 Grundsätze der Budgetierung  
	 und Rechnungslegung

Grundsätze der Budgetierung
Für den Voranschlag und die Nachträge gelten folgende Grund-
sätze:

a.	 Bruttodarstellung: Aufwände und Erträge sowie Investitions-
ausgaben und Investitionseinnahmen sind getrennt von
einander ohne gegenseitige Verrechnung auszuweisen. Die 
Finanzverwaltung kann im Einvernehmen mit der Finanz-
kontrolle in Einzelfällen Ausnahmen anordnen.

b.	 Vollständigkeit: Im Voranschlag sind alle mutmasslichen Auf-
wände und Erträge sowie Investitionsausgaben und Investi-
tionseinnahmen aufzuführen. Diese dürfen nicht direkt 
über Rückstellungen und Spezialfinanzierungen abgerech-
net werden.

c.	 Jährlichkeit: Das Voranschlagsjahr entspricht dem Kalender-
jahr. Nicht beanspruchte Kredite verfallen am Ende des Vor-
anschlagsjahres.

d.	 Spezifikation: Aufwände und Erträge sowie Investitionsausga-
ben und Investitionseinnahmen sind nach Verwaltungsein-
heiten, nach der Artengliederung des Kontenrahmens und, 
soweit zweckmässig, nach Massnahmen und Verwendungs-
zweck zu unterteilen. Über die Gliederung der Kredite im 
Botschaftsentwurf entscheidet die Finanzverwaltung nach 
Rücksprache mit dem zuständigen Departement. Ein Kredit 
darf nur für den Zweck verwendet werden, der bei der Bewil-
ligung festgelegt wurde.

Sind mehrere Verwaltungseinheiten an der Finanzierung eines 
Vorhabens beteiligt, so ist eine federführende Verwaltungsein-
heit zu bezeichnen, die das Gesamtbudget offen legt.

Grundsätze der Rechnungslegung
Die Rechnungslegungsgrundsätze gelten sinngemäss für den 
Voranschlag und die Nachträge:

a.	 Wesentlichkeit: Es sind sämtliche Informationen offen zu le-
gen, die für eine umfassende Beurteilung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage notwendig sind.

b.	 Verständlichkeit: Die Informationen müssen klar und nach-
vollziehbar sein.

c.	 Stetigkeit: Die Grundsätze der Budgetierung, Buchführung 
und Rechnungslegung sollen soweit als möglich über einen 
längeren Zeitraum unverändert bleiben.

d.	 Bruttodarstellung: Der Budgetgrundsatz der Bruttodarstel-
lung ist sinngemäss anzuwenden.
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•	 Begründung: Gemäss Schuldenbremse sind ausserordentliche 
Einnahmen insbesondere durch ihre Einmaligkeit gekenn-
zeichnet. Um den Charakter der Einmaligkeit nicht zu unter-
laufen werden ausserordentliche Erträge auch in der Erfolgs-
rechnung zum Zeitpunkt des Mittelzuflusses verbucht. 

•	 Auswirkung: Keine periodengerechte Verbuchung.

Abweichung: In Abweichung zu IPSAS 25 erfolgt eine Offenle-
gung der bilanzierungspflichtigen Auswirkungen der Vorsorge-
verpflichtungen und anderen langfristig fälligen Leistungen für 
Arbeitnehmende im Anhang der Jahresrechnung als Eventual-
verbindlichkeit.

•	 Begründung: Wegen offener Fragen im Zusammenhang mit 
der Ausfinanzierung von verschiedenen Pensionskassen von 
Anstalten und Unternehmungen des Bundes wird auf eine Bi-
lanzierung der Vorsorgeverpflichtungen verzichtet.

•	 Auswirkung: Keine Erfassung der Veränderung von Vorsorge-
verpflichtungen und von anderen langfristig fälligen Leistun-
gen für Arbeitnehmende in der Erfolgsrechnung. In der Bilanz 
fehlt die entsprechende Verpflichtung, weshalb der Bilanz-
fehlbetrag zu tief ausgewiesen wird. 

Abweichung: Die Verbuchung des der Schweiz zustehenden Ent-
geltes aus dem EU-Steuerrückbehalt erfolgt nach dem Kassa-
prinzip (Cash Accounting).

•	 Begründung: Zum Zeitpunkt des Abschlusses der Jahresrech-
nung stehen die notwendigen Informationen für eine Verbu-
chung nach Accrual Accounting nicht zur Verfügung.

•	 Auswirkung: Keine periodengerechte Verbuchung.

Abweichung: Agio und Disagio von Bundesanleihen werden mit-
einander verrechnet und als Aufwand oder Aufwandminderung 
dargestellt.

•	 Begründung: Auf Grund der schwierigen Budgetierbarkeit er-
folgt die Erfassung in der Erfolgsrechnung netto.

•	 Auswirkung: In der Erfolgsrechnung werden die Veränderun-
gen von Agio und Disagio nicht brutto ausgewiesen. In der 
Bilanz werden Agio und Disagio hingegen brutto dargestellt.

Abweichung: Der Fonds zur Finanzierungs- und Mittelflussrech-
nung umfasst nebst Geld und geldnahen Mitteln auch Forde-
rungen und laufende Verbindlichkeiten.

•	 Begründung: Der Fonds ergibt sich aus den Erfordernissen der 
Schuldenbremse.

•	 Auswirkung: Kein Ausweis einer Geldflussrechnung mit dem 
Fonds «Flüssige Mittel».

Abweichung: Die Finanzierungs- und Mittelflussrechnung ent-
hält keine separaten Stufen zur Betriebs- und zur Investitions
tätigkeit.

•	 Begründung: Zum Ausweis der für die Schuldenbremse not-
wendigen Saldi werden die beiden Stufen zusammengelegt. 

•	 Auswirkung: Kein Ausweis des «Cash-Flow» resp. artverwand-
ter Kennzahlen.

Abweichung: Keine Aktivierung von Rüstungsmaterial, welches 
die definierten Bilanzierungskriterien erfüllt.

•	 Begründung: Im Gegensatz zu den militärischen Bauten wird 
das Rüstungsmaterial nicht aktiviert. Die Lösung orientiert 
sich am Regelwerk des IWF (GFSM 2001). 

•	 Auswirkung: Der Aufwand für das Rüstungsmaterial fällt im 
Zeitpunkt der Beschaffung an und wird nicht über die Nut-
zungsdauer periodisiert.

Abweichung: Die Segmentberichterstattung nach Aufgabenge-
bieten erfolgt nicht nach der Erfolgssicht, sondern nach der 
Finanzierungssicht.

•	 Begründung: Die Gesamtsteuerung des Bundeshaushaltes 
erfolgt in Anlehnung an die Schuldenbremse primär auf der 
Finanzierungssicht. Nicht finanzierungswirksame Aufwände 
wie z.B. Abschreibungen finden daher in der Berichterstat-
tung nach Aufgabengebieten keine Berücksichtigung. Dafür 
werden auch die Investitionsausgaben ausgewiesen.

•	 Auswirkung: Der gesamte Wertverzehr der Aufgabengebie-
te wird nicht ausgewiesen, da nicht finanzierungswirksame 
Aufwände unberücksichtigt bleiben. Bei einem verstetigten 
Investitionsvolumen halten sich die Differenzen zwischen der 
Erfolgs- und der Finanzierungssicht in Grenzen.

Abweichung: In der Segmentberichterstattung wird auf einen 
Ausweis der Bilanzwerte nach Aufgabengebiete verzichtet.

•	 Begründung: Eine Aufteilung der Bilanz auf die Segmente der 
Aufgabengebiete ist im Transferhaushalt nicht sinnvoll.

•	 Auswirkung: Kein Ausweis der anteiligen Aktiven und Ver-
bindlichkeiten pro Aufgabengebiet.
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Weitere Bemerkungen
Einige Geschäftsvorfälle können aufgrund der zur Verfügung 
stehenden Informationen nicht vollständig periodengerecht er-
fasst werden, weil die für eine zeitliche Abgrenzung hinreichend 
sicheren Grundlagen fehlen. Entsprechend finden sich zu den 
nachfolgenden Fällen auch keine zeitliche Abgrenzungen in der 
Bilanz: 

•	 Erträge aus Mehrwertsteuer und Biersteuer: Die Monate Oktober 
bis Dezember werden jeweils im Folgejahr abgerechnet und 
vereinnahmt. In der Erfolgsrechnung sind zwar 12 Monate 
erfasst; diese sind jedoch nicht kongruent mit dem Kalender-
jahr.

•	 Schwerverkehrsabgabe: Die Erträge aus der LSVA auf inländi-
schen Fahrzeugen werden mit zwei Monate Verzögerung 
abgerechnet und vereinnahmt. In der Erfolgsrechnung sind 
zwar 12 Monate erfasst; diese sind jedoch nicht kongruent mit 
dem Kalenderjahr.

•	 Entwicklungszusammenarbeit: Überweisungen auf Transfer-
bankkonti in lokaler Währung werden aufwandwirksam er-
fasst. Die effektive Verwendung der Mittel vor Ort kann in 
einer späteren Periode erfolgen. 

Ergänzende Standards
In den nachstehenden Fällen werden ergänzende Standards ein-
gesetzt (Anhang 2 FHV, SR 611.01):

Gegenstand: Bewertung der Finanzinstrumente im Allgemeinen.

•	 Standard: Richtlinien der Eidgenössischen Bankenkommis-
sion zu den Rechnungslegungsvorschriften der Art. 23 bis 27 
BankV vom 14.12.1994 (RRV-EBK), Stand: 25.3.2004

Gegenstand: Strategische Positionen im Bereich der derivativen 
Finanzinstrumente

•	 Standard: Ziffer 23 b RRV-EBK, Stand: 31.12.1996

Diese ergänzenden Standards werden in Zukunft durch die neu-
en IPSAS 28–30 abgelöst (siehe untenstehende Ausführungen).

Veröffentlichte, aber noch nicht angewendete Stan-
dards

Bis zum Bilanzstichtag sind neue IPSAS-Vorschriften publiziert 
worden, die erst zu einem späteren Zeitpunkt in Kraft treten: 

IPSAS 28 neu – Financial Instruments: Presentation (Finanzins-
trumente: Darstellung); IPSAS 29 neu – Financial Instruments: 
Recognition and Measurement (Finanzinstrumente: Erfassung und 
Bewertung); IPSAS 30 neu – Financial Instruments: Disclosures 
(Finanzinstrumente: Offenlegung): Die drei Standards basieren 
auf IAS 32, IAS 39 und IFRS 7. Mit der Inkraftsetzung per 1.1.2013 

wird gleichzeitig IPSAS 15 abgelöst. Zudem entfällt die Anwen-
dung der BankV (Art. 23 bis 27) als ergänzender Standard ab 
diesem Zeitpunkt. Zum heutigen Zeitpunkt können die Auswir-
kungen auf die Bundesrechnung noch nicht mit hinreichender 
Sicherheit beurteilt werden. Beim Bund ist die Einführung per 
1.1.2016 geplant.

IPSAS 32 neu – Service Concession Arrangements: Grantor (Dienst-
leistungskonzessionen: Konzessionärssicht): Der Standard wurde 
aus dem IFRIC 12 abgeleitet und wird auf den 1.1.2014 in Kraft 
treten. Aus heutiger Sicht gibt es beim Bund keine Geschäftsvor-
fälle, welche unter die neuen Regelungen fallen.

Abweichungen von finanzhaushaltrechtlichen Grund-
sätzen

Folgende Bestimmungen des FHG bzw. der FHV lassen in begrün-
deten Einzelfällen Abweichungen von finanzhaushaltrechtli-
chen Grundsätzen zu:

•	 Grundsätzlich wird ein Vorhaben nur durch eine Verwal-
tungseinheit finanziert. Der Bundesrat kann jedoch nach Arti-
kel 57 Absatz 4 FHG Ausnahmen bestimmen. 

•	 Gemäss Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a FHV kann die Finanz-
verwaltung im Einvernehmen mit der Finanzkontrolle in 
Einzelfällen Ausnahmen vom Prinzip der Bruttodarstellung 
anordnen. 

•	 Artikel 30 FHV ermächtigt die Finanzverwaltung, in begrün-
deten Fällen die Verrechnung von Rückvergütungen für Auf-
wand und Investitionsausgaben früherer Jahre innerhalb der 
betroffenen Kreditposition zuzulassen.

•	 Die Finanzverwaltung erteilt die Bewilligung zur Abwicklung 
von Drittmitteln über die Bilanz, sofern die Kriterien gemäss 
Artikel 63 Absatz 2 FHV erfüllt sind. 

Auf Grund der oben stehenden Bestimmungen wurden in ein-
zelnen Fällen Ausnahmen von den finanzhaushaltrechtlichen 
Grundsätzen zugelassen.

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze
Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze sind von den 
Rechnungslegungsgrundsätzen abgeleitet.

Darstellungsbasis
Die Jahresrechnung des Bundes wird in Schweizer Franken 
(CHF) dargestellt. 

Fremdwährungen
Auf Fremdwährungen lautende monetäre Vermögenswerte und 
Verbindlichkeiten werden zum Schlusskurs am Bilanzstichtag 
umgerechnet und die Umrechnungsdifferenzen über die Er-
folgsrechnung gebucht.
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Erfassung von Erträgen
Die Erträge werden im Zeitpunkt der Lieferung oder Leistungs-
erbringung durch den Bund verbucht. Wenn die Leistung über 
den Abschlusszeitpunkt hinaus erbracht wird, erfolgt eine Rech-
nungsabgrenzung. Ist ein Zeitpunkt massgebend (z.B. Verfü-
gung, Bewilligung), wird der Ertrag verbucht, wenn die Leistung 
des Bundes erbracht ist bzw. wenn die Verfügung rechtskräftig 
wird.

Erfassung von Fiskalerträgen
Die direkte Bundessteuer wird aufgrund der im Rechnungsjahr 
abgelieferten Steuerbeträge nach dem Kassaprinzip brutto ver-
bucht. Die Kantonsanteile werden separat als Aufwand erfasst. 
Für die in den Jahren nach einer hypothetischen Abschaffung 
der direkten Bundessteuer noch zu erwartenden Eingänge wird 
eine Eventualforderung ausgewiesen.

Der Mehrwertsteuerertrag wird aufgrund der im Rechnungsjahr 
gebuchten Forderungen aus Abrechnungen (inkl. Ergänzungs-
abrechnungen, Gutschriftenanzeigen etc.) ermittelt.

Die Stempelabgaben werden anhand der im Rechnungsjahr ein-
gegangenen Deklarationen verbucht.

Die Verrechnungssteuer wird anhand der Erhebungsdeklarati-
onen, der ausgestellten Rechnungen und der Rückerstattungs-
anträge ermittelt. Rückerstattungsanträge, welche bis zum 
10.  Januar des Folgejahres eingehen oder bis zu diesem Zeit-
punkt aufgrund der Einzelanalyse von Fällen über 100 Millio-
nen mit Sicherheit zu erwarten sind, werden zeitlich abgegrenzt 
und vermindern dadurch die Erträge bzw. Einnahmen. Im Ge-
genzug werden bis zum 10. Januar des Folgejahres eingehende 
sowie sicher zu erwartende, aber noch nicht eingetroffene 
Erhebungsdeklarationen über 100 Millionen debitorisch erfasst. 
Für ausstehende Rückerstattungsanträge wird eine Rückstellung 
gebildet. Informationen zum Berechnungsmodell der Rückstel-
lung aus der Verrechnungssteuer finden sich unter Ziffer 62/37.

Erträge aus Mineralölsteuern, Tabaksteuer, Automobilsteuer, 
Einfuhrzöllen, LSVA (ausländische Fahrzeuge) und PSVA (pau-
schale Schwerverkehrsabgabe) werden auf den wirtschaftlich zu 
versteuernden Vorgängen periodengerecht verbucht. Die Erträ-
ge aus der Biersteuer werden aufgrund der eingehenden Deklara-
tionen um ein Quartal verspätet verbucht.

Die Erträge aus Nationalstrassenabgabe und LSVA (inländische 
Fahrzeuge) werden bei Eingang der Abrechnungen verbucht. 
Dadurch wird der Ertrag auf der Schwerverkehrsabgabe auf in-
ländische Fahrzeuge um bis zu zwei Monaten verspätet erfasst.

Die Erträge aus den Lenkungsabgaben (VOC, Heizöl 
«extraleicht», schwefelhaltiges Benzin und Dieselöl, Altlasten-
abgabe, CO2-Abgabe auf Brennstoffen) und der Spielbanken-
abgabe werden durch Einlagen in die Fonds im Fremdkapital 
erfolgsmässig neutralisiert.

Erfassung von ausserordentlichen Erträgen 
Ausserordentliche Erträge werden zum Zeitpunkt des Zahlungs-
eingangs erfasst. Mittelzuflüsse, die mehrere Perioden betreffen, 
werden nicht abgegrenzt (z.B. einmaliger Erlös aus Mobilfunkli-
zenzen für mehrere Jahre). 

Abgrenzungen Subventionsbereich
Abgrenzungen werden vorgenommen, wenn eine noch nicht 
ausgerichtete Subvention in einer Rechtsform nach Art. 16 des 
Bundesgesetzes vom 5.10.1990 über Finanzhilfen und Abgeltun-
gen (Subventionsgesetz [SuG], SR 616.1) gewährt worden ist und 
der Subventionsempfänger die subventionsberechtigte Leistung 
(oder Teile davon) erbracht hat.

Flüssige Mittel und kurzfristige Geldanlagen
Diese umfassen Geld und geldnahe Mittel mit Laufzeit von drei 
Monaten oder weniger (inkl. Festgelder und Finanzanlagen). Sie 
werden zum Nennwert bewertet.

Forderungen
Der ausgewiesene Wert entspricht den fakturierten Beträgen 
abzüglich Rückvergütungen, Skonti und Wertberichtigung 
für zweifelhafte Forderungen. Die Wertberichtigung wird auf 
Grund der Differenz zwischen dem Nennwert der Forderungen 
und dem geschätzten einbringbaren Nettobetrag ermittelt.

Finanzanlagen
Finanzanlagen mit einer fixen Fälligkeit, bei denen der Bund 
die Möglichkeit und die Absicht hat, diese bis zur Endfälligkeit 
zu halten, werden als «bis Endverfall gehalten» klassifiziert und 
zu fortgeführten Anschaffungskosten unter Verwendung der 
Accrual Methode bilanziert. Diese verteilt die Differenz zwi-
schen Anschaffungs- und Rückzahlungswert (Agio / Disagio) 
anhand der Barwertmethode über die Laufzeit der entsprechen-
den Anlage.

Finanzanlagen, die mit dem Ziel erworben werden, kurzfristige 
Gewinne durch die gezielte Ausnutzung von Marktpreisfluktu-
ationen zu erzielen, werden als Finanzanlagen zum Marktwert 
bewertet, d.h. sie sind der Kategorie «Handelsbestand» zugeord-
net. Die Veränderung des Marktwertes wird in dieser Kategorie 
über die Erfolgsrechnung verbucht. 

Die übrigen Finanzanlagen, die auf unbestimmte Zeit gehal-
ten werden und jederzeit verkauft werden können, werden als 
«zur Veräusserung verfügbar» klassifiziert. Diese Anlagen wer-
den nach dem Niederstwertprinzip bewertet. Die Bilanzierung 
erfolgt zu Anschaffungswerten oder aber zu tieferen Marktwer-
ten. Änderungen des Marktwertes unter dem Anschaffungswert 
werden erfolgswirksam verbucht. Änderungen des Marktwertes 
über dem Anschaffungswert werden nicht berücksichtigt. 
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Derivative Finanzinstrumente
Der Bund kann derivative Finanzinstrumente für drei verschie-
dene Zwecke einsetzen: Handel, Absicherung (Hedging) und 
strategische Positionen.

Die Handelsgeschäftspositionen werden zum Marktwert bewer-
tet und bilanziert. Änderungen des Marktwertes fliessen in die 
Erfolgsrechnung ein. Bestehen keine liquiden Marktpreise, kom-
men Bewertungsmodelle zum Einsatz.

Absicherungsgeschäfte im Fremdwährungsbereich (Termin-
geschäfte und Optionen) werden nach Hedge Accounting ver-
bucht. In der Bilanz werden diese derivativen Finanzinstrumen-
te zum Marktwert dargestellt. Qualifizieren sich Absicherungs-
geschäfte nicht für ein Hedge Accounting, werden sie als Han-
delsgeschäft betrachtet. Überhedges (sog. overhedge) werden 
ebenfalls wie Handelsgeschäfte verbucht.

Derivative Finanzinstrumente können als strategische Positi-
on verbucht werden. Sie werden in der Bilanz zum Marktwert 
dargestellt. Die Verbuchung der Zinszahlungen erfolgt pro rata 
temporis in den einzelnen Rechnungsperioden. Für die strate-
gischen derivativen Finanzinstrumente (z.Z. CHF Interest Rate 
Swaps) kommt das Niederstwertprinzip zur Erfassung der Markt-
wertveränderungen zur Anwendung. Das heisst, das Finanzin-
strument wird zum Anschaffungswert oder zum niedrigeren 
Marktwert bewertet. Bei frühzeitigem Glattstellen bzw. Verkauf 
sowie bei Verfall des derivativen Finanzinstrumentes fliessen der 
Veräusserungserfolg sowie Marktwertveränderungen aus frühe-
ren Rechnungsperioden (der Saldo des Ausgleichskontos) in die 
Erfolgsrechnung. 

Vorräte
Die Vorräte werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellkosten (inkl. 
Produktionsgemeinkosten) oder dem tieferen Nettoveräusse-
rungswert bewertet. Sie werden nach der Methode des gleiten-
den Durchschnittspreises ermittelt. Standardpreise werden 
verwendet, wenn diese den tatsächlichen Anschaffungs- bzw. 
Herstellkosten nahe kommen. Für schwer verkäufliche Vorräte 
werden Wertberichtigungen vorgenommen.

Darlehen im Verwaltungsvermögen
Darlehen werden im Verwaltungsvermögen bilanziert, wenn sie 
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben gewährt werden. Sie werden 
zu Nominalwerten bzw. tieferen Verkehrswerten bewertet. 

Die Höhe einer allfälligen Wertberichtigung wird aufgrund der 
Bonität der Schuldner, der Werthaltigkeit der Sicherheiten und 
den Rückzahlungskonditionen ermittelt. Bedingt rückzahlbare 
Darlehen im Verwaltungsvermögen werden im Zeitpunkt der 
Gewährung zu 100 Prozent wertberichtigt.

Darlehen, welche in Bezug auf die Verzinsung von den am Markt 
erzielbaren Konditionen abweichen, werden abdiskontiert und 
um diesen Betrag wertberichtigt, sofern sie eine Laufzeit von 
mehr als fünf Jahren und einen Nominalwert von über 100 Mil-
lionen aufweisen. 

Investitionsbeiträge
Die vom Bund gewährten Investitionsbeiträge an Dritte werden 
nicht bilanziert und bewertet. Im Jahr ihrer Gewährung werden 
die Investitionsbeiträge als Investitionsausgabe ausgewiesen 
und vollständig über den Transferaufwand wertberichtigt.

Beteiligungen
Die namhaften Beteiligungen werden zu Equitywerten bewer-
tet. Die ausgewiesenen Equitywerte basieren in der Regel auf 
den jeweiligen Abschlüssen per 30. September. Dabei weichen 
die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze der namhaften 
Beteiligungen teilweise von den Grundsätzen des Bundes ab. 
Als namhaft gilt eine Beteiligung, wenn ihr Equitywert mehr 
als 100 Millionen beträgt und der Bund zu 20 Prozent oder 
mehr beteiligt ist. Bei Anzeichen einer Überbewertung wird auf 
Basis der künftig aus der Nutzung erwarteten Mittelflüsse der 
Marktwert ermittelt. Übersteigt der Buchwert den Markt- oder 
Nutzungswert, wird eine Wertminderung in Höhe der Differenz 
als Aufwand verbucht.

Die übrigen Beteiligungen werden zu Anschaffungswerten ab-
züglich notwendiger Wertberichtigung bilanziert. Die Ermitt-
lung der Wertberichtigung kann auf dem Substanz- oder Er-
tragswert basieren.

Sachanlagen
Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
bewertet und linear über die geschätzte Nutzungsdauer abge-
schrieben:

Grundstücke	 keine 

Nationalstrassen	 10–50 Jahre

Gebäude	 10–50 Jahre

Betriebs-/Lagereinrichtungen, Maschinen	 4–7 Jahre

Mobiliar, Fahrzeuge	 4–12 Jahre

EDV-Anlagen	 3–7 Jahre

Beispiele:
Mobilien
•	 Kleine Server	 3 Jahre
•	 Netzwerkinstallationen	 7 Jahre
•	 Mobiliar	 10 Jahre
•	 Personenwagen	 4 Jahre
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Nationalstrassen
•	 vor 1.1.2008 fertiggestellte	 30 Jahre
•	 nach 1.1.2008 fertiggestellte	  

– Fahrbahnen	 30 Jahre 
– Tunnel	 50 Jahre 
– Kunstbauten	 30 Jahre 
– Elektromechanische Anlagen	 10 Jahre 
 

Die per 1.1.2008 von den Kantonen übernommenen, fertigge-
stellten Nationalstrassen werden auf 30 Jahre abgeschrieben, da 
eine Aufteilung auf verschiedene Anlagenklassen vor Einfüh-
rung NFA nicht vorgesehen war. Dies gilt auch für die Hochbau-
ten im Zusammenhang mit den Nationalstrassen (Werkhöfe, 
usw.). Die ab 1.1.2008 fertiggestellten Anlagen können hingegen 
Anlagenklassen zugeordnet werden. Deren Abschreibung er-
folgt differenziert auf Grund der wirtschaftlichen Lebensdauer.

Gebäude
•	 Verwaltungsgebäude	 40 Jahre
•	 Zollgebäude	 30 Jahre
•	 Spezifischer Mieterausbau			   10 Jahre

Liegenschaften von nicht selbst genutzten und nicht marktfä-
higen Gebäuden werden zu einem Wert von null bilanziert. Bei 
den nicht selbst genutzten nicht marktfähigen Gebäuden han-
delt es sich hauptsächlich um Gebäude im Dispositionsbestand 
der armasuisse Immobilien, welche auf Grund der Armeereform 
nicht mehr benötigt werden.

Aktivierte Mieterausbauten und Installationen in gemieteten 
Räumlichkeiten werden über die geschätzte Nutzungsdauer 
oder die kürzere Mietvertragsdauer abgeschrieben.

Gebäude, die sich aus Komponenten mit unterschiedlicher 
Nutzungsdauer zusammensetzen, werden nicht getrennt erfasst 
und abgeschrieben. Bei der Festlegung der Abschreibungsdauer 
wird dies berücksichtigt.

Zusätzliche Investitionen, welche den wirtschaftlichen Nutzen 
einer Sachanlage verlängern, werden aktiviert. Reparatur- und 
Instandhaltungsaufwendungen werden als Aufwand erfasst.

Immaterielle Anlagen
Erworbene und selbst hergestellte immaterielle Anlagen werden 
zu den Anschaffungs-/Herstellkosten bewertet und auf Grund 
der geschätzten Nutzungsdauer linear abgeschrieben:

Software 	 3 Jahre  
(Kauf, Lizenzen, Eigenentwicklungen)	 oder vertragliche  
	 Nutzungsdauer

Lizenzen, Patente, Rechte	 Vertragliche 	
	 Nutzungsdauer

Kunstgegenstände
Die Kunstgegenstände werden nicht in der Bilanz aktiviert. Das 
Bundesamt für Kultur führt ein Inventar über sämtliche Objekte 
im Besitz des Bundes. Die Kunstwerke dienen der künstlerischen 
Ausstattung in den Schweizer Botschaften und Konsulaten im 
Ausland sowie in wichtigen Gebäuden der Bundesverwaltung. 
Die wertvollsten Kunstwerke sind als Leihgaben in verschiede-
nen Museen der Schweiz ausgestellt. Die Designarbeiten sind als 
Leihgaben im Museum für Gestaltung in Zürich deponiert, die 
Fotografien werden als Leihgaben der Fotostiftung Schweiz in 
Winterthur zur Verfügung gestellt.

Leasing
Aktiven, die aufgrund von Leasingverträgen erworben wer-
den, wobei Nutzen und Schaden aus Eigentum auf den 
Bund übergehen (Finanzleasing), werden entsprechend der  
Eigenschaft der geleasten Sache als Anlagevermögen ausgewie-
sen. Dabei erfolgt die erstmalige Bilanzierung von Anlagen im 
Finanzleasing zum Marktwert der geleasten Sache oder dem 
tieferen Netto-Barwert der zukünftigen, unkündbaren Leasing-
zahlungen zu Beginn des Leasingvertrags. Derselbe Betrag wird 
als Verbindlichkeit aus Finanzleasing erfasst. Die Abschreibung 
des Leasinggutes erfolgt über die wirtschaftliche Nutzungsdauer 
oder, falls der Eigentumsübergang zum Ende der Leasingdauer 
nicht sicher ist, über die kürzere Vertragsdauer.

Leasinggeschäfte, bei welchen Nutzen und Schaden aus Eigen-
tum nicht oder nur teilweise auf den Bund übergehen, gelten als 
operatives Leasing. Der daraus entstehende Aufwand wird direkt 
in der Erfolgsrechnung erfasst.

Wertminderungen
Die Werthaltigkeit von Sachanlagen und immateriellen Anlagen 
wird immer dann überprüft, wenn auf Grund veränderter Um-
stände oder Ereignisse eine Überbewertung möglich scheint. Bei 
Vorliegen von Anzeichen einer Überbewertung wird auf Basis der 
künftig aus der Nutzung oder der Verwertung erwarteten Mittel-
flüsse der Marktwert abzüglich eventueller Veräusserungskosten 
ermittelt. Übersteigt der Buchwert den Nettoveräusserungserlös 
und Nutzungswert, wird eine Wertminderung in Höhe der Diffe-
renz als Aufwand verbucht.

Rückstellungen
Rückstellungen werden gebildet, wenn aus einem Ereignis in 
der Vergangenheit eine Verpflichtung entsteht, der Abfluss von 
Ressourcen zur Erfüllung der Verpflichtung wahrscheinlich ist 
und eine zuverlässige Schätzung der Höhe der Verpflichtung 
vorgenommen werden kann (z.B. Altlastensanierungen). Ist der 
Abfluss von Ressourcen nicht wahrscheinlich (<50 %) oder kann 
er nicht zuverlässig geschätzt werden, wird der Sachverhalt als 
Eventualverbindlichkeit ausgewiesen.
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dieser Auflagen. Spezialfonds werden entsprechend ihrem wirt-
schaftlichen Gehalt dem Fremd- oder Eigenkapital zugeordnet. 
Der Ausweis im Eigenkapital erfolgt in jenen Fällen, in denen die 
zuständige Verwaltungseinheit über Art und Zeitpunkt der Mit-
telverwendung weitgehend frei bestimmen kann. Die übrigen 
Spezialfonds werden im Fremdkapital bilanziert.

Reserven aus Globalbudget
FLAG-Verwaltungseinheiten haben die Möglichkeit, Reserven 
zu bilden und diese später zur Finanzierung von Aktivitäten zu 
verwenden, sofern diese im Einklang mit den Zielsetzungen ih-
rer Leistungsaufträge stehen (Art. 46 FHG). Die Reservenbildung 
und -verwendung erfolgt mit Buchungen innerhalb des Eigen-
kapitals.

Die Bildung zweckgebundener Reserven ist möglich, wenn Kre-
dite wegen projektbedingter Verzögerungen nicht oder nicht 
vollständig beansprucht werden. Sie dürfen nur für Vorhaben 
verwendet werden, die zur Reservenbildung Anlass gegeben 
haben.

FLAG-Verwaltungseinheiten können allgemeine Reserven 
bilden, wenn sie unter Einhaltung der Leistungsziele durch 
die Erbringung zusätzlicher, nicht budgetierter Leistungen ei-
nen Nettomehrertrag erzielen oder den budgetierten Aufwand 
unterschreiten.

Neubewertungsreserve
Ist ein Vermögenswert zu Marktwerten bewertet, wird die Ver-
mögensposition periodisch auf deren Wert überprüft. Allfällige 
Werterhöhungen werden über die Neubewertungsreserve ver-
bucht. Sinkt der Wert, wird zuerst eine allfällig vorhandene Neu-
bewertungsreserve verringert. Ist diese vollständig aufgelöst, er-
folgt die erfolgswirksame Verbuchung.

Vorsorgeverpflichtungen und andere langfristig fällige Leistungen 
für Arbeitnehmende
Der Begriff «Vorsorgeverpflichtungen und andere langfristig 
fällige Leistungen für Arbeitnehmende» umfasst Renten, Aus-
trittsleistungen sowie anwartschaftlich erworbene Treueprämi-
en. Die Bewertung erfolgt nach dem Grundsatz von IPSAS 25. 
Im Unterschied zur statischen Bilanzierung der Vorsorgever-
pflichtungen nach schweizerischem Vorsorgerecht werden bei 
der wirtschaftlichen Betrachtungsweise nach IPSAS 25 die er-
worbenen Vorsorgeleistungsansprüche unter Berücksichtigung 
zukünftiger Lohn- und Rentenentwicklungen ermittelt.

Für die Bewertung werden versicherungstechnische Annahmen 
berücksichtigt, wie der Diskontierungssatz, die erwartete Rendi-
te auf dem Vorsorgevermögen, die erwartete Lohnentwicklung 
und Rentenanpassung sowie die demographische Entwicklung 
(Sterblichkeit, Invalidität, Austrittswahrscheinlichkeiten).

Rückstellungen für Restrukturierungen werden erst nach Vor-
lage eines detaillierten Planes, nach erfolgter Kommunikation 
und wenn deren Höhe mit ausreichender Zuverlässigkeit ge-
schätzt werden kann, gebildet.

Der Bund ist Selbstversicherer. Es werden nur die erwarteten 
Aufwendungen aus eingetretenen Schadenfällen zurückgestellt. 
Rückstellungen für potentielle zukünftige Schadenfälle werden 
keine gebildet.

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen werden 
zum Nominalwert ausgewiesen.

Finanzverbindlichkeiten
Die Finanzverbindlichkeiten bestehen aus Verpflichtungen aus 
Geldmarktpapieren, Verpflichtungen gegenüber Banken, Ver-
pflichtungen gegenüber anderen Parteien, Anleihen und nega-
tiven Wiederbeschaffungswerten der Derivate.

Die Bewertung erfolgt grundsätzlich zum Nominalwert, mit 
Ausnahme der negativen Wiederbeschaffungswerte, welche zu 
Marktwerten bewertet werden, und der Finanzverbindlichkei-
ten, die bis Endverfall gehalten werden (Accrual Methode).

Sonderrechnungen
Verpflichtungen gegenüber Sonderrechnungen werden zum 
Nominalwert bilanziert.

Zweckgebundene Fonds
Die zweckgebundenen Fonds werden zu Nominalwerten bewer-
tet. Sie werden nach ihrem Charakter und wirtschaftlichen Ge-
halt dem Fremd- oder Eigenkapital zugeordnet.

Im Eigenkapital werden zweckgebundene Fonds ausgewiesen, 
wenn das Gesetz für die Art oder den Zeitpunkt der Verwendung 
ausdrücklich einen Handlungsspielraum gewährt. Die übrigen 
zweckgebundenen Fonds werden im Fremdkapital ausgewiesen. 

Aufwand und Ertrag der zweckgebundenen Fonds im Fremdka-
pital werden in der Erfolgsrechnung verbucht. Am Jahresende 
wird der Ertrag und Aufwand der zweckgebundenen Fonds im 
Fremdkapital durch Einlagen bzw. Entnahmen erfolgsmässig 
neutralisiert. Bei den zweckgebundenen Fonds im Eigenkapital 
wird am Jahresende der Ausgleich durch eine Umbuchung in-
nerhalb des Eigenkapitals vorgenommen.

Spezialfonds
Spezialfonds sind Vermögen, die der Eidgenossenschaft von 
Dritten mit bestimmten Auflagen zugewendet wurden oder die 
auf Grund gesetzlicher Bestimmungen aus Voranschlagskrediten 
stammen. Der Bundesrat ordnet ihre Verwaltung im Rahmen 
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Aufbau und Organisation
Die Umsetzung des Risikomanagements liegt grundsätzlich in 
der Verantwortung der Departemente und der Bundeskanzlei. 
Die verantwortlichen Führungsgremien und -personen werden 
darin durch geschulte Risikomanager und Risikocoaches (auf 
Stufe Verwaltungseinheit) unterstützt. Die EFV und die Gene-
ralsekretärenkonferenz (GSK) erfüllen im Risikomanagement 
wichtige Koordinationsfunktionen: Die EFV sorgt mit der Festle-
gung der methodischen Standards und Mindestanforderungen 
sowie mit einer bundesweiten Schulung für eine möglichst ho-
mogene Umsetzung des Risikomanagements innerhalb der Bun-
desverwaltung. Ausserdem betreibt sie ein Informatik-Tool, das 
für die Bewirtschaftung der Risiken und für die Risikoberichter-
stattung eingesetzt wird. Die GSK ist für die Konsolidierung und 
Priorisierung der Risiken auf Stufe Bundesrat zuständig, prüft 
die wesentlichen Risiken der Departemente auf Wechselwirkun-
gen und nimmt eine Vollständigkeitsprüfung vor. 

Risikostrategie
Der Bund bewältigt seine Risiken nach den Strategien «vermei-
den», «vermindern» und «finanzieren». Viele Bundesaufgaben 
können nur unter Inkaufnahme von Risiken erfüllt werden. 
Trotz Risiken ist ein Verzicht auf die Aufgabenerfüllung (Strate-
gie «vermeiden») in diesen Fällen in der Regel nicht zulässig. Die 
Bundesverwaltung kann nur versuchen, die Risiken möglichst 
gering zu halten (Strategie «vermindern»), wobei auch Kosten-/
Nutzenüberlegungen berücksichtigt werden müssen.

Grundsätzlich trägt der Bund in finanzieller Hinsicht das Risi-
ko für Schäden an seinen Vermögenswerten und für die haft-
pflichtrechtlichen Folgen seiner Tätigkeit selbst (Art. 50 Abs. 2 
FHV). Nur in besonderen Fällen stimmt die EFV dem Abschluss 
eines Versicherungsvertrages zu.

Die Massnahmen zur Bewältigung von Risiken können organi-
satorischer (z.B. Vier-Augen-Prinzip), personeller (z.B. Weiterbil-
dung), technischer (z.B. Brandschutz) oder rechtlicher (vertrag-
liche Absicherungen, Rechtsänderungen) Natur sein. Ihre Wirk-
samkeit wird im Rahmen von Controllingprozessen periodisch 
überprüft. 

3	 Risikomanagement und Risikosituation

Rechtliche Grundlagen
Der Bund ist vielfältigen Risiken ausgesetzt, deren Eintritt die 
Zielerreichung und die Aufgabenerfüllung der Bundesverwal-
tung gefährden kann. Diese Risiken sollen möglichst frühzeitig 
identifiziert, analysiert und bewertet werden, damit zeitgerecht 
die erforderlichen Massnahmen ergriffen werden können. Der 
Bundesrat hat zu diesem Zweck Ende 2004 die Grundlagen 
für das Risikomanagement beim Bund gelegt. Seither wird das 
Risikomanagement stetig weiterentwickelt. Am 24.9.2010 er-
liess der Bundesrat neue Weisungen über die Risikopolitik des 
Bundes (BBl 2010 6549). Die Eidg. Finanzverwaltung (EFV) hat 
darauf aufbauend am 21.11.2011 Richtlinien für die Umsetzung 
des Risikomanagements in der Bundesverwaltung und ein erläu-
terndes Handbuch dazu herausgegeben.

Ziele
Mit dem Risikomanagement verfügt die Bundesverwaltung 
über ein Instrument, um ihre Aufgaben und Ziele mit Voraus-
sicht anzugehen. Das Risikomanagement liefert wertvolle Risi-
koinformationen für die Entscheidungsprozesse und hilft, die 
Ressourcen effizient einzusetzen. Als integrierter Teil der Füh-
rungsprozesse des Bundes trägt es dazu bei, das Vertrauen in die 
Bundesverwaltung zu erhöhen. 

Geltungsbereich
Eingebunden in das Risikomanagement sind alle Departemente, 
die Bundeskanzlei und die Verwaltungseinheiten der zentralen 
und der dezentralen Bundesverwaltung (letztere nur sofern sie 
keine eigene Rechnung führen). Die selbstständigen Anstalten 
und Unternehmen des Bundes haben ihr eigenes Risikomanage-
ment, dessen Vorhandensein im Rahmen der Steuerung durch 
den Bund geprüft wird.

Risikobegriff
Unter Risiken werden Ereignisse und Entwicklungen verstan-
den, die mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit eintreten und 
wesentliche negative finanzielle und nicht-finanzielle Auswir-
kungen auf die Erreichung der Ziele und die Erfüllung der Aufga-
ben der Bundesverwaltung haben. Die Identifikation, Analyse, 
Bewertung, Bewältigung und Überwachung der Risiken erfolgt 
nach einheitlichen Regeln. Die Ausgestaltung des Risikoma-
nagements orientiert sich an den gängigen Normenwerken. 
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Internes Kontrollsystem IKS
Um die Risiken in den finanzrelevanten Geschäftsprozessen lau-
fend zu überwachen, wurde – gestützt auf Artikel 39 des Finanz-
haushaltgesetzes (FHG) – im Jahr 2008 bundesweit ein Internes 
Kontrollsystem eingeführt. Die beiden Instrumente Risikoma-
nagement und IKS weisen bezüglich der Risikobeurteilung und 
-minimierung Schnittstellen auf, weshalb in den Verwaltungs-
einheiten mindestens jährlich eine Abstimmung zwischen dem 
Risikocoach und dem IKS-Beauftragten vorgesehen ist.

Risikosituation des Bundes
Die Risiken des Bundes ergeben sich unmittelbar oder mittel-
bar aus den ihm durch Verfassung und Gesetz übertragenen 
Aufgaben und Tätigkeiten. Deren Bewertung erfolgt aufgrund 
ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit und ihrer Auswirkungen. Bei 
den Auswirkungen werden neben den finanziellen vier weitere 
Auswirkungsdimensionen berücksichtigt: Beeinträchtigungen 
der Reputation, des Schutzes der Bevölkerung und der Mitarbei-
tenden, der Umwelt und der Geschäftsprozesse in der Bundes-
verwaltung.

Der Bund kann Schaden an seinen eigenen Vermögenswerten er-
leiden (z.B. Schäden an eigenen Gebäuden und Infrastrukturen). 
Ausserdem erwachsen ihm Risiken aus Haftungsverhältnissen 
(vertragliche oder ausservertragliche Haftung z.B. aus Handlun-
gen von Bundesangestellten, Aufsichtspflichtverletzungen im 
Bereich Gesundheitswesen, Finanzmarkt, Infrastrukturen usw.) 
oder im Zusammenhang mit verselbstständigten Anstalten und 
Unternehmen des Bundes. Wesentliche Risiken ergeben sich zu-
dem bei der Systemstabilität der Altersvorsorge (1. und 2. Säule), 
im Zusammenhang mit dem anhaltenden Steuerdialog mit an-
deren Staaten und systemrelevanten Finanzinstituten («too big 

to fail»). Weiter erwähnt werden können die Themen Ausbruch 
einer Pandemie, Probleme bei der Informatik und der Telekom-
munikation, der Informationssicherheit (Angriffe von innen 
oder von aussen) und Risiken im Zusammenhang mit Elemen-
tarereignissen.

Offenlegung der Risiken
Die Risikoberichterstattungen an den Bundesrat sind nicht für 
die Öffentlichkeit bestimmt. Die Offenlegung von einzelnen, 
finanziell relevanten Risiken in der Jahresrechnung des Bun-
des erfolgt je nach ihrem Charakter unterschiedlich. Anhand 
der Eintrittswahrscheinlichkeit des Risikos wird zwischen dem 
Ausweis als Rückstellung oder als Eventualverbindlichkeit un-
terschieden:

•	 Wenn für ein Ereignis in der Vergangenheit die finanziellen 
Auswirkungen verlässlich geschätzt werden können und 
der Mittelabfluss in zukünftigen Rechnungsperioden wahr-
scheinlich ist (>50 %), wird in der Bilanz eine Rückstellung 
gebildet.

•	 Eine Eventualverbindlichkeit wird im Anhang zur Jahresrech-
nung erfasst, wenn eine mögliche Verpflichtung aus einem 
vergangenen Ereignis besteht, deren Existenz durch ein zu-
künftiges Ereignis bestätigt werden muss und deren Höhe nur 
unzuverlässig geschätzt werden kann. Der Eintritt des zukünf-
tigen Ereignisses kann nicht beeinflusst werden.

Durch die verwaltungsinternen Prozesse ist sichergestellt, dass 
Risiken, welche die Tatbestände von Rückstellungen oder Even-
tualverbindlichkeiten erfüllen, vollständig erfasst und in der 
Jahresrechnung ausgewiesen werden.
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Bundessteuer entfallen die grössten Steuervergünstigungen 
auf die Altersvorsorge (insb. Abzüge für Beiträge an 2. und 
3. Säule) und die Berufskosten (insb. Abzüge für Fahrkosten 
und auswärtige Verpflegung). Die Einnahmenausfälle bei der 
Mehrwertsteuer entstehen hauptsächlich aus den Steueraus-
nahmen im Immobilien- und Gesundheitsbereich sowie auf-
grund des reduzierten Steuersatzes bei den Grundnahrungs-
mitteln, Pflanzen und Druckerzeugnissen.

Eine abschliessende Beurteilung der verschiedenen Steuerver-
günstigungen ist nicht möglich, da für die einzelnen Steuerver-
günstigungen nur sehr wenige Evaluationen vorliegen. In die 
Evaluation müsste auch die Effektivität und Effizienz der Steu-
ervergünstigung oder einer möglichen alternativen Massnahme 
(z.B. Subventionen) einfliessen.

Allgemein lässt sich jedoch der Schluss ziehen, dass (ausgaben-
seitige) Subventionen den Steuervergünstigungen grundsätz-
lich vorzuziehen sind und, dass dieser Grundsatz tendenziell zu 
wenig Beachtung findet:

•	 Steuervergünstigungen verletzen den Grundsatz der Besteue-
rung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Insbeson-
dere bei progressiven Steuern (Einkommenssteuer) profitieren 
Personen mit höheren Einkommen stärker, als Personen mit 
tieferen Einkommen. 

•	 Steuervergünstigungen sind intransparent und kaum steu-
erbar. Die Einflussnahme auf die geförderte Aufgabe oder Tä-
tigkeit ist erschwert, da die Steuervergünstigungen nicht mit 
Auflagen und Bedingungen versehen werden können. Dies 
führt zu grösseren Mitnahmeeffekten als bei Subventionen, 
d.h. zum erwünschten Verhalten wäre es auch ohne den zu-
sätzlichen Anreiz gekommen. Je höher der Mitnahmeeffekt, 
umso geringer fällt die Effektivität und Effizienz aus.

•	 Das Subventionsgesetz hält fest, dass – in der Regel – auf 
Finanzhilfen in Form von steuerlichen Vergünstigungen zu 
verzichten ist (Art. 7 Bst. g SuG; SR 616.1). Die grosse (und ten-
denziell wachsende) Anzahl von Steuervergünstigungen deu-
tet darauf hin, dass zu oft von diesem gesetzlichen Grundsatz 
abgewichen wird. 

4	 Steuervergünstigungen

Steuervergünstigungen wirken wie versteckte Subventionen. 
Ihre Problematik liegt darin, dass die damit verbundenen Ein-
nahmenausfälle nur schwer quantifizierbar sind. Entsprechend 
wird dadurch die Evaluation der Wirksamkeit und Effizienz er-
schwert, wenn nicht gar verunmöglicht. Zudem entziehen sich 
Steuervergünstigungen der parlamentarischen Steuerung im 
Budget, da sie gesetzlich festgelegt sind. 

Studie der ESTV bringt mehr Transparenz

Die Eidg. Steuerverwaltung (ESTV) hat in ihrer Studie vom 2.2.2011 

erstmals die Steuervergünstigungen beim Bund systematisch aufgelistet 

und die Einnahmenausfälle geschätzt. Im Februar  2012 wurde auf der 

Internetseite der ESTV die Liste der einzelnen Steuervergünstigungen ver-

öffentlicht (unter www.estv.admin.ch\themen). Die Liste soll periodisch 

aktualisiert und vervollständigt werden. 

Diese Grundlagen ermöglichen es, die Entwicklung der Steuervergünsti-

gungen in aggregierter Form in der Finanzberichterstattung zu verfolgen 

(jeweils im Anhang zur Staatsrechnung).

Die von der ESTV erarbeiteten Grundlagen zeigen die grosse Be-
deutung der Steuervergünstigungen für den Bundeshaushalt: 

•	 Der Bericht der ESTV identifiziert 141 bestehende Steuerver-
günstigungen. Eine grosse Anzahl von Steuervergünstigungen 
eher geringen Ausmasses konnte noch nicht quantifiziert wer-
den. 

•	 Die aktuelle Liste der ESTV zu den Steuervergünstigungen 
(Stand 1.2.2012) weist u.a. neue Schätzungen für die Einnah-
menausfälle bei Automobilsteuer (total 1,1  Mio.), Mineralöl-
steuer (total 1496 Mio.) und CO2-Abgabe (67 Mio.) aus. Damit 
summieren sich die quantifizierten Mindereinnahmen aus 
Steuervergünstigungen – je nach Steuereinkommen als Be-
rechnungsgrundlage – zwischen 20 und 24  Milliarden (d.h. 
bezogen auf 2012 rund 32 bzw. 38 % der Bundeseinnahmen).

•	 Ein Blick auf die Tabelle mit den grössten Steuervergünstigun-
gen (Aufzählung nicht abschliessend) zeigt, dass die bisher 
quantifizierten Einnahmenausfälle zu rund 3/4 bei den zwei 
wichtigsten Bundeseinnahmen anfallen: Bei der direkten 

Ausgewählte Steuervergünstigungen

in Mio.

Direkte Bundessteuer 8 700

Mehrwertsteuer 8 100

Stempelabgaben 4 400

Mineralölsteuer 1 400
CO2-Abgabe 70

Schwerverkehrsabgabe 30

Automobilsteuer 1

geschätzter Einnahmenausfall 
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die Mehrwertsteuer zurückzuführen. Ein deutliches Indiz da-
für, dass auch die Wirtschaftsentwicklung die Erwartungen im 
Voranschlag nicht erfüllen konnte. Tatsächlich signalisiert der 
Konjunkturfaktor (Zeile 4) mit einem Wert von 1,012 eine grö-
ssere Unterauslastung der Wirtschaft als noch im Voranschlag 
(1,007). Der höhere Konjunkturfaktor vermag allerdings die 
tieferen Einnahmen nicht zu kompensieren, so dass der Ausga-
benplafond (Zeile 5) unter dem Voranschlagswert liegt. Das kon-
junkturell erlaubte Defizit (Zeile 6) erreicht einen Wert von 756 
Millionen.

Die höchstzulässigen Ausgaben (Zeile 11) können im Fall von au-
sserordentlichen Ausgaben erhöht werden. Allerdings waren im 
Rechnungsjahr 2012 weder ausserordentliche Ausgaben geplant 
noch fielen sie im Jahresverlauf unerwartet an (Zeile 7). Zu einer 
Herabsetzung der höchstzulässigen Ausgaben führt hingegen 
die bereits erwähnte vorsorgliche Einsparung zu Gunsten des 
Amortisationskontos (Zeile 10).

Die Gesamtausgaben gemäss Rechnung (Zeile 12) sind rund 
2,4  Milliarden niedriger als die budgetierten Ausgaben und 
unterschreiten die höchstzulässigen Ausgaben (Zeile 11) um 
1583 Millionen. Die Mindestvorgaben der Schuldenbremse wur-
den in der Rechnung 2012 somit deutlich erfüllt.

5	 Vorgaben der Schuldenbremse

Die Schweizer Volkswirtschaft hat nach der tiefen Rezession 
im Jahr 2009 wieder rasch Tritt gefasst. In den beiden Jahren 
nach der Krise konnte die wirtschaftliche Unterauslastung dank 
überdurchschnittlich starken Wachstumsraten kontinuierlich 
reduziert und ein Grossteil des erlittenen Wohlstandverlustes 
wieder ausgeglichen werden. Aufgrund der Frankenstärke und 
der abnehmenden Dynamik der internationalen Konjunktur 
zeichnete sich bei der Erarbeitung des Voranschlags 2012 eine 
vorübergehende Verlangsamung dieses Aufholprozesses ab. Ent-
sprechend erlaubte die Schuldenbremse auch im Voranschlag 
2012 ein konjunkturelles Defizit in Höhe von 449 Millionen. 
Die vom Parlament beschlossenen ordentlichen Ausgaben lagen 
435 Millionen unter dem Ausgabenplafond. Dieser Betrag wurde 
gemäss Artikel 17c FHG als vorsorgliche Einsparung zu Gunsten 
des Amortisationskonto reserviert, zur teilweisen Gegenfinan-
zierung der ausserordentlichen Ausgaben 2011, so dass die Ge-
samtausgaben den höchstzulässigen Ausgaben entsprachen.

Die in der Rechnung 2012 ausgewiesenen Gesamteinnahmen in 
Höhe von rund 63,7 Milliarden (Zeile 1) lagen 1 Milliarde tiefer 
als erwartet, wobei die im Jahr 2012 verbuchten ausserordentli-
chen Einnahmen aus der Versteigerung der Mobilfunklizenzen 
(Zeile 2) den Budgetwert um rund 100 Millionen übertrafen. 
Die Budgetunterschreitung bei den ordentlichen Einnahmen 
(Zeile 3) ist hauptsächlich auf die direkte Bundessteuer sowie 

Vorgaben der Schuldenbremse

Rechnung Voranschlag
20122011 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2012

Rechnung

Gesamteinnahmen1 64 535 -800 -1,264 751 63 735

Ausserordentliche Einnahmen2 290 634 738

Ordentliche Einnahmen3 64 245 -1 248 -1,964 117 62 997
[3=1-2]

Konjunkturfaktor4 1,007 0,0051,0121,007

Ausgabenplafond5 64 695 64 565 63 753 -942 -1,5
(Art. 13 FHG)
[5=3x4]

Konjunkturell geforderter Überschuss / zulässiges Defizit6 -450 -449 -756
[6=3-5]

Ausserordentliche Ausgaben
(Art. 15 FHG)

7 1 998 – –

Reduktion Ausgabenplafond
(Art. 17 FHG, Fehlbetrag Ausgleichskonto)

– – –8

Reduktion Ausgabenplafond
(Art. 17b FHG, Fehlbetrag Amortisationskonto)

– – –9

Reduktion Ausgabenplafond
(Art. 17c FHG, Vorsorgliche Einsparungen)

166 435 43510

Höchstzulässige Ausgaben 66 527 -3 209 -4,864 131 63 31911
[11=5+7-8-9-10]

Gesamtausgaben gemäss R / VA 64 331 -2 595 -4,064 131 61 73612

Differenz
(Art. 16 FHG)

2 197 0 1 58313

[13=11-12]
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Am 31.12.2010 belief sich das Guthaben des Ausgleichskon-
tos auf 17 811 Millionen (Zeile 14). Die Differenz zwischen den 
höchstzulässigen und den effektiv getätigten Ausgaben wird 
dem Ausgleichskonto gutgeschrieben (Zeile 16). Für das Rech-
nungsjahr 2012 beträgt die Gutschrift 1583 Millionen. Per 
31.12.2012 weist das Ausgleichskonto somit einen positiven Sal-
do von 19 394 Millionen (Zeile 17) auf. 

Stand Ausgleichskonto

Rechnung
2012 %tulosba1102

Differenz zu R 2011
Mio. CHF

Rechnung

Stand Ausgleichskonto per 31. 118 71416 51serhajroV sed .2114

Reduktion Ausgabenplafond (Art. 17 FHG, Fehlbetrag 
Ausgleichskonto)

––15

[=8]

385 1791 2Differenz (Art. 16 FHG)16
[=13]
(Art. 66 FHG)

9,8385 1493 91118 71.21.13 rep otnokshcielgsuA dnatS17
[17=14+15+16]

Stand Amortisationskonto

Rechnung
2012 %tulosba1102

Differenz zu R 2011
Mio. CHF

Rechnung

Stand Amortisationskonto pe 721 1-serhajroV sed .21.13 r 41618

–899 1nebagsuA ehciltnedroressuA
(Art. 17a FHG)

19

837092nemhanniE ehciltnedroressuA
(Art. 17a FHG)

20

Reduktion Ausgabenplafond
(Art. 17b FHG, Fehlbetrag Amortisationskonto)

––21

[=9]

Reduktion Ausgabenplafond
(Art. 17c FHG, Vorsorgliche Einsparungen)

53466122

[=10]

Stand Amortisationskonto per 31.12.
[23=18-19+20+21+22]

46 1,401371 1721 1-23

Am 31.12.2011 belief sich der Fehlbetrag auf dem Amortisations-
konto auf 1127 Millionen (Zeile 18). Dem Amortisationskonto 
werden die ausserordentlichen Einnahmen in der Höhe von 
738 Millionen (Zeile 20) gutgeschrieben. Ebenfalls als Gutschrift 
verbucht wird die vorsorgliche Einsparung (Zeile 22) gemäss Ar-
tikel 17c FHG (SR 611.0). Per 31.12.2012 weist das Amortisations-
konto somit einen positiven Saldo von 46 Millionen (Zeile 23) 
auf. Das Amortisationskonto ist somit bereinigt.
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Grundzüge der Schuldenbremse

Die Schuldenbremse setzt die zulässigen Gesamtausgaben in einen 

verbindlichen Zusammenhang mit den Einnahmen. Sie soll den Bun-

deshaushalt vor strukturellen Ungleichgewichten bewahren und damit 

verhindern, dass die Schulden des Bundes infolge von Defiziten in der 

Finanzierungsrechnung weiter ansteigen. Grundlage der Schuldenbremse 

ist eine Ausgabenregel: Für die Gesamtausgaben steht nur soviel Geld 

zur Verfügung, wie der Bund bei einer durchschnittlichen Auslastung der 

Wirtschaft an Einnahmen erzielt. Die Schuldenbremse wird auf den Vor-

anschlag angewendet, wobei man sich bezüglich der Entwicklung des 

wirtschaftlichen Umfelds (Konjunkturfaktor), der Einnahmen und zum Teil 

auch der Ausgaben (z.B. Passivzinsen) auf Prognosen abstützen muss. Im 

Nachhinein – beim Vorliegen der Staatsrechnung – können sich deshalb 

sowohl bei den höchstzulässigen als auch bei den effektiv getätigten Aus-

gaben Abweichungen gegenüber dem Voranschlag ergeben.

Um zu gewährleisten, dass die Schuldenbremse nicht nur bei der Aus-

arbeitung, sondern auch beim Vollzug des Budgets eingehalten wird, 

schreibt das Finanzhaushaltgesetz die Führung einer Statistik ausser-

halb der Staatsrechnung vor. Auf diesem «Ausgleichskonto» werden die  

jährlichen Differenzen zwischen den gemäss Schuldenbremse zulässigen 

und den effektiven Ausgaben aufgerechnet: Sind die effektiven Ausga-

ben im Rechnungsjahr höher als die aufgrund der tatsächlich erwirtschaf-

teten Einnahmen und dem Konjunkturverlauf ermittelten zulässigen Aus-

gaben, wird die Differenz dem Ausgleichskonto belastet; sind sie tiefer, 

erfolgt eine Gutschrift. Fehlbeträge auf dem Ausgleichskonto sind in den 

Folgejahren durch Ausgabenkürzungen abzubauen. Bei Überschüssen 

besteht dagegen keine Möglichkeit, diese über eine Erhöhung der Ausga-

ben abzutragen. Ein Überschuss dient zur Kompensation von zukünftigen 

Schätzfehlern. 

Mit der Ergänzungsregel zur Schuldenbremse wird sichergestellt, dass 

nicht nur der ordentliche sondern auch der ausserordentliche Haushalt 

mittelfristig ausgeglichen ist und somit ausserordentliche Ausgaben zu 

keinem permanenten Schuldenanstieg führen. Als Steuerungsgrösse 

dient das «Amortisationskonto». Ihm werden ausserordentliche Aus-

gaben belastet und ausserordentliche Einnahmen gutgeschrieben. Die 

Ergänzungsregel verlangt, dass Fehlbeträge des Amortisationskontos 

innerhalb von sechs Jahren durch eine Reduktion der höchstzulässigen 

Ausgaben im Voranschlag abgetragen werden.
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62	 Erläuterungen zur Jahresrechnung

Nachfolgend werden Positionen ausgewiesen, welche wesent-
lich für die Beurteilung der Finanz-, Ertrags- und Vermögenslage 
des Bundeshaushaltes sind. Die Nummerierung bezieht sich auf 
die Nummern in den Tabellen zu Erfolgsrechnung und Bilanz 
(Ziff.  52 und 53). Bei Bedarf wird auch auf die Finanzierungs- 
und Mittelflussrechnung sowie die Investitionsrechnung und 
den Eigenkapitalnachweis verwiesen (Ziff. 51, 54 und 55).

Die Tabellen zur Erfolgsrechnung zeigen in der ersten Zeile in 
fetter Schrift sowie in den Detailangaben die Erfolgssicht. Um 
auf einen Blick die Differenzen zur Finanzierungsrechnung zu 
erkennen, sind in der jeweils untersten Zeile der Tabelle in fetter 
Schrift die entsprechenden Einnahmen oder Ausgaben aufge-
zeigt (Finanzierungssicht). Bei den Investitionsbeiträgen, den 
Beteiligungseinnahmen sowie den ausserordentlichen Einnah-
men und Ausgaben liegt dagegen das Schwergewicht der Kom-
mentierung auf der Finanzierungssicht. Grössere Differenzen 
zwischen Erfolgs- und Finanzierungssicht werden im Text erläu-
tert (siehe auch Band 3, Ziff. 5).

Positionen der Erfolgsrechnung

1	 Direkte Bundessteuer

Trotz bedeutenden Steuerreformen konnte die direkte Bundessteuer 
im Vergleich zum Vorjahr weiter zulegen (+2,5 %). Einkommens- und 
Gewinnsteuer trugen dazu bei. Dies zeugt von der dynamischen Wirt-
schaftsentwicklung nach der tiefen Rezession im Jahr 2009.

Die Einnahmen aus der direkten Bundessteuer belaufen sich auf 
insgesamt 18,3 Milliarden. Nach der Stagnation im Jahr 2011 re-
sultierte im Rechnungsjahr ein Zuwachs von 451 Millionen oder 
2,5 Prozent. Beide Komponenten der direkten Bundessteuer ha-
ben zum Wachstum beigetragen: Die Steuern auf den Einkommen 
natürlicher Personen haben um 169 Millionen (1,8 %) zugelegt 
und jene auf dem Reingewinn juristischer Personen um 263 Mil-
lionen (3,1 %). Die Einnahmen im Rechnungsjahr 2012 basieren 
weitgehend auf den Einkommen und Unternehmensgewinnen, 
welche in den Jahren 2011 und 2010 erwirtschaftet wurden. Das 
gute Ergebnis widerspiegelt somit in erster Linie die wirtschaftli-
che Erholung nach der tiefen Rezession im Jahr 2009.

Besonders robust zeigen sich die Einkommenssteuern der priva-
ten Haushalte, die trotz der Familiensteuerreform sowie dem Aus-
gleich der kalten Progression im Vergleich zum Vorjahr weiter zu-
legten. Beide Reformen traten per 1.1.2011 in Kraft und haben im 
Rechnungsjahr 2012 erstmals ihre volle Wirkung im Umfang von 
rund 0,8 Milliarden entfaltet. Ohne diese Sonderfaktoren erhöht 
sich das Wachstum der direkten Bundessteuer auf rund 7 Prozent.

Der Bundesanteil an der pauschalen Steueranrechnung für auslän-
dische Quellensteuern wirkt sich ertragsmindernd aus. Er fällt im 
Vergleich zum Vorjahr tiefer aus und beläuft sich auf 152 Millio-
nen.

Die Kantone partizipieren mit einem Anteil von 17 Prozent an den 
Einnahmen der direkten Bundessteuer. Der Kantonsanteil be-
rechnet sich vor Abzug der pauschalen Steueranrechnung.

Direkte Bundessteuer

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2011

Rechnung
2012

18 75917 891Ertrag aus Direkter Bundessteuer 2,518 342 451

8 396 9 272 263Steuer auf Reingewinn juristischer Personen 3,18 659
9 665 9 667 169Steuer auf Einkommen natürlicher Personen 1,89 834
-170 -180 18Pauschale Steueranrechnung 10,9-152

17 891 18 759Einnahmen aus Direkter Bundessteuer 2,518 342 451
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2	 Verrechnungssteuer

Im Vergleich zu den hohen Beträgen der letzten zwei Jahre sind die 
Einnahmen der Verrechnungssteuer (4,3 Mrd.) gesunken. Sie blieben 
jedoch auf einem relativ hohen Niveau und überstiegen den mit ei-
nem neuen Schätzverfahren veranschlagten Wert leicht. Die Erträge 
(3,8 Mrd.) berücksichtigen die Differenz bei der Rückstellung für die 
zukünftigen Rückerstattungen. 

Der Ertrag der Verrechnungssteuer ergibt sich aus der Differenz 
zwischen den Steuereingängen und den Rückerstattungen. Die 
Steuereingänge (22,1  Mrd.), namentlich diejenigen aus Divi-
dendenausschüttungen, nahmen gegenüber dem Vorjahr ab. 
Im Gegenzug waren auch die Rückerstattungsanträge rückläu-
fig (17,8  Mrd.), absolut ausgedrückt jedoch weniger stark. Das 
Ergebnis (4,3 Mrd.) erreichte dementsprechend den im Vorjahr 
verzeichneten Wert nicht. 

Der Verrechnungssteuerertrag unterliegt starken Schwankun-
gen. Die besonderen Elemente, die dieser Volatitliät zugrunde 
liegen, können jedoch nicht in unsere Budgetprognose integ-
riert werden, da sie von Natur aus unvorhersehbar sind. Bisher 
gründete die Budgetierung auf einem langjährigen Durch-
schnittswert. Da gegenüber dem Budget oft ein – zudem hoher 
– Überschuss verzeichnet wurde, ist der für 2012 veranschlagte 
Betrag erstmals mit einer exponentiellen Glättungsmethode ermit-
telt worden. Im Gegensatz zu einem mehrjährigen Durchschnitt 
weist diese Methode den Vorteil auf, den letzten bekannten  

Ergebnissen mehr Gewicht beizumessen und dadurch einem all-
fälligen Aufwärtstrend, wie er sich in den vergangenen Jahren 
immer stärker abzeichnete, Rechnung zu tragen. 

Im Voranschlag 2012 führte diese neue Methode zu einer gegen-
über den bisherigen Prognosen Korrektur der erwarteten Einnah-
men nach oben. Dadurch konnte die Differenz zwischen den 2012 
verbuchten Einnahmen und dem budgetierten Betrag deutlich 
verringert werden. Die Differenz betrug nur noch 149  Millio-
nen. Wahrscheinlich hat kein Sonderfaktor das Budget 2012 
massgeblich beeinflusst. Die Einnahmen beispielsweise lagen 
nahe am mittelfristigen Trend und damit an ihrem nach der 
neuen Glättmethode prognostizierten strukturellen Niveau. An-
gesichts der grossen Schwankungen des Verrechnungssteuerer-
trags dürften grosse Abweichungen gegenüber dem Budget – in 
Form von Überschüssen, aber auch von Einnahmeneinbussen 
– in Zukunft jedoch zur Norm werden. 

Im Gegensatz zu den Einnahmen tragen die Erträge aus dieser 
Steuer der Abweichung bei der Rückstellung für die zukünftigen 
Rückerstattungen Rechnung. Die Erhöhung (0,5  Mrd.) dieser 
Rückstellung erklärt auch die Differenz zwischen den Einnah-
men und den Erträgen, wie sie aus der nachstehenden Tabelle 
(vgl. Ziff. 62/43) ersichtlich ist. 

Verrechnungssteuer

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2011 2012

Rechnung

4 186 -2 1265 961Ertrag aus Verrechnungssteuer -35,73 835

-35,7-2 1264 1755 949Verrechnungssteuer (Schweiz) 3 824
-2,601111Steuerrückbehalt USA 11

4 861 4 186 -526Einnahmen aus Verrechnungssteuer -10,84 335
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3	 Stempelabgaben

Die Entwicklung der Stempelabgaben war von der am 1. März 2012 
in Kraft getretenen Abschaffung der Emissionsabgabe auf Fremdkapi-
tal als ein Element der Grossbankenregelung «too big to fail» geprägt. 
Diese Steuerbefreiung, aber auch der erneute Rückgang des Ertrags aus 
den Umsatzabgaben wegen der anhaltenden Verunsicherung der Bör-
senmärkte hatten zur Folge, dass der Ertrag aus der Stempelabgabe ge-
genüber dem Vorjahresergebnis um etwa einen Viertel geringer ausfiel.

Die Emissionsabgabe auf Fremdkapital (Anleihensobligationen, 
Kassenobligationen, Geldmarktpapiere) wurde per 1. März 2012 
im Rahmen der Grossbankenregelung «too big to fail» abge-
schafft. Daraus resultierten Mindereinnahmen gegenüber dem 
Vorjahr, weil die Emissionsabgabe in den ersten Monaten des 
Jahres lediglich 151  Millionen einbrachte, gegenüber sehr ho-
hen 596 Millionen im Vorjahr. Die Budgetschätzung sah in die-
sem Bereich gar keine Einnahme vor, denn ihr lag die Annahme 
zugrunde, die verabschiedete Steuerbefreiung würde bereits An-
fang 2012 in Kraft treten. Der Saldo des Ertrags aus der Emissi-
onsabgabe ergibt sich aus der Besteuerung der Emissionen von 
Eigenkapital (Anteilsrechte). Auch die entsprechenden Einkünf-
te waren markant rückläufig, nachdem sie in den letzten vier 
Jahren vergleichsweise hoch ausgefallen waren. Es handelt sich 

vorliegend um eine sehr volatile Einkommensquelle, denn sie 
entwickelt sich im Rhythmus der Gründung neuer Unterneh-
men und des Refinanzierungsbedarfs bestehender Unterneh-
men, insbesondere im Bankensektor. 

Die Umsatzabgabe generiert über die Hälfte des Ertrags der Stem-
pelabgaben. Sie hängt von der Entwicklung der internationalen 
Börsenmärkte ab. Seit dem Ausbruch der Finanzkrise im Jahr 
2007 war dieses Produkt konstant rückläufig. 2012 waren die 
abgabenpflichtigen Geschäfte wegen der unklaren Entwicklung 
der Finanzmärkte bis im Sommer infolge der Schuldenkrise in 
Europa, der eintrübenden Aussichten der Weltwirtschaft und 
der Attraktivität der steuerbefreiten Produkte erneut rückläufig. 
Der Ertrag aus der Umsatzabgabe sank deshalb das fünfte Jahr 
in Folge, während im Budget noch mit einer leichten Erholung 
der Börsentätigkeit im Zuge des konjunkturellen Aufschwungs 
gerechnet worden war. 

Der Ertrag des Prämienquittungsstempels ist seit vielen Jahren re-
lativ stabil. Er erreichte den eingestellten Betrag im Budget, das 
mit einer leichten Zunahme rechnete. 

Stempelabgaben

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2011 2012

Rechnung

2 445 -7212 857Ertrag aus Stempelabgaben -25,22 136

874 260 -521Emissionsabgabe -59,6353

1 312 1 510 -204Umsatzabgabe -15,61 107
-15,4-30260192 162Inländische Wertpapiere
-15,6-1751 2501 120 945Ausländische Wertpapiere

Prämienquittungsstempel 671 675 675 5 0,7

2 857 2 445 -721Einnahmen aus Stempelabgaben -25,22 136
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4	 Mehrwertsteuer

Das Wachstum der Mehrwertsteuereinnahmen ist auch im Jahr 2012 
von der IV-Zusatzfinanzierung geprägt. Korrigiert um Sonderfaktoren 
liegt das Wachstum mit 0,9 Prozent nahe am BIP-Wachstum (1,1 %). 

Die Mehrwertsteuereinnahmen liegen mit 22,1 Milliarden um 
408 Millionen oder 1,9 Prozent höher als in der Vorjahresrech-
nung. Ein Grossteil des Wachstums, rund 1,1 Prozentpunkte, ist 
auf die Erhöhung der Mehrwertsteuersätze zu Gunsten der IV im 
Jahr 2011 zurückzuführen. Die Satzerhöhung hat sich im Einfüh-
rungsjahr erst zu 79 Prozent ausgewirkt, so dass 21 Prozent der 
Mehreinnahmen erst 2012 angefallen sind. Hingegen dürften 
die Spätfolgen der Mehrwertsteuerreform im Jahr 2010 das Ein-
nahmenwachstum auch im Rechnungsjahr 2012 noch leicht ge-
bremst haben. Bereinigt um diese beiden Sonderfaktoren beträgt 
das Wachstum der Mehrwertsteuereinnahmen im Vergleich zum 
Vorjahr rund 0,9 Prozent und fällt somit leicht tiefer aus als das 
Wachstum des nominellen Bruttoinlandprodukts im Jahr 2012 
(1,1 %). 

Der Voranschlagswert wurde deutlich um 0,5 Milliarden verfehlt. 
Diese Unterschätzung der Mehrwertsteuereinnahmen hat zwei 
Gründe: Einerseits blieb das Rechnungsergebnis 2011 deutlich 
hinter den Erwartungen zum Zeitpunkt der Budgetierung für das 
Jahr 2012 zurück («Basiseffekt») und andererseits fiel auch das 
Wirtschaftswachstum tiefer aus als prognostiziert. 

Die Einnahmen werden nach dem Forderungsprinzip ausgewie-
sen. Dies bedeutet, dass insbesondere die bereits ausgestellten 
Rechnungen dem Rechnungsjahr als Einnahmen angerechnet 
werden. Erfahrungsgemäss wird nicht der gesamte Bestand der 
offenen Debitoren vereinnahmt. Aus diesem Grund ergeben sich 
auch Debitorenverluste, welche als Aufwandposition separat aus-
gewiesen werden. Im Rechnungsjahr beliefen sich die Debitoren-
verluste auf 250 Millionen. 

Die in der Tabelle ausgewiesenen zweckgebundenen Anteile der 
Mehrwertsteuer verstehen sich jeweils vor Abzug der Debitoren-
verluste. Für die Berechnung der daraus abgeleiteten Transferaus-
gaben, z.B. an die AHV, müssen deshalb die anteilsmässigen Debi-
torenverluste noch abgezogen werden. Der AHV stehen deshalb 
nicht die gesamten 2757 Millionen (2288 Mio. zuzüglich Bun-
desanteil von 469 Mio.) zu, sondern effektiv nur 2725 Millionen 
(2262 Mio. zuzüglich Bundesanteil von 463 Mio.). Die Anteile der 
IV sowie des FinöV-Fonds an den Mehrwertsteuereinnahmen be-
tragen nach Abzug der Debitorenverluste noch 1090 Millionen 
bzw. 305 Millionen.

Mehrwertsteuer

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF

Rechnung
20122011

22 550 22 050 408 1,9Ertrag aus Mehrwertsteuer 21 642

Allgemeine Bundesmittel 16 837 17 350 16 985 148 0,9

Zweckgebundene Mittel 4 805 5 200 5 065 260 5,4
Krankenversicherung 5 % 889 920 896 8 0,9
MWST-Prozent für die AHV (83%) 2 269 2 340 2 288 20 0,9
Bundesanteil am AHV-Prozent (17%) 465 480 469 4 0,9
MWST-Zuschlag 0.4% für die IV 863 1 130 1 103 239 27,7
Einlage in den Fonds für Eisenbahngrossprojekte 320 330 309 -11 -3,4

Einnahmen aus Mehrwertsteuer 21 642 408 1,922 550 22 050
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5	 Übrige Verbrauchssteuern

Der Mehrertrag aus übrigen Verbrauchssteuern entsteht hauptsäch-
lich bei der Tabaksteuer. Trotz der von einzelnen Tabakunternehmen 
beschlossenen Preiserhöhungen sind die Verkaufszahlen gegenüber 
dem Vorjahr nahezu unverändert geblieben. 

Die Erträge aus der Mineralölsteuer bewegen sich nur leicht über 
dem Niveau des Vorjahres. Die im Vergleich zum Budget geringe-
ren Erträge dürften auf das tiefer als erwartete Wirtschaftswachs-
tum sowie auf die neuen Vorschriften zur Verminderung der CO2-
Emissionen von Personenwagen (gemäss CO2-Gesetz; SR 641.71) 
zurückzuführen sein. Damit sollen die CO2-Emissionen von 
neuen Personenwagen bis 2015 auf durchschnittlich 130 g CO2/
km abgesenkt werden. Die Vorschriften sind seit dem 1.7.2012 
wirksam und dürften den Rückgang des durchschnittlichen  

Verbrauchs deutlich akzentuieren. Es ist davon auszugehen, dass 
die seit dem Rechnungsjahr 2011 stagnierenden Einnahmen aus 
der Mineralölsteuer in Zukunft sogar leicht rückläufig sein wer-
den.

Die Erträge aus der Tabaksteuer sind markant angestiegen. Trotz 
Preiserhöhungen der Hersteller (30 Rappen pro Päckchen) gin-
gen die Verkäufe im Vergleich zum Vorjahr nur leicht zurück. 
Dies führte zu Mehreinnahmen von nahezu 190 Millionen ge-
genüber dem Vorjahr (und 164 Mio. ggü. dem Budget). Generell 
wurde bis anhin im Rahmen der Budgetierung ein Verkaufs-
rückgang von 2,5  Prozent unterstellt. Nach einem stärkeren 
Rückgang im 2011 betrug dieser im Rechnungsjahr weniger als 
0,1 Prozent.

Übrige Verbrauchssteuern

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF

Rechnung
2011 2012

7 543 2027 341 2,8Ertrag aus übrigen Verbrauchssteuern 7 435

5 020 5 033 13Mineralölsteuern 0,35 090
0,3103 0052 995Mineralölsteuer auf Treibstoffen 3 040
0,122 0072 006Mineralölsteuerzuschlag auf Treibstoffen 2 030
4,312019Mineralölsteuer auf Brennstoffen und Übrige 20

2 208 2 397 188Tabaksteuer 8,52 233

113 113 1Biersteuer 0,7112

7 341 7 543 202Einnahmen aus übrigen Verbrauchssteuern 2,87 435
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6	 Verschiedener Fiskalertrag

Der verschiedene Fiskalertrag liegt leicht unter dem Vorjahreswert 
(‑0,5 %). Dieses Ergebnis resultiert aus gegenläufigen Entwicklungen. 
Während die CO2-Abgabe deutlich höher ausfiel (+58 Mio.) waren die 
Einnahmen aus Spielbankenabgabe (‑47 Mio.) und Schwerverkehrsab
gabe (‑26 Mio.) rückläufig.

Bei den Verkehrsabgaben hat die Automobilsteuer erneut ein 
Rekordergebnis erzielt. Im Jahresverlauf wurden 370  000  Per-
sonenwagen importiert, 1,7  Prozent mehr als im Vorjahr. Dank 
dieser Entwicklung erreichten die Einnahmen trotz etwas tieferen 
Preisen einen neuen Höchststand seit der Einführung der Auto-
mobilsteuer im Jahr 1997. Die Nationalstrassenabgabe profitierte 
ebenfalls von den starken Verkaufszahlen bei den Neufahrzeu-
gen. Der Vignettenverkauf im Inland legte um 2,3 Prozent zu. Die 
Einnahmen liegen aber trotzdem unter dem Vorjahreswert, weil 
der Ertrag auf ausländischen Fahrzeugen deutlich gesunken ist 
(‑8,9 %). Die Euro-Krise und der starke Franken haben bei den Rei-
senden aus EU-Ländern offenbar das Reiseverhalten beeinflusst. 
Ebenfalls rückläufig sind die Einnahmen aus der Schwerverkehrsab-
gabe. Die Abnahme ist bei den ausländischen Fahrzeugen (-3,3 %) 
ausgeprägter als bei den inländischen Fahrzeugen (‑1,0 %). Die 
Mindereinnahmen ergeben sich in erster Linie aus dem Rückgang 
der Verkehrsleistung und der Erneuerung des Fahrzeugparks (vgl. 
auch Ziff. 63, Eventualverbindlichkeiten für offene Rechtsfälle).

Die Einfuhrzölle haben sich im Vergleich zum Vorjahr praktisch 
nicht verändert. Industrie- und Agrarzölle weisen allerdings eine 
gegenläufige Entwicklung auf. Im Industriebereich verzeichnen 
die Zollerträge einen Rückgang um 9 Millionen (‑1,9 %), während 
der Agrarbereich um 7 Millionen (+1,3 %) zugelegt hat. Der Ertrag 
aus den Agrarzöllen (545  Mio.) wurde der Spezialfinanzierung 
für die Umsetzung von Begleitmassnahmen im Hinblick auf ein 

Freihandelsabkommen mit der EU im Agrar- und Lebensmittelbe-
reich oder ein WTO-Abkommen gutgeschrieben.

Der Ertrag der Spielbankenabgabe liegt deutlich unter dem Vorjah-
reswert. Diese Ertragsentwicklung ist auf den starken Franken und 
die Konkurrenz ausländischer Spielbanken sowie die konjunktu-
relle Abkühlung im Verlauf des Jahres zurückzuführen. Die Spiel-
bankenabgabe wird auf dem Bruttospielertrag der Spielbanken 
erhoben (Abgabesatz 40–80 %). Die Erträge werden als zweckge-
bundene Einnahmen zu Gunsten des Ausgleichsfonds der AHV 
verbucht. 

Die Entwicklung der Lenkungsabgaben wird dominiert von der 
CO2-Abgabe auf Brennstoffen. Hier steigt der Ertrag im Vergleich 
zum Vorjahr um 54 Millionen an. Dies ist darauf zurückzuführen, 
dass die Einnahmen im Vorjahr ausserordentlich tief ausfielen. 
Einerseits war das Jahr 2011 überdurchschnittlich warm, ande-
rerseits sind die Rückerstattungen für befreite Firmen und Zwecke 
aufgrund der Abgabesatzerhöhung 2010 (von 12 auf 36 Fr./t CO2) 
erst 2011 markant angestiegen. Die Schwankungen der Erträge 
aus der CO2-Abgabe in den letzten drei Jahren sind auf diesen Son-
dereffekt zurückzuführen.

Seit dem 1.7.2012 gelten in der Schweiz CO2-Emissionsvorschrif-
ten für neue Personenwagen. Dabei werden Schweizer Impor
teure verpflichtet, die CO2-Emissionen der erstmals zum Verkehr 
in der Schweiz zugelassenen Personenwagen bis 2015 im Durch-
schnitt auf 130 Gramm pro Kilometer zu senken. Wenn die CO2‑ 
Emissionen pro Kilometer den Zielwert überschreiten, wird eine 
Sanktionsabgabe fällig. Im Zeitraum seit der Einführung der neu-
en Vorschriften wurden CO2-Sanktionen im Umfang von rund 
4 Millionen in Rechnung gestellt.

Verschiedener Fiskalertrag

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2011 2012

Rechnung

4 539 -224 405Verschiedener Fiskalertrag -0,54 383

-302 3232 323Verkehrsabgaben 2 293 -1,3
408 370 4Automobilsteuer 412 0,9
360 353 -8Nationalstrassenabgabe 352 -2,1

1 555 1 600 -26Schwerverkehrsabgabe 1 529 -1,6

-21 0601 046Zölle 1 044 -0,2

-47395376Spielbankenabgabe 329 -12,4

57761660Lenkungsabgaben 716 8,6
127 125 -1Lenkungsabgabe VOC 125 -1,2
35 36 0Altlastenabgabe 35 -0,2

498 600 58Lenkungsabgabe CO2 556 11,7

4 405 4 539 -22Verschiedene Fiskaleinnahmen -0,54 383
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7	 Regalien und Konzessionen

Die Erträge aus Regalien und Konzessionen gehen gegenüber dem 
Vorjahr um 409 Millionen zurück. Hauptgrund dafür ist die tiefere 
Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank. Der Voran-
schlag 2012 wird, hauptsächlich wegen dem Abbau der Rückstellung 
für den Münzumlauf um 70 Millionen übertroffen (7,5 %).

Der Bundesanteil am Reingewinn der Eidg. Alkoholverwaltung 
(EAV) blieb sowohl unter demjenigen des Vorjahres (-3 Mio.) als 
auch unter dem Voranschlag 2012 (-8 Mio.). Grund dafür sind 
tiefere Erträge aus der Alkoholsteuer im Jahr 2011. Wie bereits im 
Vorjahr bezahlte die EAV dem Bund überschüssiges Kapital im 
Umfang von 25 Millionen aus. Einzelheiten finden sich in der 
Sonderrechnung der EAV (Band 4). 

Die Schweizerische Nationalbank (SNB) schüttete dem Bund im 
Jahr 2012 333 Millionen aus. Der Betrag fiel aufgrund der neuen 
Gewinnausschüttungsvereinbarung vom 21.11.2011 tiefer aus 
als im Vorjahr. Diese sieht vor, dass die SNB dem Bund und den 
Kantonen 1 Milliarde (1/3 an den Bund, 2/3 an die Kantone) pro 
Jahr ausschüttet, soweit ihre Gewinnausschüttungsreserve da-
durch nicht negativ wird. 

Die Erträge aus der Zunahme des Münzumlaufs sind im Jahr 2012 
geprägt durch das grössere Prägeprogramm. Die Zunahme des 
Münzumlaufs (+86,8 Mio.) lag deshalb rund 33 Millionen hö-
her als im Vorjahr, bewegte sich aber im Rahmen des Voran-
schlags 2012. Die Erträge aus dem Münzumlauf berechnen sich 
aus dem Wert der von Swissmint an die SNB gelieferten Münzen 
abzüglich des Werts der zurückgegebenen Münzen. Zusätzliche 
Erträge ergaben sich aus der alle fünf Jahre stattfindenden Über-
prüfung der Rückstellung für den Münzumlauf (knapp 2,1 Mrd.). 
Die Rückstellung wurde um knapp 57 Millionen gesenkt, woraus 
sich Erträge gleichen Umfangs ergaben. 

Die Erträge aus der Versteigerung von Kontingenten übertrafen so-
wohl die Vorjahresrechnung (+4 Mio.) als auch den Voranschlag 
(+21 Mio.), während die übrigen Erträge aus Regalien und Konzes-
sionen (Wasserzinsanteile, Funk- und Rundfunkkonzessionen) 
nicht vom Vorjahres- oder vom Budgetwert abweichen. 

Die Differenz zwischen den Erträgen (Erfolgsrechnung) und 
den Einnahmen (Finanzierungsrechnung) ergibt sich aus der 
erwähnten Anpassung der Rückstellung für den Münzumlauf 
sowie aus Abgrenzungen.  

Regalien und Konzessionen

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2011 2012

Rechnung

995 -4091 403Ertrag aus Regalien und Konzessionen -29,1925

269 267 -3Anteil am Reingewinn der Alkoholverwaltung -0,9275
833 333 -500Gewinnausschüttung SNB -60,0333

54 144 90Zunahme des Münzumlaufs 168,187
213 217 4Ertrag aus Kontingentsversteigerungen 1,8196

34 34 0Übrige Erträge aus Regalien und Konzessionen 0,034

1 410 938 -472Einnahmen aus Regalien und Konzessionen -33,5924



Staatsrechnung Band 1 | 2012
06 Anhang zur Jahresrechnung

69

Diese im Rahmen der Bilateralen II beschlossene Regelung gilt 
seit 2005. In der Schweiz wird ein Steuerrückbehalt auf Zinser-
trägen von natürlichen Personen mit Wohnsitz in einem EU-
Mitgliedstaat erhoben. Der Ertrag wird zu 75  Prozent an die 
Empfängerstaaten der EU ausbezahlt; der Restsaldo (25 %) fällt 
an die Schweiz, zur Deckung ihrer Erhebungskosten. Die Kanto-
ne haben Anspruch auf 10 Prozent des Schweizer Anteils.

Bei den übrigen Entgelten verzeichnet die Zentrale Ausgleichsstel-
le (ZAS) Mehreinnahmen aufgrund der höheren Kostenvergü-
tungen der Ausgleichsfonds AHV/IV/EO. Zugenommen haben 
auch die Erträge aus der Erstattung von Erhebungskosten, wel-
che direkt von der Entwicklung der verschiedenen Steuern und 
Abgaben abhängig sind.

Die Abnahme beim Übrigen verschiedenen Ertrag entsteht aus den 
stark schwankenden (nicht finanzierungswirksamen) Erträgen 
aus der Übernahme von Nationalstrassen: Die Fertigstellung des 
beschlossenen Nationalstrassennetzes ist gemäss NFA eine Ver-
bundaufgabe von Bund und Kantonen. Mit der Inbetriebnah-
me gehen die Teilstücke aber in den Besitz des Bundes über. Zur 
Aktivierung der Kostenanteile der Kantone wird beim Bund ein 
nichtfinanzierungswirksamer Ertrag eingestellt, der sich nach 
der geplanten Inbetriebnahme und den mutmasslichen End-
kosten des entsprechenden Nationalstrassenabschnitts richtet.

Der Ertrag aus der Übernahme der Nationalstrassen erklärt auch 
den Hauptteil der Differenz zwischen Ertrag und Einnahmen 
(131 Mio.).

8	 Übriger Ertrag

Die übrigen Erträge sind im Vergleich zum Vorjahr leicht rückläufig, 
wobei unterschiedliche Tendenzen festzustellen sind. Der Rückgang 
entsteht hauptsächlich durch den tieferen (nicht finanzierungswirksa-
men) Ertrag aus der Aktivierung von Kantonsanteilen für in Betrieb 
genommene Nationalstrassen (im «übrigen verschiedenen Ertrag»).

Die Erträge aus Verkäufen gingen zurück. Die grösste Abnahme 
verzeichnete der Ausweisschriftenverkauf beim Bundesamt für 
Bauten und Logistik, da die Erträge im Jahr 2012 erstmals beim 
Bundesamt für Polizei (fedpol) verbucht wurden (unter den 
«Entgelten für Benutzungen und übrige Dienstleistungen»). 
Leicht rückläufig waren auch die Einnahmenüberschüsse aus 
Entsorgungen bei der Verteidigung.

Die Zunahme bei den Erträgen aus Rückerstattungen entstand aus 
einer Veränderung der (nicht finanzierungswirksamen) aktiven 
Rechnungsabgrenzung beim Bundesamt für Migration im Be-
reich der Guthaben aus der Sonderabgabe (Rückerstattung So-
zialhilfekosten).

Der Ertrag aus der EU-Zinsbesteuerung hat ebenfalls zugenom-
men. Das Berichtsjahr betrifft den Steuerrückbehalt auf den 
Zinserträgen aus dem Jahr 2011. Die markanten Mehreinnah-
men gegenüber dem Vorjahr erklären sich mit der Anhebung 
des Steuersatzes von 20 auf 35 Prozent per 1.7.2011. Unter dem 
Einfluss der anhaltend sinkenden Zinssätze fielen diese Einnah-
men jedoch geringer aus als budgetiert.

Übriger Ertrag

Rechnung Voranschlag
20122011 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF

Rechnung
2012

-281 779Übriger Ertrag 1 8521 880 -1,5

1 253 63 5,3Entgelte 1 2551 192
Wehrpflichtersatzabgabe 170 1,9160157 3
Gebühren 251 7,9243225 18
Entgelte für Benutzungen und Dienstleistungen 68 2,17876 2
Verkäufe 74 -9,692102 -10
Rückerstattungen 116 10,8131118 13
EU Zinsbesteuerung 135 17,211497 17
Übrige Entgelte 440 5,0436415 21

526 -91 -13,2Verschiedener Ertrag 598689
Liegenschaftenertrag 380 5,6386365 21
Übriger verschiedener Ertrag 145 -34,6211323 -112

4,6Übrige laufende Einnahmen 1 691 761 7211 645
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9 	 Zweckgebundene Fonds im Fremd-  
	 und Eigenkapital

Bei den zweckgebundenen Fonds im Fremdkapital gibt es keine we-
sentlichen Bestandesveränderungen (-28 Mio.). Die zweckgebunde-
nen Einnahmen und die damit finanzierten Ausgaben halten sich die 
Waage. Anders sieht es bei den Fonds im Eigenkapital aus, deren Ver-
mögen um insgesamt 615 Millionen zunimmt. Der Hauptgrund dafür 
sind die Einnahmen zugunsten der Spezialfinanzierung Begleitmass-
nahmen FHAL-WTO. 

Zweckgebundene Fonds im Fremdkapital
Lenkungsabgabe VOC/HEL: Die zweckgebundenen Einnahmen 
fielen leicht höher aus als die Rückverteilungen, was zu einer 
Einlage in den Fonds führte (+4  Mio.). Der Lenkungsabgabe 
VOC/HEL unterliegen flüchtige organische Verbindungen (Ver-
ordnung vom 12.11.1997 zum Umweltschutzgesetz VOCV; SR 
814.018). Die HEL-Abgabe wird für schwefelhaltiges Heizöl fällig 
(Verordnung vom 12.11.1997 zum Umweltschutzgesetz HELV; 
SR 814.019). Die Rückverteilung an die Bevölkerung erfolgt mit 
einer Verzögerung von zwei Jahren. 

Lesehilfe zur Tabelle «Einlagen/Entnahmen von zweckgebunde-

nen Fonds im Fremdkapital»

Zweckgebundene Fonds im Fremdkapital weisen in der Regel einen posi-

tiven Saldo auf. Das bedeutet, dass Einnahmenüberschüsse in den Fonds 

eingelegt wurden, die erst später zweckgebunden zur Finanzierung von 

Ausgaben verwendet werden. Zweckgebundene Fonds mit positivem Sal-

do sind in der Bilanz auf der Passivseite unter dem langfristigen Fremd-

kapital ausgewiesen. In Ausnahmefällen kann jedoch auch ein negati-

ver Saldo auftreten. Dies ist dann der Fall, wenn die zweckgebundenen 

Einnahmen die bereits getätigten Ausgaben nicht decken und deshalb 

«nachschüssig» finanziert werden müssen. Fonds mit negativem Saldo 

sind auf der Aktivseite im Finanzvermögen ausgewiesen.

CO2-Abgabe auf Brennstoffen: Weil die Einnahmen 2012 wie be-
reits im Vorjahr tiefer ausfielen als geplant, resultiert bei den 
Fonds «Rückverteilung» und «Gebäudeprogramm» ein negati-
ver Stand. Die CO2-Abgabe auf Brennstoffen ist eine Lenkungs-
abgabe auf fossilen Energieträgern (Bundesgesetz vom 8.10.1999 

Hinweis: Die Veränderungen der Spezialfonds (Familienausgleichskasse, Samuel-Schindler Fonds) werden ausserhalb der Erfolgsrechnung (vgl. Spalte «Einlage/Entnahme») 
direkt in der Bilanz verbucht. 

Einlagen/Entnahmen von zweckgebundenen Fonds im Fremdkapital
Zweckge- Finanzierung Einlage (+) Stand

Stand bundene von Entnahme (-) 2012
2011 Einnahmen Ausgaben 4=2-3 5=1+4

Mio. CHF 1 2 3 4 5

Zweckgebundene Fonds im Fremdkapital 1 127 8 700 8 728 -28 1 102

VOC/HEL-Lenkungsabgabe 255 126 122 4 259
CO2-Abgabe auf Brennstoffen, Rückverteilung -132 368 356 12 -120
CO2-Abgabe auf Brennstoffen, Gebäudeprogramm -38 184 197 -13 -50
Sanktion CO2-Verminderung PW, Rückverteilung – 4 1 3 3
Spielbankenabgabe 757 329 381 -52 705
Altlastenfonds 154 35 20 15 169
Familienzulagen an landwirtschaftliche Arbeitnehmer und 
Bergbauern

32 1 1 – 32

Medienforschung, Rundfunktechnologie, 
Programmarchivierung 

8 3 2 1 9

Filmförderung 1 1 – 1 1
Krankenversicherung – 1 169 1 169 – –
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung – 6 480 6 480 – –
Spezialfonds Familienausgleichskasse 89 n.a. n.a. n.a. 92
Spezialfonds Samuel-Schindler Fonds 1 n.a. n.a. n.a. 1

n.a.: nicht ausgewiesen
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über die Reduktion der CO2-Emissionen; SR 641.71; Verordnung 
über die CO2-Abgabe; SR 641.712). Das Gesetz sieht folgende Mit-
telverwendung vor: Ein Drittel, höchstens aber 200 Millionen, 
werden für Massnahmen zur Verminderung der CO2‑Emission 
bei Gebäuden (Gebäudesanierungen und Förderung erneuerba-
rer Energien im Gebäudebereich) verwendet. Die übrigen zweck-
gebundenen Einnahmen werden an die Bevölkerung und die 
Wirtschaft rückverteilt. Aus Transparenzgründen werden zwei 
verschiedene zweckgebundene Fonds geführt. Die Finanzierung 
der Rückverteilung und des Gebäudeprogramms erfolgt unter-
jährig und beruht deshalb auf geschätzten Jahreseinnahmen. 

Spielbankenabgabe: Im Vergleich zum für die Ausgaben mass-
gebenden Jahr 2010 fielen die Einnahmen im Rechnungsjahr 
um 52 Millionen tiefer aus (schlechtere Wirtschaftslage, starker 
Franken, verstärkte Konkurrenz ausländischer Spielbanken). 
Der entsprechende Ausgabenüberschuss (-52 Mio.) führte zu ei-
ner Entnahme aus dem Fonds. Die Einnahmen aus der Spielban-
kenabgabe (Spielbankenverordnung vom 24.9.2004, Art. 94; SR 
935.521) zu Gunsten der AHV werden mit zweijähriger Verzöge-
rung überwiesen. 

Altlastenfonds: Die für Sanierungsprojekte vorgesehenen Mittel 
konnten nicht planmässig eingesetzt werden. Dies ist insbeson-
dere auf die noch laufenden Abklärungen bezüglich der Beurtei-
lung der Wirtschaftlichkeit, des Stands der Technik und der Um-
weltverträglichkeit der Rückbau- und Entsorgungsmassnahmen 
bei der Sanierung der ehemaligen Sonderabfalldeponie Kölliken 
zurückzuführen. Unter dem Strich resultiert eine Einlage in 
den Fonds von 15 Millionen. Der Altlastenfonds (Verordnung 
vom 26.9.2008 über die Abgabe zur Sanierung von Altlasten; 
SR 814.681) regelt die Erhebung einer Abgabe auf der Ablagerung 
von Abfällen und die zweckgebundene Verwendung des Ertra-
ges für Beiträge an die Untersuchung, Überwachung und Sanie-
rung von Deponie-Standorten.

Die Mittel des Fonds Krankenversicherung (Bundesgesetz vom 
18.3.1994 über die Krankenversicherung; SR 832.10) werden im 
gleichen Jahr ausbezahlt, in dem sie eingenommen werden. Die 
Beiträge an die Kantone basieren auf den Bruttokosten der ob-
ligatorischen Krankenpflegeversicherung. Die Finanzierung des 
Fonds erfolgt über die Mehrwertsteuer. 

Die über den Fonds Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversiche-
rung abgerechneten zweckgebundenen Einnahmen werden im 
gleichen Jahr an den AHV-Ausgleichsfonds (Bundesgesetz vom 
20.12.1946 über die Alters- und Hinterlassenenversicherung; SR 
831.10) und den IV-Ausgleichsfonds (Bundesgesetz vom 13.6.2008 
über die Invalidenversicherung; SR 831.27) überwiesen.

Spezialfonds Familienausgleichskasse: Das Fondsvermögen (inkl. 
Schwankungsreserve) ist im Berichtsjahr auf 92 Millionen ange-
wachsen. Über den Spezialfonds werden die Familienzulagen des 
Bundes finanziert (Familienzulagengesetz vom 24.3.2006; SR 
836.2; Familienzulagenverordnung vom 31.10.2007, Art. 15; SR 
836.21). Mit den Familienzulagen soll die finanzielle Belastung 
durch Kinder teilweise ausgeglichen werden. Sie wird in Form 
von Kinder-, Ausbildungs-, Geburts- und Adoptionszulagen 

monatlich an den Arbeitnehmer geleistet. Die Familienaus-
gleichskasse deckt die Leistungen des Arbeitgebers im Rahmen 
der Mindestbeiträge. Die gesetzlich vorgeschriebene Schwan-
kungsreserve wird zu einem Drittel durch den Arbeitgeber Bund 
und zu zwei Drittel durch andere Arbeitgeber geäufnet. 

Spezialfinanzierungen und Spezialfonds

Die zweckgebundenen Fonds umfassen die Spezialfinanzierungen und 

Spezialfonds gemäss Finanzhaushaltgesetz (Art. 52 und 53 FHG).

Spezialfinanzierungen werden nach ihrem Charakter dem Fremd- oder 

Eigenkapital zugeordnet: Gewährt das Gesetz für die Art oder den Zeit-

punkt der Verwendung ausdrücklich einen Handlungsspielraum, werden 

sie den zweckgebundenen Fonds im Eigenkapital, in den übrigen Fällen 

dem Fremdkapital zugewiesen. Die Verbuchung der Einnahmen und Aus-

gaben erfolgt über die Erfolgs- und Investitionsrechnung. Überschreiten 

die zweckgebundenen Einnahmen in der Berichtsperiode die entspre-

chenden Ausgaben, wird die Differenz buchmässig dem Fonds gutge-

schrieben. Umgekehrt führt eine Unterschreitung zu einer Belastung 

des Fonds. Bei den zweckgebundenen Fonds im Fremdkapital erfolgt 

diese Buchung über die Erfolgsrechnung (Einlage in bzw. Entnahme aus 

zweckgebundenen Fonds im Fremdkapital). Bei den zweckgebundenen 

Fonds im Eigenkapital werden die Veränderungen dagegen nicht über 

die Erfolgsrechnung, sondern direkt in der Bilanz gebucht, zugunsten 

oder zulasten des Bilanzfehlbetrags (vgl. Ziff. 55, Eigenkapitalnachweis). 

 

Auch die Spezialfonds werden entsprechend ihrem wirtschaftlichen 

Charakter dem Fremd- oder Eigenkapital zugeordnet. Spezialfonds mit 

Eigenkapitalcharakter bilden den Regelfall. Sie werden in einer eigenen 

Bilanzposition geführt (vgl. Ziff. 62/44). Spezialfonds im Fremdkapital 

werden unter den zweckgebundenen Fonds im Fremdkapital ausgewie-

sen. Einnahmen und Ausgaben der Spezialfonds werden ausserhalb der 

Erfolgsrechnung über Bilanzkonten verbucht.

Zweckgebundene Fonds im Eigenkapital
Die Einnahmen und Ausgaben der Spezialfinanzierung Strassen-
verkehr (Bundesgesetz vom 22.3.1985 über die Verwendung der 
zweckgebundenen Mineralölsteuer, Art. 5; SR 725.116.2) sind im 
Band 3 in Tabelle B43 dargestellt. Für 2012 resultiert ein positiver 
Saldo von 49 Millionen. 

Die Einnahmen gingen um 17 Millionen (-0,5 %) zurück. Auslö-
ser waren die zweckgebundenen Einnahmen aus der Mineralöl-
steuer und der Nationalstrassenabgabe. Diese lagen erwartungs-
gemäss (Frankenstärke, Verbrauchsminderung neuer Motor-
fahrzeuge) leicht unter dem Vorjahresniveau (-30 Mio.). Mehr-
einnahmen ergaben sich demgegenüber aus der erstmaligen 
Anrechnung bisher nicht der Spezialfinanzierung gutgeschrie-
bener Einnahmen aus Vermietungen und strassenbaupolizeili-
chen Verträgen (+11 Mio.). Für die Jahre 2008–2011 wurden der 
Spezialfinanzierung Strassenverkehr aus dem gleichen Grund 
nachträglich 30 Millionen gutgeschrieben. Die Ausgaben san-
ken gegenüber dem Vorjahr um 792 Millionen. Dies ist in erster 
Linie darauf zurückzuführen, dass der Vergleichswert 2011 infol-
ge der ausserordentlichen Einlage in den Infrastrukturfonds von 
850 Millionen überdurchschnittlich hoch war. 
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Zuwachs/Abgang von zweckgebundenen Fonds im Eigenkapital

Zweckge- Finanzierung Zuwachs (+)  Stand 
 Stand bundene von Abgang (-) 2012
2011 Einnahmen Ausgaben 4=2-3 5=1+4

Mio. CHF 1 2 3 4 5

Zweckgebundene Fonds im Eigenkapital 3 803 4 427 3 811 615 4 418

Spezialfinanzierung Strassenverkehr 2 028 3 834 3 784 49 2 078
Spezialfinanzierung Begleitmassnahmen FHAL-WTO 1 711 545 – 545 2 256
Spezialfinanzierung Luftverkehr 9 48 27 21 31
Bundeskriegstransportversicherung 55 0 0 0 55

Die Ausgaben für die Nationalstrassen (Betrieb, Unterhalt, Aus-
bau) erhöhten sich gegenüber 2011 – trotz Minderausgaben in-
folge Projektverzögerungen – um insgesamt 58 Millionen. Auch 
die Einlage in den Infrastrukturfonds stieg um 74 Millionen. 
Im Gegensatz zum Vorjahr wurden keine Mittel aus der Fond-
seinlage in die Unterhalts- und Ausbaukredite des ASTRA umge-
leitet. Deutlich rückläufig waren die Ausgaben für die übrigen 
werkgebundenen Beiträge (-85 Mio.). Insbesondere Minderaus-
gaben bei den Abgeltungen an den Schienengüterverkehr (-60 
Mio.) fielen ins Gewicht. Daneben gingen auch die Einlagen 
in den Fonds für Eisenbahngrossprojekte für die in Abschluss 
stehenden Projekte der NEAT zurück (-14 Mio). Die restlichen 
Ausgaben zulasten der Spezialfinanzierung (Hauptstrassenbei-
träge, Kantonsanteile an den zweckgebundenen Einnahmen, 
Forschung/Verwaltung, Heimat- und Naturschutz, Naturgefah-
ren) bewegten sich im erwarteten Rahmen. Daraus resultierten 
Mehrausgaben von rund 11 Millionen.

Spezialfinanzierung Begleitmassnahmen FHAL/WTO: Die im Rech-
nungsjahr gebuchte Einlage beträgt 545 Millionen. Gestützt auf 
den Bundesbeschluss vom 18.6.2010 werden die Erträge aus Ein-
fuhrzöllen auf Landwirtschaftsprodukten und Lebensmitteln 
rückwirkend ab 2009 der Spezialfinanzierung Begleitmassnahmen 
FHAL/WTO gutgeschrieben (Bundesgesetz vom 29.4.1988 über 
die Landwirtschaft, Art. 19a; SR 910.1). Die Zweckbindung dieser 
Erträge ist zeitlich bis 2016 begrenzt. Sie sieht vor, die Mittel für 
Begleitmassnahmen im Zusammenhang eines allfälligen Frei-
handelsabkommens mit der EU oder eines WTO-Abkommens 
im Agrar- und Lebensmittelbereich einzusetzen. 

Spezialfinanzierung Luftverkehr: Insgesamt wurden zweckgebun-
dene Mittel von 48 Millionen vereinnahmt. Auf der Ausgaben-
seite kam es im Bereich der Umweltschutzmassnahmen und der 
nicht-hoheitlichen Sicherheitsmassnahmen zu Verzögerungen, 
weshalb die geplanten Mittel nicht ausgeschöpft wurden. Per 
Saldo wurden dem Fonds 21 Millionen gutgeschrieben. Die Spe-
zialfinanzierung Luftverkehr wird mit Mitteln aus der Mineral-
ölsteuer und dem Mineralölsteuerzuschlag auf Flugtreibstoffen 
alimentiert (Art. 86 BV; SR 101; BG über die Verwendung der 
zweckgebundenen Mineralölsteuer MinVG; SR  725.116.2; Ver-
ordnung über die Verwendung der zweckgebundenen Mineral-
ölsteuer für Massnahmen im Luftverkehr MinLV; SR 725.116.22 
und Verordnung über den Flugsicherungsdienst VFSD; SR 
748.132.1). Die gesetzlichen Anpassungen und die Ausführungs-
bestimmungen sind per 1.8.2011 in Kraft getreten. Die Einnah-
men sind für Massnahmen im Bereich Sicherheit und Umwelt-
schutz im Luftverkehr einzusetzen. 

Der zweckgebundene Fonds Bundeskriegstransportversicherung 
verbuchte im Berichtsjahr nur unwesentliche Einnahmen und 
Ausgaben. Das Fondskapital bleibt gegenüber dem Vorjahr un-
verändert.

Weiterführende Informationen zu den zweckgebundenen Fonds 
sind unter den entsprechenden Kredit- resp. Ertragspositionen 
der zuständigen Verwaltungseinheiten (Band 2A und 2B) sowie 
im Band 3, Teil Statistik, Ziffer B4 zu finden.
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Überbrückung von ausserordentlich anfallenden Aufgaben oder 
bei Absenzen (z.B. Mutterschaftsurlaub) eingesetzt und fliesst 
nicht in die Stellenbetrachtung mit ein. Weitere rund 6 Millio-
nen, welche ebenfalls nicht in die Stellenbetrachtung einbezo-
gen werden, sind auf einen Strukturbruch bei der Überführung 
von aus Drittmitteln finanzierten Stellen beim EVD (agroscope) 
zurückzuführen. Von den restlichen 34 Millionen fiel ein wesent-
licher Teil der Stellenaufstockungen in den folgenden Bereichen 
an: Beim EDA auf das Lokalpersonal, beim EJPD im Migrations-
bereich (BFM) und für den verstärkten Einsatz gegen die Internet-
kriminalität (fedpol) und beim EFD bei der Zentralen Ausgleichs-
stelle (ZAS). Beim EVD erfolgten die stellenseitigen Zunahmen 
hauptsächlich wegen der Bekämpfung der Frankenstärke (GS 
und WEKO) und der Aufhebung des Zulassungsverfahrens beim 
Zivildienst (ZIVI), beim UVEK im Bereich der Umwelt (BAFU). 
Die restlichen Aufstockungen verteilten sich in etwa gleichmä-
ssig über die Departemente. Die Stellenaufstockungen wurden 
rund in der Hälfte der Fälle intern kompensiert und führten in 
diesem Umfang nicht zu einer Mehrbelastung des Haushalts.  

Die in direktem Zusammenhang mit den Personalbezügen ste-
henden Arbeitgeberbeiträge sind im Vergleich zur Rechnung 2011 
um 31 Millionen (+4,1 %) gestiegen. Die Hälfte der Zunahme ent-
fällt auf die Begleitmassnahmen zum Grundlagenwechsel bei PU-
BLICA (+16 Mio.). Der restliche Zuwachs resultiert aus den Lohn-
massnahmen und den stellenseitigen Aufstockungen.  

10	 Personalaufwand

Im Vergleich zur Rechnung 2011 stieg der Personalaufwand um insge-
samt 137 Millionen an (+2,8 %). Dieser Mehrbedarf ist insbesondere 
auf stellenseitige Aufstockungen, die Lohnmassnahmen, die Begleit-
massnahmen zum Grundlagenwechsel bei PUBLICA und die Arbeit-
geberleistungen zurückzuführen. 

Personalbezüge und Arbeitgeberbeiträge
Der Zuwachs der Personalbezüge gegenüber dem Vorjahr betrug 
90 Millionen (+2,3 %). Er verteilt sich je hälftig auf Lohnmassnah-
men und stellenseitige Erhöhungen.

Lohnmassnahmen
Für 2012 gewährte der Bundesrat dem Personal der Bundesver-
waltung einen Teuerungsausgleich von 0,4 Prozent und eine 
Reallohnerhöhung von 0,8 Prozent. Insgesamt führten die Lohn-
massnahmen zu einer Erhöhung der Personalbezüge im Umfang 
von rund 45 Millionen. 

Stellenseitige Erhöhungen
Die stellenseitigen Aufstockungen infolge von Aufgabenerweite-
rungen und -intensivierungen führten gegenüber der Rechnung 
2011 zu einer Zunahme der Personalbezüge in der Grössenord-
nung von ebenfalls rund 45 Millionen (+255 Vollzeiteinheiten). 
Davon entfallen rund 5 Millionen auf eine Zunahme des soge-
nannten Temporärpersonals. Dieses wird für die kurzfristige 

Hinweise:
�– �Arbeitgeberbeiträge zentral: Diese Beträge werden vom EPA zentral eingestellt und mit der Verabschiedung des Voranschlags durch das Parlament an die Verwaltungs-

einheiten dezentralisiert. Der Wert für den Voranschlag 2012 stellt somit die noch verbleibenden Mittel nach der Dezentralisierung dar.
�– �Arbeitgeberleistungen: VLVA, AGZL VLVA, Berufsunfall und Berufsinvalidität, Pensionskassenverpflichtungen, Altlasten PKB (Prozessrisiken), Überbrückungsrenten nach 

Art. 88f BPV sowie die Rentenleistungen an die Magistratspersonen und deren Hinterlassene.
– Übriger Personalaufwand: u.a. zentrale Personalschulung, Aus- und Weiterbildung, Kinderbetreuung, Verwaltungskosten PUBLICA, Personalmarketing.

Personalaufwand

Rechnung Voranschlag Rechnung
Mio. CHF 2011 2012 2012 absolut %

Personalaufwand 4 923 5 278 5 060 137 2,8

Personalaufwand zu Lasten Personalkrediten 4 804 5 150 4 940 136 2,8

Personalbezüge 3 888 4 111 3 978 90 2,3

Arbeitgeberbeiträge 759 846 790 31 4,1
AHV/IV/EO/AL/MV/Berufsbildung 307 327 310 3 0,8
Berufliche Vorsorge (Sparbeiträge) 335 322 363 28 8,2
Berufliche Vorsorge (Risikobeiträge) 87 94 90 2 2,5
Personalfürsorge EDA 12 14 12 0 -0,8
Unfall-/Krankenversicherungsbeiträge (SUVA) 17 17 16 -1 -5,9
Arbeitgeberbeiträge zentral – 72 – – –

Arbeitgeberleistungen 51 67 57 5 10,7
Umstrukturierungen (Sozialplankosten) 7 7 4 -3 -37,3
Vorruhestandsurlaub 42 47 49 7 15,5
Übriger Personalaufwand 58 72 63 5 8,1
Personalaufwand zu Lasten von Sachkrediten 119 127 120 1 1,2

Personalausgaben 4 945 5 278 5 070 125 2,5

Differenz zu R 2011
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Arbeitgeberleistungen
Die Nettozunahme der Arbeitgeberleistungen im Umfang von 5 
Millionen ist auf Mehraufwendungen im Zusammenhang mit 
freiwilligen vorzeitigen Pensionierungen (Anteil des Arbeitgebers 
an die Finanzierung der Überbrückungsrenten nach Artikel 88f 
Bundespersonalverordnung [BPV]; +6 Mio.) und im Bereich der 
Berufsinvalidität (+1 Mio.) zurückzuführen. Aufwandmindernd 
wirkte sich dagegen die Abnahme der Arbeitgeberzusatzleistun-
gen bei vorzeitigem Altersrücktritt von Bediensteten in besonde-
ren Dienstverhältnissen (-2 Mio.) aus. 

Umstrukturierungen
Der Minderaufwand bei den Umstrukturierungen (Sozialplankos-
ten) im Umfang von 3 Millionen erklärt sich mit einem Rückgang 
der Anzahl Personen (von 45 auf 17), die nach Sozialplan pensio-
niert wurden. 

Vorruhestandsurlaub
Die Kosten des Vorruhestandsurlaubs nach Artikel 34 BPV nah-
men im Vergleich zum Vorjahr um 7 Millionen zu. Die Kostenstei-
gerung steht im Zusammenhang mit einer Zunahme der Anzahl 
Personen, welche in den Vorruhestand übergetreten sind.  

Übriger Personalaufwand
Der übrige Personalaufwand stieg um 5 Millionen an (+8,1 %) und 
begründet sich grösstenteils mit Mehrausgaben bei der familien
ergänzenden Kinderbetreuung, höheren Auslagen für die zent-
rale Personalschulung sowie beim übrigen Personalaufwand der 
Verwaltungseinheiten. Zudem führte ein Systemwechsel in der 
Rechnungsstellung bei den Verwaltungskosten durch PUBLICA 
zu einmaligen Mehrkosten von rund 2 Millionen. Aufgrund des-
sen resultieren jedoch künftig günstigere Konditionen.  

Personalaufwand zu Lasten von Sachkrediten
Der Personalaufwand zu Lasten von Sachkrediten nahm um rund 
1 Million (+1,2 %) zu und ist auf Aufstockungen bei der BK, beim 
Bundesverwaltungsgericht sowie beim EDA, EDI und EVD zu-
rückzuführen. 

Personalausgaben versus Personalaufwand
Der Unterschied zwischen den Personalausgaben und dem Perso-
nalaufwand erklärt sich im Wesentlichen mit der Auflösung von 
Rückstellungen für Ferien- und Überzeitguthaben. 
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11	 Sach- und Betriebsaufwand

Der Sach- und Betriebsaufwand verzeichnet gegenüber der Rechnung 
2011 eine Zunahme von 46 Millionen (+1,2 %). Während der Mate-
rial- und Warenaufwand unter Ausklammerung eines Sondereffekts 
(veränderte Verbuchungspraxis beim Münzumlauf) stabil blieb, 
wuchsen der Betriebsaufwand um 1,1 Prozent und der Aufwand für 
die Nationalstrassen um 15,5 Prozent. 

Der Material- und Warenaufwand entfällt zu rund 85 Prozent auf 
die drei Verwaltungseinheiten Verteidigung, BBL und Swissmint. 
Im Jahr 2012 lag er um über einen Viertel tiefer als im Vorjahr 
(-54 Mio.). Der Grund dafür ist allerdings ein einmaliger Effekt: 
Die Veränderung der Rückstellung für den Münzumlauf (Swiss-
mint) wird ab 2012 nicht mehr im übrigen Material-/Warenauf-
wand verbucht, sondern neu mit den Einnahmen aus der Zunah-
me des Münzumlaufs verrechnet. Unter Ausklammerung dieses 
Sondereffekts liegt der Material- und Warenaufwand praktisch 
auf Vorjahresniveau. 

Der Betriebsaufwand nahm im Vorjahresvergleich um 38  Millio-
nen (+1,1 %) zu. Hauptgründe für die Zunahme sind der höhere 
Betriebsaufwand der Armee (+39 Mio.), höhere Debitorenverlus-
te (+30 Mio.) sowie höherer übriger Betriebsaufwand (+34 Mio.); 
demgegenüber nahmen der Liegenschaftsaufwand (-51 Mio.) und 
der Informatikaufwand (-24 Mio.) ab. Im einzelnen entwickelten 
sich die Aufwandarten wie folgt: 

•	 Die Abnahme des Liegenschaftsaufwands (-51 Mio.) ist primär 
darauf zurückzuführen, dass der Anteil an nicht aktivierbaren 
(und damit der Erfolgsrechnung zu belastenden) Instandset-
zungsarbeiten des BBL kleiner war als im Vorjahr. 

•	 Aufwände für Mieten und Pachten fallen praktisch ausschliess-
lich bei armasuisse Immobilien (52 Mio.), bei der Eidg. Zollver-
waltung (18  Mio.) und beim BBL (90 Mio.) an. Der Zuwachs 
von 4 Millionen gegenüber dem Vorjahr verteilt sich wie folgt: 
1,6 Millionen bei armasuisse Immobilien, 1,4 Millionen bei der 
EZV und 0,8 Millionen beim BBL. 

•	 Der Informatikaufwand ging gegenüber dem Vorjahr um 
24 Millionen zurück. Grund dafür sind namentlich rückläufi-
ge Aufwände bei den beiden grössten Leistungserbringern des 
Bundes (BIT, FUB) sowie der Abbruch des Projekts INSIEME 
der ESTV. Der Beratungsaufwand nahm gegenüber dem Vor-
jahr um 5 auf 230 Millionen zu. Weitere Ausführungen zum 
Informatik- und Beratungsaufwand finden sich im Band 3, 
Ziffern 32 und 34. 

•	 Die Zunahme des Betriebsaufwands der Armee im Umfang von 
39 Millionen erklärt sich insbesondere durch höheren Ersatz-
material- und Instandhaltungsaufwand (+19  Mio.), Mehraus-
gaben für Munition (+7 Mio.) und Sold (+6 Mio.) sowie höhere 
Aufwendungen für die Friedensförderung (+9 Mio.; KFOR).

Sach- und Betriebsaufwand

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF

Rechnung
20122011

4 300 463 983 1,2Sach- und Betriebsaufwand 4 029

192 302 -54 -28,0Material- und Warenaufwand 138
Materialaufwand 32 40 -1 -1,632
Warenaufwand 95 142 7 6,9101
Übriger Material-/Warenaufwand 65 120 -60 -92,15

3 386 3 555 38 1,1Betriebsaufwand 3 424
Liegenschaften 465 328 -51 -11,0414
Mieten und Pachten 160 170 4 2,7164
Informatik 496 549 -24 -4,9472
Beratungsaufwand 225 266 5 2,3230
Betriebsaufwand der Armee 929 1 001 39 4,2968
Abschreibungen auf Forderungen 190 173 30 16,0221
Übriger Betriebsaufwand 921 1 067 34 3,7955

404 443 63 15,5Aufwand Nationalstrassen 467
Betrieb Nationalstrassen 306 335 26 8,5332
Übriger Aufwand Nationalstrassen 98 108 37 37,5135

3 9963 682Sach- und Betriebsausgaben 5,21923 873
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•	 Die Debitorenverluste fielen v.a. im Steuerbereich (MWST, 
VST) höher aus als im Vorjahr (+30 Mio.), wobei ein einzelner 
Fall im Bereich der Mehrwertsteuer zu Verlusten von 76 Milli-
onen führte.

•	 Der übrige Betriebsaufwand enthält namentlich die Spesen-
auslagen, die externen Dienstleistungen, Post- und Versand-
kosten, Steuern und Abgaben und den Aufwand für Trans-
porte und Betriebsstoffe. Er verteilt sich auf eine Vielzahl von 
Kreditpositionen in allen Verwaltungseinheiten des Bundes. 
Am stärksten wuchs der übrige Betriebsaufwand beim BFM 
(+14  Mio., v.a. Betrieb der Empfangszentren für Asylsuchen-
de), beim BABS (+7  Mio., Betrieb von Polyalert, der neu im 
Eigen- statt im Transferbereich verbucht wird), beim EDA 
(+7  Mio., u.a. für externe Dienstleistungen) und bei der EZV 
(+6 Mio., v.a. für LSVA-Erfassungsgeräte). 

Der Aufwand für die Nationalstrassen lag um insgesamt 63 Milli-
onen höher als im Vorjahr. Dabei nahmen sowohl der Betriebs-
aufwand (+26 Mio.) als auch der Aufwand für den Unterhalt und 
den nicht aktivierbaren Nationalstrassenbau (+37  Mio.) zu. Im 
betrieblichen Bereich ist dies zurückzuführen auf die Inbetrieb-
nahme neuer, unterhaltsaufwändiger Strassenabschnitte sowie 
gestiegene Umweltanforderungen (Behandlung Strassenabwäs-
ser). Der Aufwand für den nicht aktivierbaren Nationalstrassen-
bau fiel gegenüber dem Vorjahr höher aus, weil der Anteil der 
entsprechenden Ausgaben höher war als 2011. Als nicht akti-
vierbar gelten z.B. Anlagen, die nach Fertigstellung nicht in den 
Besitz des Bundes wechseln oder ökologische Ausgleichsflächen.

Die Abweichung von 156 Millionen zwischen dem Aufwand (Er-
folgsrechnung) und den Ausgaben (Finanzierungsrechnung) er-
klärt sich schwergewichtig durch die (nicht finanzierungswirk-
samen) Material- und Warenbezüge ab Lager (79,6 Mrd.; insb. 
Bereich Verteidigung) sowie mit der Abschreibung von nicht 
aktivierbaren Unterhaltsarbeiten an Liegenschaften (115,9 Mrd.; 
BBL und armasuisse).



Staatsrechnung Band 1 | 2012
06 Anhang zur Jahresrechnung

77

Beschaffungen (geschützte Mannschafts-Transportfahrzeuge 
und ABC-Aufklärungsfahrzeuge) konnte erst 2012 abgeschlossen 
werden, weshalb der Bundesrat im Rahmen des Nachtrags II/2012 
eine Kreditübertragung aus dem Vorjahr (58 Mio.) vornahm.

Die Unsicherheiten im Zusammenhang mit der Weiterentwick-
lung der Armee haben bei verschiedenen Projekten zu Verzöge-
rungen geführt. Entsprechend wurde das Budget für die Projek-
tierung, Erprobung und Beschaffungsvorbereitung (-19 Mio.) und für 
die Ausrüstung und den Erneuerungsbedarf (-79 Mio.) nicht ausge-
schöpft.

12	 Rüstungsaufwand

Der Rüstungsaufwand nahm gegenüber der Rechnung  2011 um 
166 Millionen (-14,3 %) ab. Verantwortlich für die Abnahme ist ins-
besondere der beträchtliche Ausgabenrückgang beim Rüstungsmate-
rial (-167 Mio.), unter anderem weil 2011 überdurchschnittlich hohe 
Ausgaben anfielen. 

Die Ausgaben für Rüstungsmaterial entsprachen im 2012 dem mit-
telfristigen Durchschnitt auf dieser Position. Der starke Rückgang 
gegenüber dem Vorjahr findet seine Ursache darin, dass im 2011 
verzögerte Vorhaben aus früheren Jahren aufgeholt und dafür 
Kreditreste in grossem Umfang eingesetzt wurden. Ein Teil dieser 

Rüstungsaufwand

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF

Rechnung
20122011

1 037 -1661 163 -14,3Rüstungsaufwand 997

95 105 -9 -9,5Projektierung, Erprobung und Beschaffungsvorber. 86
307 396 10 3,3Ausrüstung und Erneuerungsbedarf 317
761 536 -167 -22,0Rüstungsmaterial 594

1 0371 163Rüstungsausgaben -14,3-166997
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13	 Anteile Dritter an Bundeserträgen

Die Anteile der Sozialversicherungen verzeichnen ein Wachstum 
von 6,1 Prozent. Diese Zunahme ist mehrheitlich auf die Einfüh-
rung des Mehrwertsteuerzuschlags für die IV im Jahr 2011 zu-
rückzuführen, deren finanzielle Auswirkungen erst im Jahr 2012 
vollständig zum Tragen kommen. Das Mehrwertsteuerprozent 
für die AHV stieg gegenüber der Rechnung 2011 um 0,6 Prozent 
auf 2262 Millionen an. Beide Beträge entsprechen den Einnah-
menanteilen abzüglich der anteilsmässigen Debitorenverluste. 
Die Einnahmen aus der Spielbankenabgabe schliesslich werden 
mit einer zweijährigen Verzögerung an den Ausgleichsfonds der 
AHV überwiesen. Die Ausgaben im Jahr 2012 entsprechen somit 
den Einnahmen im Jahr 2010.

Die Rückverteilung der Lenkungsabgaben nahm im Vergleich zum 
Vorjahr um 87 Millionen (15,5 %) ab. Die CO2-Abgabe auf Brenn-
stoffen wird zu zwei Drittel an die Bevölkerung und Wirtschaft 
rückverteilt. Ein Drittel oder maximal 200 Millionen der Erträge 
werden für das Gebäudeprogramm des Bundes verwendet. Die 
Rückverteilung erfolgte aufgrund der für das Jahr 2012 budge-
tierten Einnahmen. Mit dem Rückverteilungsbetrag 2012 wurde 
zudem auch die Korrektur auf Basis des nun bekannten Jahreser-
trags 2010 verrechnet. Anders als bei der CO2-Abgabe erfolgt bei 
der Lenkungsabgabe auf flüchtigen organischen Verbindungen 
(VOC) die Rückverteilung an die Bevölkerung jeweils mit zwei-
jähriger Verzögerung. Die Ausgaben für die Rückverteilung der 
Lenkungsabgabe VOC entsprechen somit den Einnahmen aus 
dieser Lenkungsabgabe im Rechnungsjahr 2010 inklusive der 
aufgelaufenen Zinsen.

Die Anteile Dritter an den Bundeserträgen haben im Vergleich zum 
Vorjahr um 1,6 Prozent (+138 Mio.) zugenommen. Dieses Wachstum 
geht hauptsächlich auf die IV-Zusatzfinanzierung (+235  Mio.) zu-
rück, die sich erst im Rechnungsjahr 2012 vollständig auswirkt.

Die Kontengruppe umfasst die Einnahmenanteile, welche an die 
Kantone, die Sozialversicherungen oder – im Fall der Lenkungs-
abgaben – an die Bevölkerung und Wirtschaft erstattet werden. 
Im Vergleich zum Vorjahr erhöht sich der Aufwand um 138 Mil-
lionen oder 1,6 Prozent. Massgeblicher Ausgabentreiber ist der 
Mehrwertsteuerzuschlag für die IV, der sich erst im Jahr 2012 
vollständig auswirkt. Ohne diesen Sonderfaktor verzeichnen die 
Anteile Dritter einen Rückgang von 1,1 Prozent. Mit 8,7 Milliarden 
machen die Anteile Dritter rund 14 Prozent der ordentlichen Aus-
gaben aus. Die Ausgaben ergeben sich direkt aus den Einnahmen 
und sind deshalb nicht steuerbar.

Die Kantonsanteile weisen im Vergleich zum Vorjahr ein leichtes 
Wachstum von 0,2 Prozent aus. Dieser Zuwachs wird hauptsäch-
lich durch die höheren Kantonsanteile der direkten Bundessteu-
er – der grössten Position innerhalb dieser Kontengruppe – ver-
ursacht (+2,4 %). Die übrigen Kantonsanteile weisen hingegen 
mit Ausnahme der Wehrpflichtersatzabgabe einen Rückgang auf. 
Die Anteile am zweckgebundenen Teil der Mineralölsteuer sowie 
an der Nationalstrassenabgabe von jeweils 10 Prozent werden zu 
98 Prozent in Form allgemeiner Strassenbeiträge an alle Kantone 
und die restlichen 2 Prozent an Kantone ohne Nationalstrassen 
verteilt.

Anteile Dritter an Bundeserträgen

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2011 2012

Rechnung

8 874 1388 549 1,6Anteile Dritter an Bundeserträgen 8 687

4 5644 466 11 0,2Kantonsanteile 4 477
3 2203 070 74 2,4Direkte Bundessteuer 3 144

518505 -8 -1,6Schwerverkehrsabgabe 497
413481 -54 -11,3Verrechnungssteuer 426
372370 -1 -0,3Allgemeine Strassenbeiträge 368

3432 1 1,8Wehrpflichtersatzabgabe 32
88 0 -0,3Kantone ohne Nationalstrassen 8
11 0 -7,7Zusätzlicher Steuerrückbehalt USA 1

3 8263 519 215 6,1Anteile der Sozialversicherungen 3 734
2 3232 248 14 0,6Mehrwertsteuerprozent für die AHV 2 262
1 122855 235 27,4Mehrwertsteuerzuschlag für die IV 1 090

381415 -34 -8,1Spielbankenabgabe für die AHV 381

483564 -87 -15,5Rückverteilung Lenkungsabgaben 477
359434 -79 -18,1Rückverteilung CO2-Abgabe auf Brennstoffen 355
124130 -8 -6,5Rückverteilung Lenkungsabgabe VOC 122

8 549 8 874 138 1,6Anteile Dritter an Bundeseinnahmen 8 687
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Die Abgeltung der Ertragsausfälle von Skyguide wurde in der Rech-
nung 2011 irrtümlich als Beitrag an Dritte verbucht. In der Rech-
nung 2012 erscheint sie wieder unter den Beiträgen an eigene In-
stitutionen.

Die Organisation von Pro Helvetia wurde mit dem auf den 1.1.2012 
in Kraft getretenen Kulturförderungsgesetz modernisiert und an 
die Grundsätze und Erfordernisse der Corporate Governance an-
gepasst. In der Folge wurde der Finanzierungsbeitrag des Bundes 
an Pro Helvetia vom Bundesamt für Kultur ins GS-EDI verschoben 
und neu den Beiträgen an eigene Institutionen zugerechnet (bis-
her Beiträge an Dritte).

Die Abgeltungen an den nicht-alpenquerenden Schienengüterverkehr 
liegen 5 Millionen unter dem Vorjahreswert. Dies ist primär da-
rauf zurückzuführen, dass die effektiven Verkehrsmengen tiefer 
lagen als bei der Budgetierung angenommen.

14	 Beiträge an eigene Institutionen

Die Zunahme der Beiträge an eigene Institutionen um 122  Millio-
nen ist in erster Linie auf zwei Umkontierungen zurückzuführen: Die 
Beiträge an Skyguide (43 Mio.) und an Pro Helvetia (34 Mio.) werden 
ab 2012 auf diesem Konto verbucht. Zusätzliche Mittel wurden für 
den ETH-Bereich (34 Mio.) und die Abgeltung für Zeitungstransporte 
(20  Mio.) aufgewendet. 

2012 hat der Bund an den ETH-Bereich Beiträge im Umfang von 
2,3  Milliarden geleistet. Die Zunahme um 34 Millionen gegen-
über dem Vorjahr setzt sich zusammen aus der Erhöhung des Fi-
nanzierungsbeitrags um 15 Millionen und aus der Erhöhung des 
Unterbringungsbeitrags um 19 Millionen. Letztere ist insbesonde-
re auf höhere Abschreibungen auf den vom ETH-Bereich genutz-
ten Immobilien zurückzuführen. Dem Unterbringungsbeitrag 
an den ETH-Bereich stehen – analog dem Unterbringungsbeitrag 
an das Eidg. Hochschulinstitut für Berufsbildung (EHB) und an 
das Schweizerische Nationalmuseum (SNM) – Erträge in gleicher 
Höhe beim Bundesamt für Bauten und Logistik (BBL) gegenüber.

Der Bund gewährt der Post Beiträge zur Ermässigung der Transpor-
te von Zeitungen und Zeitschriften. Mit dem im letzten Jahr in Kraft 
getretenen totalrevidierten Postgesetz wurde der Empfängerkreis 
leicht erweitert und die Beträge für die zu gewährenden Ermässi-
gungen von 30 auf 50 Millionen erhöht.

Beiträge an eigene Institutionen

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF

Rechnung
2011 2012

3 078 1222 971Aufwand für Beiträge an eigene Institutionen 4,13 093

Finanzierungsbeitrag an ETH-Bereich 2 026 152 041 0,72 023
LV SBB Infrastruktur Betriebsabgeltung 510 -5505 -1,0505
Beitrag an Unterbringung ETH-Bereich 282 19301 6,8301
Abgeltung GWL Zeitungstransporte 30 2050 66,750
Abgeltung Ertragsausfälle Skyguide 434343– – 
Pro Helvetia 343434– – 
Abgeltung nicht-alpenquerender Schienengüterverkehr 33 -529 -13,832
Eidgenössisches Hochschulinstitut für Berufsbildung (EHB) 27 228 6,028
Schweizerisches Nationalmuseum 26 -125 -2,625
Beitrag an Unterbringung Schweiz. Nationalmuseum 17 017 0,017
Übrige Beiträge an eigene Institutionen 2020 0 -2,120

2 971 3 078 122Ausgaben für Beiträge an eigene Institutionen 4,13 093



Staatsrechnung Band 1 | 2012
06 Anhang zur Jahresrechnung

80

•	 Das Wachstum der übrigen Beiträge an Dritte (+186 Mio.) ist in 
erster Linie auf die Beiträge in den Bereichen Bildung, For-
schung und Innovation (Pauschalbeiträge und Übergangs-
recht bei der Berufsbildung +103  Mio.; Hochschulförderung 
Grundbeiträge +36 Mio.) und auf die Entwicklungshilfe 
(Bestimmte Aktionen der Entwicklungszusammenarbeit 
+82  Mio.; Wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit 
+12 Mio.) zurückzuführen. 

Der Minderaufwand von 264 Millionen gegenüber dem Voran-
schlag erklärt sich insbesondere mit Kreditresten bei den Beiträ-
gen an die Erweiterung der EU (-95 Mio.), bei den Beiträgen an 
Infrastrukturleistungen und Sicherheitsmassnahmen an das in-
ternationale Genf (-41 Mio.) und bei den Innovations- und Pro-
jektbeiträgen zu Gunsten der Berufsbildung (-37 Mio.). 

Die Differenz zwischen Aufwand und Ausgaben (25 Mio.) ergibt 
sich hauptsächlich aus einer passiven Rechnungsabgrenzung in 
Zusammenhang mit dem neuen Sportförderungsgesetz. 

Die Entwicklung der wichtigsten Positionen wird in den jeweili-
gen Aufgabengebieten (Band 3 Ziff. 2) kommentiert.

15	 Beiträge an Dritte

Die Bundesbeiträge an Dritte stiegen gegenüber dem Vorjahr um 
302 Millionen. Das grösste Wachstum verzeichnen die Pauschalbei-
träge an die Kantone in der Berufsbildung (+103 Mio.), die bestimm-
ten Aktionen der Entwicklungszusammenarbeit (+82 Mio.) und das 
7. EU-Forschungsrahmenprogramm (+58 Mio.).

Gegenüber dem Vorjahr ist in allen drei Beitragskategorien ein 
Zuwachs zu verzeichnen:

•	 Beim Finanzausgleich entspricht die Zunahme (+53 Mio.) der 
budgetierten Entwicklung und verteilt sich praktisch gleich-
mässig auf den Ressourcenausgleich, den geografisch-topo-
grafischen Lastenausgleich und den soziodemografischen 
Lastenausgleich.

•	 Der Anstieg bei den Internationalen Organisationen (+63  Mio.) 
kann hauptsächlich mit dem Beitrag der Schweiz an das 7. EU-
Forschungsrahmenprogramm erklärt werden und hängt mit 
der Entwicklung der volkswirtschaftlichen Eckwerte (u.a. 
BIP, Wechselkurse) zusammen. Ausserdem fällt die Zunah-
me der Entwicklungshilfe zur Erreichung der Zielquote für 
2015 von 0,5 Prozent des Bruttonationaleinkommens ins Ge-
wicht (+48  Mio.). Der Beitrag der Schweiz an die UNO sinkt 
(-62 Mio.) u.a. aufgrund der abgeschlossenen Renovation des 
UNO-Hauptsitzes, was sich in der Abnahme der übrigen Beiträ-
ge an internationale Organisationen (-41 Mio.) niederschlägt.

Beiträge an Dritte

Rechnung Voranschlag
20122011 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2012

Rechnung

30214 317 14 619 2,1Aufwand für Beiträge an Dritte 14 883

Finanzausgleich 3 049 3 102 3 102 53 1,7
2 101 202 120 0,92 120Ressourcenausgleich

352 16369 4,7369Geografisch-topografischer Lastenausgleich
352 16369 4,7369Soziodemografischer Lastenausgleich
244 0244 0,0244Härteausgleich NFA

Internationale Organisationen 1 762 1 812 1 825 63 3,6
394 58452 14,74517. EU-Forschungsrahmenprogramm
239 21260 8,7260Multilaterale Entwicklungszusammenarbeit
238 21259 9,0259Wiederauffüllung IDA
153 -2151 -1,2151Europäische Weltraumorganisation ESA
126 6133 4,8112Finanzielle Unterstützung humanitärer Aktionen
612 571 -41 -6,7Übrige Internationale Organisationen 579

Übrige Beiträge an Dritte 9 506 9 970 9 692 186 2,0
2 182 -42 178 -0,22 178Allgemeine Direktzahlungen Landwirtschaft

804 53857 6,6857Regionaler Personenverkehr
828 23851 2,8850Stiftung Schweizerischer Nationalfonds
645 103748 15,9728Pauschalbeiträge und Übergangsrecht (Berufsbildung)
613 18631 3,0631Ökologische Direktzahlungen Landwirtschaft
545 82627 15,1664Bestimmte Aktionen der Entwicklungszusammenarbeit
559 36595 6,4593Hochschulförderung, Grundbeiträge
423 18441 4,3442Betriebsbeiträge Fachhochschulen
292 6298 2,1298Zulagen Milchwirtschaft
184 10194 5,4192LV Privatbahnen Infrastruktur Betriebsabgeltung
166 12178 7,2182Wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit
203 -46157 -22,7175Abgeltung alpenquerender kombinierter Verkehr
156 -17139 -10,9123Technologie- und Innovationsförderung KTI

1 906 1 798 -108 -5,7Verschiedene Beiträge an Dritte 2 058

14 316 14 594 278 1,9Ausgaben für Beiträge an Dritte 14 883
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16	 Beiträge an Sozialversicherungen

Die Beiträge des Bundes an die Sozialversicherungen waren 2012 ent-
gegen dem langjährigen Trend leicht rückläufig. Insgesamt sanken sie 
im Rechnungsjahr um 355 Millionen (-2,3%). Dies ist grösstenteils 
auf einen Sondereffekt bei der ALV zurückzuführen, denn hier liefen 
2012 die ausserordentlichen Massnahmen zur Abfederung der Fran-
kenstärke aus. Bei der AHV und IV kam entlastend hinzu, dass 2012 
ein Jahr ohne Rentenerhöhung war. 

Der grösste Anteil am Aufwand für die Sozialversicherungen 
–  knapp die Hälfte – entfällt auf die Alters und Hinterlassenen-
versicherung (AHV). Der Bund entrichtet einen Beitrag von 
19,55 Prozent an den AHV-Gesamtausgaben, und dieser Betrag 
erhöhte sich 2012 um 2,1 Prozent (+159 Mio.). Der Zuwachs er-
klärt sich mit der Zunahme der Anzahl Rentnerinnen und Rent-
ner; die  Rentenhöhe selber blieb dagegen unverändert. Die 
AHV-Renten werden üblicherweise im Zweijahresrhythmus an 
die Entwicklung des Renten-Mischindexes angepasst (zuletzt 
anfangs 2013).  

Bei der Invalidenversicherung (IV) trägt der Bund einen Anteil 
von 37,7 Prozent der Gesamtausgaben. Zudem übernimmt er 
von 2011–2017 die gesamten IV-Schuldzinsen. 2012 reduzierte 
sich der Bundesbeitrag gegenüber dem Vorjahr um 2,5 Prozent 
(-90  Mio.). Dies ist auf einen anhaltenden Rückgang der Ren-
tenzahlungen als Folge der 5. IV-Revision zurückzuführen. Im 
Gegenzug stiegen die Ausgaben für individuelle Leistungen (me-
dizinische und berufliche Massnahmen, Hilfsmittel etc.).

Die starke Abnahme beim Bundesbeitrag an die Arbeitslosenversi-
cherung gegenüber dem Vorjahr (-484 Mio., -52,7 %) ist auf den au-
sserordentlichen Beitrag von 500 Millionen an die ALV im Rah-
men der Massnahmen zur Abfederung der Frankenstärke im Jahr 
2011 zurückzuführen. Ohne diesen Faktor nimmt der Bundesbei-
trag an die ALV um 16 Millionen zu. Die Abweichung wird von 
zwei Faktoren beeinflusst: erstens von der Erhöhung der beitrags-
pflichtigen Lohnmasse und zweitens vom Inkrafttreten der 4. Re-
vision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG) per 1.4.2011. 
Mit der Gesetzesrevision stieg der ordentliche Bundesbeitrag 
an die ALV von 0,15 auf 0,159 Prozent der beitragspflichtigen  

Lohnsumme. Die Erhöhung des ordentlichen Bundesbeitrags 
entfaltete ihre Wirkung auf das ganze Jahr 2012 und nicht nur auf 
3/4 des Jahres wie im 2011.

Der Beitrag des Bundes an die individuelle Prämienverbilligung 
beträgt 7,5 Prozent der Bruttokosten der obligatorischen Kran-
kenpflegversicherung (OKP). Dieser Beitrag nahm 2012 um 
rund 36 Millionen (+1,7 %) gegenüber 2011 zu. Diese unter-
durchschnittliche Entwicklung ist insbesondere auf das geringe 
Wachstum der Durchschnittsprämie in der OKP zurückzufüh-
ren. Dieser Faktor bestimmt weitgehend die Annahmen für die 
Entwicklung der Bruttokosten in der Grundversicherung. 

Die Ausgaben des Bundes für Ergänzungsleistungen (EL) zu den 
AHV- und IV-Renten erhöhten sich um 4,7 Prozent (+61 Mio.). 
Der Bund trägt 5/8 der EL, die der Existenzsicherung dienen, 
während die Kantone die übrigen 3/8 sowie sämtliche EL für 
Krankheits- und Behinderungskosten tragen. Bei den EL zur AHV 
ist eine Zunahme von 5,2 Prozent zu verzeichnen. Sie ergab sich 
einerseits aus der demografischen Entwicklung (höhere Anzahl 
AHV-Renten) und anderseits daraus, dass im Durchschnitt ein 
höherer EL-Betrag ausgerichtet wurde. Zudem schlug die seit 
2011 gültige, neue Pflegefinanzierung erst 2012 voll auf den Bun-
desbeitrag an die EL durch: Infolge der Erhöhung des Vermö-
gensfreibetrags bei der Berechnung der EL von Heimbewohnern 
waren deren EL zwar bereits 2011 deutlich gestiegen. Der Bundes-
anteil war aber noch auf der Basis der Zahlen von 2010 festgelegt 
worden. Mit dem  Rechnungsjahr 2012 konnte diese Verzerrung 
korrigiert werden. Bei den EL zur IV ergab sich ein Anstieg von 
4,4 Prozent. Darin spiegelt sich – wie bei den EL zur AHV – die 
Neuordnung der Pflegefinanzierung. Darüber hinaus ist festzu-
stellen, dass der seit einigen Jahren anhaltende Rückgang der 
Anzahl IV-Rentnerinnen und Rentner sich noch nicht in der 
Entwicklung der EL-beziehenden Personen niederschlagen hat. 

Bei der Militärversicherung wurde die Schätzung für die zukünf-
tigen Rentenverpflichtungen des Bundes nach unten korrigiert 
und die Rückstellung entsprechend abgebaut. Die Rückstellung 
betrug Ende 2012 rund 1,43 Milliarden.

Beiträge an Sozialversicherungen

Rechnung Voranschlag
20122011 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2012

Rechnung

15 671 -35515 754 -2,3Aufwand für Beiträge an Sozialversicherungen 15 399

11 85612 126 -414 -3,4Sozialversicherungen des Bundes 11 712
7 6457 437 159 2,1Leistungen des Bundes an die AHV 7 596
3 5913 586 -90 -2,5Leistungen des Bundes an die IV 3 496

435917 -484 -52,7Leistungen des Bundes an die ALV 433
185186 0 0,0Sonderbeitrag an die IV-Zinsen 186

3 8153 628 59 1,6Übrige Sozialversicherungen 3 687
2 2272 117 36 1,7Individuelle Prämienverbilligung (IPV) 2 153

707657 29 4,4Ergänzungsleistungen zur IV 686
659613 32 5,2Ergänzungsleistungen zur AHV 644
209199 -4 -2,2Versicherungsleistungen Militärversicherung 195

8888 -4 -4,5Familienzulagen Landwirtschaft 84
-75-47 -29 60,4Entnahme aus Rückstellungen -76

15 802 15 743 -330 -2,1Ausgaben für Beiträge an Sozialversicherungen 15 472
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17	 Investitionsbeiträge

Die Investitionsbeiträge gehen im Vergleich zu 2011 leicht zurück 
(-1,4 %). Der Rückgang ist auf die tieferen Einlagen in den Fonds für 
Eisenbahngrossprojekte zurückzuführen (-120  Mio.) und durch die 
tieferen zweckgebundenen Einnahmen begründet (insb. LSVA). Im 
Gebäudebereich kam es zu einer Mittelverschiebung (22 Mio.) von den 
erneuerbaren Energien zum Gebäudesanierungsprogramm.

Insgesamt flossen 80,4  Prozent der Investitionsbeiträge in den 
Verkehrsbereich (öffentlicher Verkehr 72,8  %; Strassenverkehr 
7,6 %). Im Vergleich zur Rechnung 2011 ist insbesondere auf fol-
gende Veränderungen hinzuweisen:

•	 Die Einlagen des Bundes in den Fonds für Eisenbahngrosspro-
jekte liegen 120 Millionen (-8,5 %) unter dem Vorjahreswert. 
Dies liegt primär an tieferen Einlagen aus den Erträgen der 
leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA; -93 Mio.). 
Einerseits fielen die LSVA-Einnahmen tiefer aus als budgetiert 
(-26  Mio.), andererseits stiegen die im Bundeshaushalt zu-
rückbehaltenen Mittel um 77 Millionen (auf 283 Mio.). Diese 
werden – wie es die Verfassung vorsieht (Art. 85 Abs. 2 BV) – 
zur Deckung der vom Strassenverkehr verursachten externen 
Kosten und zur Prämienverbilligung der Krankenkassen ver-
wendet (vgl. Band 3, Ziff. 21, Krankenversicherung). Die Ein-
lagen aus der Mehrwertsteuer und der Mineralölsteuer gehen 
ebenfalls zurück, bedingt durch tiefere Einnahmen (MWST; 
-12 Mio.) und tiefer als budgetierte Bauaufwendungen für die 
NEAT (MinöSt; -14 Mio.).

•	 Die Zunahme der jährlichen Einlage in den Infrastrukturfonds wi-
derspiegelt die um 10 Millionen höher liegenden Beiträge an 
Projekte des Agglomerationsverkehrs.

•	 Das Wachstum der Investitionsbeiträge im Bereich der Bahn
infrastruktur (SBB und Privatbahnen +14 Mio.) erklärt sich zur 
Hauptsache mit einer Mittelumschichtung von den Darlehen 
zu den Investitionsbeiträgen. 

•	 Die für die Förderung erneuerbarer Energien im Gebäudebereich 
zur Verfügung stehenden Mittel wurden von den Kantonen 
nur teilweise ausgeschöpft. Dies ermöglichte eine Mittelver-
schiebung zum Gebäudesanierungsprogramm (Nachtrag II zum 
VA  2012), welches entsprechend höhere Investitionsbeiträge 
an die Sanierung von Gebäudehüllen von Wohn- und Dienst-
leistungsgebäuden ausrichten konnte.

•	 Aufgrund der Parlamentsbeschlüsse zur BFI-Botschaft 2012 
steigen die Investitionsbeiträge an kantonale Universitäten um 
12 Millionen (+24 %). 

•	 Der Zuwachs im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege ist 
auf Verzögerungen bei der Realisierung von Bauprojekten im 
Jahr 2011 zurückzuführen. Während in diesem Jahr ein Kredit-
rest von gut 10 Millionen zu verzeichnen war, wurden die ver-
fügbaren Mittel 2012 nahezu vollständig ausgeschöpft. Damit 
erreichten die Investitionsbeiträge das in der ursprünglichen 
Finanzplanung vorgesehene Niveau. 

Die Investitionsbeiträge werden in der Erfolgsrechnung zu 
100 Prozent wertberichtigt. 

Investitionsbeiträge

Rechnung Voranschlag
20122011 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2012

Rechnung

-594 1024 160 -1,4Ausgaben für Investitionsbeiträge 4 355

Fonds für Eisenbahngrossprojekte 1 401 1 282 -120 -8,51 391
LV SBB Infrastruktur Investitionsbeitrag 1 050 1 053 3 0,31 113
Jährliche Einlage Infrastrukturfonds 510 520 11 2,1520
LV Privatbahnen Infrastruktur Investitionsbeitrag 264 275 10 3,9272
Hauptstrassen 166 168 3 1,5168
Hochwasserschutz 157 165 8 4,8166
Gebäudesanierungsprogramm 133 153 20 15,2131
Landwirtschaftliche Strukturverbesserungen 83 87 4 4,887
Investitionsbeiträge an kantonale Universitäten 49 61 12 24,161
Natur und Landschaft 51 52 1 1,851
Erneuerbare Energien im Gebäudebereich 67 43 -24 -35,565
Schutz Naturgefahren 31 38 8 24,946
Lärmschutz 36 36 0 -1,037
Heimatschutz und Denkmalpflege 19 29 10 55,530
Investitionen Fachhochschulen 31 26 -5 -16,626
Übrige Investitionsbeiträge 114113 1 0,8190

-594 1014 160 -1,4Wertberichtigung Investitionsbeiträge 4 355
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18	 Beteiligungseinnahmen

Die Beteiligungseinnahmen haben gegenüber dem Vorjahr um 29 Mil-
lionen zugenommen. Dies ist ausschliesslich auf die gestiegene Divi-
dendenausschüttung von Swisscom zurückzuführen.

In der Finanzierungsrechnung wurden Beteiligungseinnahmen von 
867  Millionen verbucht, womit das Vorjahr (838  Mio.) und der 
Voranschlag (840 Mio.) übertroffen wurden.

Bei den namhaften Beteiligungen ist die einzige Veränderung – 
gegenüber dem Vorjahr wie im Vergleich zum Budget – auf die 
Swisscom zurückzuführen. Swisscom schüttete eine ordentliche 
Dividende von 22 Franken pro Aktie aus, im Vergleich zu 21 Fran-
ken im Vorjahr und gemäss Voranschlag. Der Bund besass zum 
Zeitpunkt der Ausschüttung wie im Vorjahr 29  410  500  Aktien 
(56,8 %). Insgesamt erhielt er von Swisscom Ausschüttungen im 
Umfang von 647 Millionen. Die Post lieferte dem Bund aus ihrem 
Gewinn 200 Millionen ab. Seitens RUAG erfolgte eine Ausschüt-
tung in Höhe von 20 Millionen. Die weiteren namhaften Beteili-
gungen (SBB, BLS Netz AG, Skyguide sowie SIFEM AG; vgl. 62/38) 
nahmen wie im Vorjahr keine Ausschüttungen vor.

Die übrigen (nicht namhaften) Beteiligungen schütteten im Jahr 2012 
insgesamt 336  150  Franken aus, gegenüber 362  536  Franken im 
Vorjahr bzw. 190 000 Franken im Voranschlag. Hierbei handelt es 
sich um die Matterhorn Gotthard Verkehrs AG und die Société des 
Forces Motrices de l’Avançon SA (beide im Finanzertrag des BAV), 
die Gemiwo AG, die Wohnstadt Basel und die Logis Suisse SA (alle 
BWO), die Wohnbaugenossenschaft a l’En (EZV), die Identitas AG 
(BLW) sowie die REFUNA AG (EFV).

In der Erfolgsrechnung beträgt der Beteiligungsertrag 336 150 Fran-
ken, was den oben beschriebenen Beteiligungseinnahmen von 
nicht namhaften Beteiligungen entspricht. Im Vergleich zum Be-
teiligungsertrag vom Vorjahr in Höhe von 1 149 536 Franken ist 
kein nicht finanzierungswirksamer Beteiligungsertrag angefallen, 
was die Differenz erklärt.

Weil die namhaften Beteiligungen zum Equitywert (Bundesanteil 
am Eigenkapital des Unternehmens) bilanziert werden, müssen 
die Ausschüttungen dieser Unternehmen aus dem Beteiligungser-
trag ausgebucht werden: Ausschüttungen reduzieren das Eigenka-
pital (und damit den Equitywert) und sind deshalb für den Bund 
erfolgsneutral. Die Entwicklung der Equitywerte ist in Ziffer 62/38 
dargestellt. Der Beteiligungsertrag wird in der Erfolgsrechnung 
unter dem übrigen Finanzertrag ausgewiesen (vgl. Ziff. 52).

O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6218-01-tab-dfi.xlsx

Beteiligungseinnahmen

Rechnung Voranschlag Rechnung
Mio. CHF 2011 2012 2012 absolut %

Beteiligungseinnahmen 838 840 867 29 3,5

Ausschüttungen von namhaften Beteiligungen 838 840 867 29 3,5
Dividenden Swisscom 618 620 647 29 4,8
Gewinnablieferung Post 200 200 200 0 0,0
Dividenden Ruag 20 20 20 0 0,0
Übrige – – – – –

Einnahmen aus übrigen Beteiligungen 0 0 0 0 -7,3

Beteiligungsertrag (übrige Beteiligungen) 1 0 0 -1 -70,8

Differenz zu R 2011
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19	 Übriger Finanzertrag

Der übrige Finanzertrag reduzierte sich gegenüber dem Vorjahr um über 
einen Drittel (-36,6 %). Hinter dieser Entwicklung stehen der Wegfall 
des letztjährigen Ertrages bei den Konten der SIFEM AG (im verschiede-
nen Finanzertrag) und geringere Kursgewinne auf den Devisen. Bei den 
Geldmarkt-Buchforderungen resultierten erneut Zinserträge (Negativ-
Verzinsung). 

Die Zinserträge wurden 2012 durch die ungewöhnlich tiefen Zins-
sätze geprägt. Der Ertrag der Wertschriften und Diskontpapiere be-
inhaltet die Erträge der Eigenbestände von Eidg. Anleihen sowie 
der Geldmarkt-Buchforderungen. Im Berichtsjahr wurden keine 
eigenen Anleihen gehalten, weshalb ausschliesslich Erträge aus 
(über pari emittierten) Geldmarkt-Buchforderungen anfielen. 
Aufgrund der Unsicherheit an den Finanzmärkten und den um-
fangreichen Devisenkäufen der Schweizerischen Nationalbank 
blieben die Renditen der Geldmarkt-Buchforderungen auch 2012 
im negativen Bereich, weshalb ein Zinsertrag (statt Zinskosten) 
resultierte. Umgekehrt verringerten sich aber auch die Erträge bei 
den Banken und übrige, da die Kurzfristzinsen nahe bei null Pro-
zent lagen. Bei den Darlehen aus Finanzvermögen führte der Schul-
denabbau der Arbeitslosenversicherung gegenüber dem Bund 
zu tieferen Zinserträgen. Die Erträge aus dem FinöV-Fonds waren 
aufgrund tieferer Zinsen geringer. Die Reduktion bei der Position 
Guthaben und übriger Zinsertrag ist insbesondere auf die Abnahme 
der Zinsforderungen aus der Verrechnungssteuer (tiefere Verzugs-
zinsen) zurückzuführen. 

Die Kursgewinne auf Devisen summieren sich auf 107 Millionen. 
Nach Abzug der Kursverluste (siehe Ziff. 62/21) beläuft sich der 
Nettoerfolg auf 63 Millionen. Die Reduktion ist auf geringere 
Kursschwankungen beim EUR- und USD-Wechselkurs zurückzu-
führen. 

Die deutliche Abnahme des verschiedenen Finanzertrags ist auf den 
Wegfall des letztjährigen einmaligen Ertrages bei den Konten der 
SIFEM AG zurückzuführen. Der verschiedene Finanzertrag bein-
haltet auch die (positiven) monatlichen Bewertungskorrekturen 
der Zinsswaps (91 Mio.). Die Swapposition besteht aus fixen Zins-
zahlungen des Bundes und variablen Zinseinnahmen, die halb-
jährlich aufgrund der kurzfristigen Zinssätze festgelegt werden. 

Die Differenz zwischen übrigem Finanzertrag und übrigen Fi-
nanzeinnahmen rührt hauptsächlich von Bewertungskorrektu-
ren der Zinssatzswaps (91 Mio.). Zudem resultierten Zinserträge 
auf Darlehen aus dem gemeinnützigen Wohnungsbau (10 Mio.). 
Gestützt auf individuelle Amortisationspläne werden die Zinsen 
erst in späteren Perioden beglichen und sodann als Investitions-
einnahmen erfasst. Zuletzt gab es noch Mindererträge aus der 
zeitlichen Abgrenzung von Darlehen an die Arbeitslosenversiche-
rung (-5 Mio.).

Bewertungsänderungen von Devisen und Zinsswaps

Kursgewinne und -verluste auf Fremdwährungskonten (siehe auch Ziff. 

62/21) ergeben sich aus den monatlichen Buchwertveränderungen. Diese 

entstehen durch Fremdwährungskäufe zum Beschaffungskurs, Zahlungs-

aus- und -eingänge zum Budgetkurs (bzw. zum vereinbarten Fixkurs bei 

Spezialgeschäften) sowie der Bewertung per Monatsende (zum Markt-

preis). Der jeweilige Erfolg wird brutto verbucht. 

Zinsswaps werden als strategische Positionen gehalten und zu Markt-

preisen bewertet. Dabei gilt das Vorsichtsprinzip, d.h. bis maximal zum 

Anschaffungswert wird die monatliche Bewertungskorrektur in der Er-

folgsrechnung nach dem Bruttoprinzip dargestellt (siehe auch Ziff. 62/21, 

übriger Finanzaufwand). Werte über dem Anschaffungswert fliessen in 

die Bilanz (siehe auch Ziff. 62/33, derivative Finanzinstrumente).

Übriger Finanzertrag

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2011 2012

Rechnung

557 -322879Übriger Finanzertrag -36,6525

-17359376 -4,6Zinsertrag 524
Finanzanlagen: Wertschriften, Diskontpapiere 263912 211,11
Finanzanlagen: Banken und übrige -426 -73,357
Darlehen aus Finanzvermögen -93948 -19,2156
Darlehen aus Verwaltungsvermögen -52530 -16,833
Bevorschussung an FinöV-Fonds -16176193 -8,6194
Guthaben und übriger Zinsertrag -97988 -9,983

-62107169 -36,9Kursgewinne –

-24292334 -72,6Verschiedener Finanzertrag 1

763 -303Übrige Finanzeinnahmen -39,6497 461
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20	 Zinsaufwand

Aufgrund der aussergewöhnlich tiefen Zinsen reduzierte sich der Zins
aufwand bei allen Finanzinstrumenten. Durch die mit Coupons über 
den Marktsätzen emittierten Anleihen wurde in der Finanzierungs-
rechnung ein erhebliches Agio vereinnahmt (968 Mio.). In der Erfolgs-
rechnung wird das Agio/Disagio linear über die Restlaufzeiten der An-
leihen abgeschrieben (Netto-Agio 2012: 242 Mio.). 

Bei den Anleihen wurde der Bestand im Jahr 2012 um weitere 
759 Millionen abgebaut; dies führte zu einem erneuten Rückgang 
des Zinsaufwandes gegenüber dem Vorjahr (-126 Mio.). Die Auf-
wandminderung infolge der Amortisation von Netto-Agios über 
sämtliche in den Vorjahren emittierte Anleihen liegt unter dem 
Vorjahreswert (-58 Mio.). 

Bei den Geldmarkt-Buchforderungen resultierten im Rechnungsjahr 
keine Zinsaufwendungen da die Emissionen über pari (Negativ-
verzinsung) zugeteilt wurden (siehe auch Ziff. 62/19). 

Der Zinsaufwand der Zinsswaps reduzierte sich hauptsächlich 
durch Verfälle der Swappositionen. Bei der Sparkasse Bundesperso-
nal verringerte sich der Zinsaufwand aufgrund der tieferen Ver-
zinsung und leicht gesunkener Kundengelder. 

Der übrige Zinsaufwand sank – trotz einer Erhöhung des Bestandes 
– wegen des tiefen Zinsniveaus.

Der Zinsaufwand liegt um 670 Millionen über den Zinsausga-
ben. Dies ist zum einen auf zeitliche Abgrenzungen der Zinsen 
der Eidg. Anleihen, Geldmarktbuch-Forderungen, Festgelder 
und Zinsswaps zurückzuführen (-55 Mio.). Der Hauptanteil 
(+726  Mio.) macht jedoch das Agio/Disagio aus: Die 2012 ver-
einnahmten Agios summierten sich aufgrund der – relativ zum 
rekordtiefen Zinsniveau – hohen Coupons der emittierten Anlei-
hen auf 968 Millionen (2011: 557 Millionen). Das in einem Jahr 
erzielte Agio (Disagio) wird für die entsprechenden Anleihen pas-
siviert (aktiviert), d.h. in der Erfolgsrechnung durch eine nicht fi-
nanzierungswirksame Aufwandbuchung (Minderaufwand) neut-
ralisiert. Durch die Passivierung des Agios fällt der Aufwand 2012 
damit um 968 Millionen höher aus als die Ausgaben. Die bilan-
zierten Agio/Disagio werden über die Restlaufzeit (ebenfalls nicht 
finanzierungswirksam) amortisiert. Die 2012 vorgenommenen 
Amortisationen von Agio/Disagio führten netto zu einem nicht 
finanzierungswirksamen Minderaufwand von 242 Millionen. 
Der Zinsaufwand der Anleihen fällt somit infolge der Agio/Disa-
gio um netto 726 Millionen höher aus als die Zinsausgaben. 

Zinsaufwand

Rechnung Voranschlag
20122011 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2012

Rechnung

2 406 -2632 669 -9,9Zinsaufwand 2 602

-7,4-1842 2972 481Anleihen 2 314
-25,5-61723Festgelder 32
-92,5-606Geldmarktbuchforderungen 79

-100,000Geldmarktkredite 2 –
-20,2-155974Zinsswaps 49
-62,2-241438Sparkasse Bundespersonal 55
-60,8-291947Übriger Zinsaufwand 72

2 380 1 736 -644 -27,1Zinsausgaben 2 773
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21	 Übriger Finanzaufwand

Der übrige Finanzaufwand verminderte sich hauptsächlich aufgrund 
der Halbierung der Kursverluste auf Fremdwährungen (-49,9 %). Dies 
ist auf die geringeren Kursschwankungen der Wechselkurse gegenüber 
dem Euro und US-Dollar zurückführen. 

Die Abnahme der Kursverluste ist auf die geringeren Kursschwan-
kungen beim EUR- und USD-Wechselkurs zurückzuführen. Unter 
Berücksichtigung der Kursgewinne (siehe Ziff. 62/19) beläuft sich 
der Nettoerfolg auf 63 Millionen.

Der Kapitalbeschaffungsaufwand verringerte sich wegen der Ab-
schaffung der Emissionsabgabe auf Fremdkapital per 1.3.2012. 
Entsprechend entfiel die Stempelabgabe auf neu emittierten 
Anleihen und Geldmarkt-Buchforderungen. Hingegen müssen 
die früher bezahlten Emissionsabgaben weiterhin linear über die 
Restlaufzeiten der entsprechenden Anleihen abgeschrieben wer-
den. 

Der verschiedene Finanzaufwand beinhaltet einerseits die Verrech-
nungssteuer auf eine im Jahr 2012 fällig gewordene Anleihe, die 
ursprünglich mit einem markanten Disagio emittiert worden 
war. Andererseits flossen die (negativen) monatlichen Bewer-
tungskorrekturen der Zinsswaps ein (37 Mio.). 

Die Differenz zwischen übrigem Finanzaufwand und übrigen 
Finanzausgaben (87  Mio.) erklärt sich mit der Bewertung von 
Zinsswaps (37 Mio.) sowie der zeitlichen Abgrenzung von Kom-
missionen von Anleihen (50 Mio.). 

Bewertungsänderungen von Devisen und Zinsswaps
Kursverluste und -gewinne auf Fremdwährungskonten (siehe auch 
Ziff. 62/19) ergeben sich aus den monatlichen Buchwertverände-
rungen. Diese entstehen durch Fremdwährungskäufe zum Beschaf-
fungskurs, Zahlungsaus- und -eingänge zum Budgetkurs (bzw. zum 
vereinbarten Fixkurs bei Spezialgeschäften) sowie der Bewertung per 
Monatsende (zum Marktpreis). Der jeweilige Erfolg wird brutto ver-
bucht. 

Zinsswaps werden als strategische Positionen gehalten und zu Markt-
preisen bewertet. Dabei gilt das Vorsichtsprinzip, d.h. bis maximal 
zum Anschaffungswert wird die monatliche Bewertungskorrektur in 
der Erfolgsrechnung nach dem Bruttoprinzip dargestellt (siehe auch 
Ziff. 62/19, übriger Finanzertrag). Werte über dem Anschaffungswert 
fliessen in die Bilanz (siehe auch Ziff. 62/33, derivative Finanzinstru-
mente).

Übriger Finanzaufwand

Rechnung Voranschlag
2012 absolut %

Differenz zu R 2011
Mio. CHF 2011

Rechnung
2012

186320 -19,3258 -62Übriger Finanzaufwand

88 -44 -49,944Kursverluste –
116 113 -12 -10,2104Kapitalbeschaffungsaufwand
116 73 -6 -5,2110Verschiedener Finanzaufwand

225 116Übrige Finanzausgaben -24,3171 -55
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22	 Ausserordentliche Einnahmen

Die ausserordentlichen Einnahmen 2012 stammen aus der Auktion 
von Mobilfunkfrequenzen.

Die ausserordentlichen Einnahmen 2012 bestehen aus einer ein-
zigen Ertragskategorie. Der Ertrag stammt aus der Versteigerung 
aller Mobilfunkfrequenzen im ersten Quartal, aufgrund des 
Entscheids der Eidgenössischen Kommunikationskommission 
(ComCom). Der effektive Verkaufserlös erreichte 996 Millionen; 
das sind 362 Millionen mehr als im Budget veranschlagt. 2012 
werden Gebühren für Amtshandlungen im Betrag von 3,3 Mil-
lionen von diesem Ertrag zu Gunsten des Bundesamtes für 
Kommunikation abgezogen. Der ermittelte Betrag wird als au-
sserordentliche Einnahmen verbucht, da es sich um einen ein-
maligen Ausreisser handelt. Es ist wichtig darauf hinzuweisen, 
dass gemäss Zahlungsmodalitäten zeitlich gestaffelte Zahlun-
gen möglich sind. Die Rechnung 2012 weist deshalb lediglich 
738 Millionen aus. Der restliche Betrag (inkl. Zinsen) wird 2015 
(138,7 Mio.) und 2016 (145 Mio.) verbucht werden.

Zu erwähnen ist ferner, dass dieser ausserordentliche Ertrag in 
der Erfolgsrechnung nur im Zeitpunkt des Mittelzuflusses und 
nicht gestaffelt über die gesamte Geltungsdauer der Lizenzen bis 
2028 hinweg verbucht wird. Daraus resultiert eine erneute Ab-
weichung von den IPSAS-Vorschriften (vgl. Ziff. 61/12).

Ausserordentliche Einnahmen erhöhen den Ausgabenplafond 
gemäss Schuldenbremse nicht. Nach Artikel 13 Absatz 2 FHG (SR 
611.0) werden sie zur Bestimmung der höchstzulässigen Ausga-
ben nicht beigezogen. Damit wird vermieden, dass einmalige 
Einnahmenspitzen zu einem erhöhten ordentlichen Ausgaben-
volumen führen können. Stattdessen sind sie zur Schuldentil-
gung beziehungsweise zur Kompensation ausserordentlicher 
Ausgaben einzusetzen.

Ausserordentliche Einnahmen

20122011Mio. CHF
RechnungVoranschlag

2012
Rechnung

634290Ausserordentliche Einnahmen 738

634Laufende Einnahmen 738–
a.o. Ertrag Neuvergabe Mobilfunkfrequenzen 634 738–

290Investitionseinnahmen – –
Verkauf Swisscom-Aktien 34 – –
Verkauf Sapomp Wohnbau AG 256 – –

Ausserordentlicher Ertrag 229 634 738



Staatsrechnung Band 1 | 2012
06 Anhang zur Jahresrechnung

88

Aufgrund der hohen Marktliquidität und der fehlenden Anlagemög-
lichkeiten war der grösste Teil der Tresoreriemittel bei der Schweizeri-
schen Nationalbank angelegt. 

Die Position Bank setzt sich aus Schweizerfranken- und Fremd-
währungskonten zusammen. Um die zu Beginn des Jahres 2013 
fällige Anleihe in der Höhe von 6,9 Milliarden zurückzahlen zu 
können, wurden die liquiden Mittel stark erhöht. Da durch die 

30	 Flüssige Mittel und kurzfristige Geldanlagen

Bilanzpositionen

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Flüssige Mittel und kurzfristige Geldanlagen

20122011

Flüssige Mittel und kurzfristige Geldanlagen 9 3115 544 67,93 767

Kasse 5 5 1,60
Post 136 161 17,724
Bank 4 873 8 396 72,33 523
Kurzfristige Geldanlagen 530 750 41,5220

Festgelder an Geschäftsbanken unter 90 Tagen 100380 -73,7-280
Festgelder an Kantone unter 90 Tagen 650150 333,3500

Interventionen der Schweizerischen Nationalbank (SNB) zur 
Durchsetzung des Mindestkurses von 1,20 Franken pro Euro dem 
Markt viel Liquidität zugeleitet wurde, konnten kaum mehr An-
lagen am Markt getätigt werden. Somit blieben diese Gelder auf 
dem Girokonto bei der SNB liegen. Bei den kurzfristigen Geldanla-
gen konnten die Festgelder an Kantone im Gegensatz zu den Fest-
geldern an Geschäftsbanken erhöht werden. 
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31	 Forderungen

Die Forderungen nahmen im Vergleich zum Vorjahr um 301 Millionen 
zu, insb. wegen Forderungen aus der Verrechnungssteuer. Vom gesam-
ten Forderungsbestand (6,2 Mrd.) entfallen wertberichtigt 44 Prozent 
(2,7 Mrd.) auf Forderungen aus der Mehrwertsteuer. Die Wertberichti-
gungen konnten um 67 Millionen reduziert werden. 

Die Steuer- und Zollforderungen setzen sich zusammen aus:

•	 Mehrwertsteuerforderungen gegenüber Steuerpflichtigen von 
2996 Millionen (+162 Mio.). Davon entfallen 1954 Millionen 
(+128 Mio.) auf Mehrwertsteuerforderungen aus Importen.

•	 Forderungen aus Zollabgaben im Umfang von 1273 Millionen. 
Sie beinhalten Forderungen aus der LSVA und aus der Mineral-
öl- und Tabaksteuer. Die Abnahme der Forderungen aus Zoll-
abgaben um 48 Millionen ist vor allem auf die Erledigung eines 
hängigen Rechtsfalls zurückzuführen.

•	 Forderungen aus der Verrechnungssteuer und Stempelabgaben 
in der Höhe von 1180 Millionen. Die Zunahme gegenüber dem 
Vorjahr um 290 Millionen entfällt grösstenteils auf die Verrech-
nungssteuer. 

Die Kontokorrente bestehen zu 802 Millionen (-37 Mio.) aus For-
derungen gegenüber Kantonen, wovon 133 Millionen (+5 Mio.) 
auf Forderungen aus der Wehrpflichtersatzabgabe entfallen. Der 
Rückgang von 163 Millionen steht im Zusammenhang mit offe-
nen Ablieferungen der Kantone (-42 Mio.) sowie der Veränderung 
des Kontokorrents SIFEM (-86 Mio.). Weiter enthalten die Kon-
tokorrente Forderungen gegenüber der SUVA von 136 Millionen 
(-6 Mio.). 

Die Wertberichtigungen von 427 Millionen setzen sich aus dem 
Delkredere auf Steuer- und Zollforderungen (376 Mio.) sowie aus 
dem zentralen Inkasso zusammen (51 Mio.). Die Verminderung 
um 67 Millionen ist hauptsächlich auf die Erledigung des oben 
erwähnten Rechtsfalls bei den Zollforderungen zurückzuführen.

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Forderungen

2011 2012

Forderungen 6 163 5,13015 862

Steuer- und Zollforderungen 5 449 8,04045 045
Kontokorrente 863 -15,9-1631 027
Übrige Forderungen 277 -2,2-6284
Wertberichtigungen -427 -13,5-67-493
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32	 Aktive Rechnungsabgrenzung

Der Bestand der aktiven Rechnungsabgrenzung hat sich im Vergleich 
zum Vorjahr um 155 Millionen reduziert. Ausschlaggebend dafür war 
unter anderem die Abschaffung der Emissionsabgabe auf Fremdkapi-
tal per März 2012.

Die aktive Rechnungsabgrenzung für Zinsen hat gegenüber dem 
Vorjahr abgenommen, was bei einem weiterhin tiefen Zinsni-
veau auf ein geringeres Anlagevolumen zurückzuführen ist.

Das Disagio fiel aufgrund des tieferen Anleihenbestands gegen-
über dem Vorjahr (-759 Mio.) um 55  Millionen tiefer aus. Ein 
Disagio auf Anleihen wird im Jahr der Ausgabe der Anleihe ak-
tiviert und über die Laufzeit periodengerecht amortisiert. Im 
Jahr 2012 wurde keine Anleihe mit einem Disagio emittiert.

Der überwiegende Anteil der übrigen aktiven Rechnungsabgren-
zung besteht aus abgegrenzten Kommissionen und Abgaben für 
bestehende Anleihen (678  Mio.; -49  Mio.). Mit der Inkraftset-
zung der Bestimmungen zu «too big to fail» wurde per 1.3.2012 
die Emissionsabgabe auf Fremdkapital abgeschafft. Dadurch 
lagen die neu abgegrenzten Beträge unter der Amortisation im 
Jahr 2012. Des Weiteren ist eine wesentliche Position zu nennen:

•	 Gegenposition zu den negativen Wiederbeschaffungswerten 
aus der Fremdwährungsabsicherung in der Höhe von 100 Mil-
lionen (-66 Mio.).

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Aktive Rechnungsabgrenzung

2011 2012

1 1531 308 -11,9-155Aktive Rechnungsabgrenzung

Zinsen 29 23 -6 -20,4
Disagio 294 238 -55 -18,8
Übrige aktive Rechnungsabgrenzung 986 892 -94 -9,5
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33	 Finanzanlagen

Die Anlagemöglichkeiten waren wegen der hohen Marktliquidität ein-
geschränkt. Der Rückgang der Darlehen an die Arbeitslosenversiche-
rung (ALV) ist auf die tiefe Arbeitslosigkeit zurückzuführen. 

Der Rückgang der kurzfristigen Finanzanlagen erklärt sich durch die 
fehlenden Anlagemöglichkeiten aufgrund der hohen Marktliqui-
dität und der restriktiven Anlagepolitik. Die derivativen Finanz-
instrumente (vgl. separate Tabelle) entwickelten sich wie folgt:

•	 In der Berichtsperiode sank der Nominalwert der Zinsswaps 
ausschliesslich durch Fälligkeiten. Dem Nominalwert der net-
to Payer-Zinsswap-Position (fixe Zinszahlungen und variable 
Zinseinnahmen) steht ein negativer Marktwert von 198 Milli-
onen gegenüber. Der Marktwert setzt sich aus den Einzelposi-
tionen zusammen, die per Stichtag einen positiven oder nega-
tiven Wiederbeschaffungswert haben. 

•	 Den Terminkontrakten in Euro, USD-Dollar, Norwegischer 
Krone (NOK) und Britischem Pfund (GBP) liegt ein Nomi-
nalwert von 3,1 Milliarden Franken zugrunde. Der negative 
Marktwert von 100 Millionen ergibt sich aus der Bewertung 
der entsprechenden Positionen am Stichtag. Die Reduktion 
des Marktwertes entspricht jener der Terminkontrakte zu No-
minalwerten. Die Absicherung für Euro und US-Dollar wird 
jeweils nur für das entsprechende Budgetjahr getätigt. Pro-
jekte mit mehrjähriger Verpflichtung in einer Fremdwährung 
werden als Spezialgeschäfte für die ganze Laufzeit abgesichert. 
Die Volumina der Terminkontrakte sanken vor allem bei den 
Spezialgeschäften in US-Dollar und Euro (vgl. Tabelle «Absi-
cherungsgeschäfte»). 

Finanzanlagen

Mio. CHF Bilanzwert Marktwert Ø-Verzinsung % Bilanzwert Marktwert Ø-Verzinsung %

Kurzfristige Finanzanlagen 1 959 – – 1 504 – –

Bis Endverfall gehalten 1 959 1 800 – 1 504 1 400 –
Festgelder über drei Monate 450 450 0,2 350 350 0,1
SNB Festgelder 1 000 1 000 0,0 1 000 1 000 0,0
Darlehen 350 350 0,1 50 50 0,1
Positive Wiederbeschaffungswerte 153 n.a. n.a. 102 n.a. n.a.
Anlagen Spezialfonds 6 n.a. n.a. 2 n.a. n.a.

Zur Veräusserung verfügbar – – – – – –
Obligationen – – – – – –
European Commercial Paper (ECP) – – – – – –

Handelsbestand – – – – – –
Obligationen – – – – – –
SNB Festgelder – – – – – –

Langfristige Finanzanlagen 14 683 14 501 – 14 241 13 645 –

Bis Endverfall gehalten 14 683 14 501 – 14 241 13 645 –
Obligationen – – – – – –
Floating Rate Notes (FRN) – – – – – –
Darlehen 14 683 14 501 2,0 14 241 13 645 1,9

Zur Veräusserung verfügbar – – – – – –

n.a.: nicht ausgewiesen

2011 2012

O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6233-02-tab-dfi.xlsx

Derivative Finanzinstrumente

Mio. CHF 2011 2012 2011 2012 2011 2012 2011 2012

Derivative Finanzinstrumente 6 372 4 564 -415 -298 153 102 -568 -399

Zinsinstrumente 2 200 1 450 -249 -198 7 5 -256 -202
Zinsswaps 2 200 1 450 -249 -198 7 5 -256 -202
Optionen – – – – – – – –

Devisen 4 172 3 114 -166 -100 146 97 -312 -197
Terminkontrakte 4 172 3 114 -166 -100 146 97 -312 -197
Optionen – – – – – – – –

 Nominalwert beschaffungswert beschaffungswert
Positiver Wieder- Negativer Wieder-

Marktwert
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Bei den langfristigen Finanzanlagen fällt vor allem der Rückgang 
der Darlehen an die ALV ins Gewicht (vgl. Tabelle «Darlehen im 
Finanzvermögen»): 

•	 Die Arbeitslosenversicherung konnte aufgrund der robusten 
Konjunkturlage und der damit verbundenen tieferen Arbeits-
losigkeit in der Berichtsperiode ihre Verschuldung gegenüber 
dem Bund um eine Milliarde abbauen. Die Darlehen werden 
grundsätzlich mit einer Laufzeit von einem und zwei Jahren 
gewährt. Sie werden zu Marktbedingungen verzinst (0,13–
0,70%). 

•	 Die Bevorschussung an den FinöV-Fonds wird jährlich um die 
Finanzierungslücke des Fonds erhöht und jeweils zum Markt-
satz der beanspruchten Laufzeit verzinst. Der maximal mög-
liche Darlehensbetrag von 8,6  Milliarden (Preisstand  1995) 
wurde bis Ende 2010 indexiert und beträgt per 31.12.2012 wie 
schon im Vorjahr 9,73 Milliarden. Die Rückzahlung der Darle-
hen ist durch zweckgebundene Einnahmen gewährleistet. 

•	 Die übrigen Darlehen erhöhten sich durch eine neue Mittelver-
gabe an die SBB. 

Finanzanlagen: Kategorien und Bilanzierung

Aufgrund der Rechnungslegungsvorschriften RRV-EBK können Finanz-

anlagen in den drei Kategorien «bis Endverfall gehalten», «zur Veräu-

sserung verfügbar» oder als «Handelsbestand» gehalten werden. Zurzeit 

hält der Bund ausschliesslich Finanzanlagen bis Endverfall. 

Der Bilanzwert der Finanzanlagen entspricht – mit Ausnahme der deriva-

tiven Finanzinstrumente – dem Nominalwert. Die derivativen Finanzinst-

rumente werden zu Marktwerten bilanziert und unter den Finanzanlagen 

(positiver Wiederbeschaffungswert) oder den Finanzverbindlichkeiten 

(negativer Wiederbeschaffungswert; vgl. Ziff. 62/42) geführt. Der Markt-

wert stellt den effektiven Wert per Stichtag dar. Die durchschnittliche 

Verzinsung entspricht den gewichteten Renditen, die im Berichtsjahr re-

alisiert wurden. 

O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6233-04-tab-dfi.xlsx

Darlehen im Finanzvermögen

Mio. CHF 2011 2012 < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre 2011 2012

Darlehen im Finanzvermögen 14 683 14 241 4 689 4 190 5 362 – –

Arbeitslosenversicherung 6 000 5 000 3 700 1 300 – 0,38 0,22
Fonds für Eisenbahngrossprojekte, 
Bevorschussung und Darlehen

7 763 8 021 989 2 670 4 362 2,39 2,15

Übrige Darlehen 920 1 220 – 220 1 000 2,70 2,34

Bilanzwert Fälligkeiten per 31.12.2012 Ø-Verzinsung %
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O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6233-03-tab-dfi.xlsx

Absicherungsgeschäfte zukünftiger Transaktionen (Cash flow-Hedge)

Euro
Total

Mio. CHF 2012 < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre

Fremdwährungsexposition Euro 1 354 934 420 –

Spezialgeschäfte 1 034 614 420 –
Budget 320 320 – –

Total
Mio. CHF 2011 < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre

Fremdwährungsexposition Euro 2 013 1 002 1 012 –

Spezialgeschäfte 1 646 634 1 012 –
Budget 368 368 – –

US-Dollar
Total

Mio. CHF 2012 < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre

Absicherungsgeschäfte US-Dollar 1 707 877 801 29

Spezialgeschäfte 1 268 438 801 29
Budget 439 439 – –

Total
Mio. CHF 2011 < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre

Absicherungsgeschäfte US-Dollar 2 093 825 1 214 54

Spezialgeschäfte 1 709 441 1 214 54
Budget 385 385 – –

NOK (Norwegische Kronen)
Total

Mio. CHF 2012 < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre

Absicherungsgeschäfte NOK – – – –

Spezialgeschäfte – – – –

Total
Mio. CHF 2011 < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre

Absicherungsgeschäfte NOK 11 11 – –

Spezialgeschäfte 11 11 – –

GBP (Britische Pfund)
Total

Mio. CHF 2012 < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre
Absicherungsgeschäfte GBP 54 16 38 –
Spezialgeschäfte 54 16 38 –

Total
Mio. CHF 2011 < 1 Jahr 1–5 Jahre > 5 Jahre
Absicherungsgeschäfte GBP 55 1 54 –
Spezialgeschäfte 55 1 54 –

Nominalwert
Fälligkeiten

Fälligkeiten

Nominalwert

Nominalwert

Nominalwert

Fälligkeiten

Fälligkeiten

Fälligkeiten

Fälligkeiten

Fälligkeiten

Fälligkeiten
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34	 Vorräte

Die Vorräte nahmen leicht ab (-7 Mio.). Dies ist primär auf den Abbau 
von Lagerbeständen bei den Brennstoffen (-10 Mio.) zurückzuführen. 

Die Vorräte aus Kauf beinhalten bei den Handelswaren im 
Wesentlichen Treibstoffe (179  Mio.), Sanitätsmaterial (37 Mio.), 
Brennstoffe (21 Mio.) sowie Druckerzeugnisse und Publikationen 
(18  Mio.). Beim Rohmaterial handelt es sich hauptsächlich um 
Produktionsmaterial für den biometrischen Pass (8 Mio.) sowie 
für die Umlaufmünzen (14 Mio.).

Unter den Vorräten aus Eigenfertigung sind zum grossen Teil Halb- 
und Fertigfabrikate für Ausweisschriften (16 Mio.) und für Erzeug-
nisse der Landestopographie (5 Mio.) sowie der Bestand der ferti-
gen Gedenkmünzen (3 Mio.) aktiviert. 

Die Investitionsausgaben für Vorräte betrugen im Rechnungsjahr 
106 Millionen (Vorjahr: 109 Mio.). Diesen Zugängen stehen ähn-
lich hohe Abgänge infolge von Lagerbezügen, Preisänderungen 
und Wertberichtigungen gegenüber, so dass sich der Buchwert 
der Vorräte nur leicht verändert hat (-7 Mio.).

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Vorräte

2011 2012

Vorräte 277 -2,6-7284

Vorräte aus Kauf 259 -2,6-7266
275 270Handelswaren -5 -2,0

25 23Rohmaterial -2 -8,9
1 1Verbrauchs-, Hilfs- und Betriebsmaterial 0 -4,1

-36 -35Wertberichtigungen auf Vorräten aus Kauf 1 2,2
Vorräte aus Eigenfertigung 18 -3,7-118

25 24Halb- und Fertigfabrikate -1 -3,3
0Angefangene Arbeiten 0 -100,0–

-7 -7Wertberichtigungen auf Vorräten aus Eigenfertigung 0 3,4
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Liegenschaften und Bauten: Wichtige Einzelvorhaben (Bauprojekte)
•	 Verwaltungsgebäude Zollikofen (60 Mio.)
•	 Sicherheitslabor Spiez (42 Mio.)
•	 Waffenplatz Thun (41 Mio.)
•	 Cinémathèque Suisse Penthaz (22 Mio.)
•	 Armeeapotheke (18 Mio.)
•	 Waffenplatz Drognens (17 Mio.)
•	 Neubau ETH LEE (16 Mio.)

Liegenschaften und Bauten: Bereiche mit Einzelvorhaben von jeweils 
unter 10 Millionen
•	 Bauten des ETH-Bereichs (258 Mio.)
•	 Bauten des BBL (185 Mio.)
•	 Anlagen des Heeres (181 Mio.)
•	 Anlagen der Luftwaffe (127 Mio.)
•	 Anlagen der Logistikbasis der Armee (98 Mio.)
•	 Anlagen der Führungsunterstützungsbasis (74 Mio.)
•	 Anlagen des BABS (26 Mio.)
•	 Anlagen des Führungsstabes der Armee (18 Mio.)

Aktivierte Einlagen und Anzahlungen
Die Veränderung der aktivierten Einlagen und Anzahlungen 
(-337 Mio.) setzt sich vorwiegend zusammen aus dem aktivierba-
ren Teil der jährlichen Einlage in den IF (376 Mio.) abzüglich der 
Umbuchung zu den Anlagen im Bau (getätigte Investitionen des 
IF in den Nationalstrassenbau; -722 Mio.).

Liegenschaften: Gebäude und Grundstücke
Die Liegenschaften (Gebäude, Grundstücke und im Grundbuch 
eingetragene Rechte) setzen sich aus den zivilen (inkl. ETH-Be-
reich) und den militärischen Liegenschaften zusammen (vgl. 
Tabelle «Bewertung der Bundesliegenschaften»). 

Bei den Gebäuden sind folgende wesentliche Zugänge aus den 
Anlagen im Bau zu verzeichnen:
•	 FLORAKO (21 Mio.)
•	 Waffenplatz Bure (14 Mio.)

35	 Sachanlagen

Der Buchwert der Sachanlagen erhöhte sich leicht um 149 Millionen. 
Die starke Zunahme bei den Anlagen im Bau (1520 Mio.) ist dar-
auf zurückzuführen, dass im Berichtsjahr verhältnismässig wenige 
laufende Nationalstrassen-Projekte abgeschlossen werden konnten. 
Entsprechend verminderte sich der Buchwert der Nationalstrassen in 
Betrieb als Folge der jährlichen Abschreibungen (-778 Mio.). 

Mobilien
Die Mobilien (314 Mio.) beinhalten folgende Aktiven: Mobiliar, 
Fahrzeuge, Installationen und Lagereinrichtungen, Maschinen, 
Apparate und Werkzeuge, Kommunikationssysteme, PC’s, Netz-
werkdrucker, Server und Netzwerke.

Anlagen im Bau
Unter den Anlagen im Bau (11,6 Mrd.) ist insb. der Nationalstra-
ssenbau von Gewicht. Bei den Liegenschaften und Bauten wird 
zwischen Einzelvorhaben grösser und kleiner als 10  Millionen 
unterschieden. 

Anlagen im Bau «Nationalstrassen» (10,2 Mrd.). Aktivierbare Inves-
titionsausgaben für Nationalstrassen wurden wie folgt getätigt:

•	 Netzfertigstellung und Engpassbeseitigung Infrastruktur-
fonds (+722  Mio.): Dieser Betrag entspricht der jährlichen 
Umbuchung von den «aktivierten Einlagen in den Infrastruk-
turfonds IF» zu den «Anlagen im Bau Nationalstrassen». Zu 
nennen sind folgende Schlüsselprojekte: A5 Umfahrung Biel; 
A5 Umfahrung Serrières; A8 Umfahrung Lungern; A9 Um-
fahrung Visp und Leuk-Steg/Gampel; A16 Tavannes-Moutier; 
A16 Landesgrenze Frankreich-Pruntrut; A28 Umfahrung Saas; 
6-Spur-Ausbau Blegi-Rütihof und Härkingen-Wiggertal.

•	 Ausbau und aktivierbarer Unterhalt (+1085 Mio.): Zwei Drittel 
der Investitionsausgaben wurden in folgende Umgestaltungs- 
und Erhaltungsprojekte investiert: A1 Stadttangente Bern; A2 
Cityring Luzern; A4 Blegi-Rütihof; A1  Härkingen-Wiggertal; 
A3/A13 Sarganserland; A13 Umfahrung Roveredo; A1 Lenzburg-
Birrfeld; A2 Melide–Bissone; A9 Vennes-Montreux; A5 Colom-
bier-Cornaux.

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Sachanlagen

2011 2012

Sachanlagen 149 0,352 176 52 325

Mobilien -8 -2,3321 314
Anlagen im Bau 1 520 15,110 096 11 616
Aktivierte Einlagen und Anzahlungen -337 -19,71 712 1 375
Gebäude -252 -2,98 779 8 527
Nationalstrassen -778 -3,423 088 22 310
Grundstücke und im Grundbuch eingetragene Rechte 4 0,18 179 8 183
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Der Bund hat mit dem Kanton St. Gallen einen Mietvertrag für 
die Liegenschaft des Bundesverwaltungsgerichts in St. Gallen 
abgeschlossen. Die Miete beginnt am 1.1.2012 und das Miet-
verhältnis ist für eine feste Dauer von 50 Jahren bis 31.12.2061 
gültig. Nach Ablauf dieser Frist gehen das Grundstück und die 
Liegenschaft in das Eigentum des Bundes über, weshalb das 
vorliegende Mietverhältnis als Finanzierungsleasing qualifiziert 
wird. Die entsprechenden Werte werden deshalb in der Bilanz 
des Bundes geführt. Per 31.12.2012 belaufen sich der Wert des 
Grundstücks auf 14  Millionen und der Wert des Gebäudes auf 
88 Millionen. Nach Abzug des Finanzierungsbeitrags des Kan-
tons St. Gallen beträgt die zu amortisierende Leasingschuld per 
31.12.2012 88  Millionen. Die Leasingrate für 2012 beläuft sich 
auf 3,2 Millionen (Zinsanteil 2,3 Mio. und Amortisationsanteil 
0,9 Mio.).

Es bestehen folgende Veräusserungsbeschränkungen bei den Lie-
genschaften: 
•	 Immobilien von Stiftungen, deren Nutzung an einen Stif-

tungszweck gebunden ist.
•	 Enteignungen und Schenkungen, die gesetzlich bzw. vertrag-

lich bindenden Zweckbestimmungen unterliegen.
•	 Anlagen mit auf Betreiber ausgestellten Betriebsbewilligun-

gen (z.B. Atomanlagen, Forschungseinrichtungen).

Nationalstrassen
Bei den Nationalstrassen sind hauptsächlich folgende Zugänge 
aus den Anlagen im Bau zu nennen :
•	 Umfahrung Lungern (225 Mio.)
•	 Blegi-Rütihof (114 Mio.)
•	 Transjurane Court-Tavannes (92 Mio.)

Die nachstehenden Tabellen geben einen Überblick über die Bi-
lanzwerte der Nationalstrassen sowie der Liegenschaften (nach 
Objekttypen) . 
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O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6235-03-tab-dfi.xlsx

Bewertung der Bundesliegenschaften

Total Militärisch

Mio.CHF 2012 BBL ETH EZV  armasuisse 

Total per 31.12. 13 864 4 616 4 379 36 4 833

Anlagen im Bau 1 359 279 290 6 785

Grundstücke 3 977 1 460 1 077 – 1 440

Bauten (Objekte) 8 527 2 877 3 012 29 2 608
Wohnen 288 274 – – 14
Unterricht, Bildung, Forschung 3 545 202 3 012 – 330
Industrie und Gewerbe 311 76 – – 235
Land- und Forstwirtschaft 71 48 – – 23
Technische Anlagen 118 34 – 5 79
Handel und Verwaltung 1 428 1 272 – 20 136
Justiz und Polizei 191 191 – – –
Fürsorge und Gesundheit – – – – –
Kultus 9 9 – – –
Kultur und Geselligkeit 92 92 – – 0
Gastgewerbe, Fremdenverkehr 429 49 – – 380
Freizeit, Sport, Erholung 120 92 – – 28
Verkehrsanlagen 575 45 – – 530
Militär- und Zivilschutzobjekte 152 11 – – 141
Militärische Objekte mit Schutz gegen Waffenwirkung 511 – – – 511
Auslandobjekte 437 437 – – –
Allgemeine Objektumgebung 142 2 – – 140
Naturverbauung 6 – – – 6
Gebäude Repräsentation Inland 11 11 – – –
Mieterausbau 27 – – 4 23
Ausbau bei Zumieten 32 32 – – –
Im Dispobestand mit Marktwert 33 – – – 33

Im Grundbuch eingetragene Rechte 1 0 – – 1

Zivil 

Bewertung der Nationalstrassen

Mio. CHF 2011 2012 absolut %

Nationalstrassen 36 337 36 752 415 1,1

Nationalstrassen in Betrieb 23 088 22 310 -778 -3,4
Anlagen im Bau 9 043 10 236 1194 13,2
Grundstücke 4 206 4 205 -1 0,0

Differenz zu 2011
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Lesehilfe zur Tabelle «Veränderung der Sachanlagen»

Vom Bund hergestellte Gebäude, Mobilien und Nationalstrassen werden 

als «Anlagen im Bau» (Zeile Zugänge) aktiviert und nach Fertigstellung in 

die Anlageklassen Gebäude, Mobilien und Nationalstrassen umgebucht 

(Zeile Umgliederungen). 

Über den Infrastrukturfonds (IF) finanzierte Investitionen in die National-

strassen – namentlich die Fertigstellung und die Beseitigung von Eng-

pässen des Nationalstrassennetzes – werden in einem ersten Schritt un-

ter den «aktivierten Einlagen» gebucht (Zeile Zugänge). Im Umfang der 

getätigten aktivierbaren Ausgaben des IF werden Umbuchungen zu den 

«Anlagen im Bau» vorgenommen (Zeile Umgliederungen). Bei der Über-

nahme der fertiggestellten Nationalstrassenabschnitte von den Kantonen 

durch den Bund bzw. ab Beginn der Nutzung erfolgt eine weitere Umbu-

chung zu den «Nationalstrassen» (Zeile Umgliederungen).

Veränderung der Sachanlagen

Grundstücke
Aktivierte und im
Einlagen  Grundbuch

2012 Anlagen in und National- eingetragene
Mio. CHF Total Mobilien  Bau Anzahlungen Gebäude strassen Rechte

Anschaffungskosten

Stand per 1.1. 90 127 1 181 10 096 1 712 26 796 41 808 8 534
Zugänge 2 429 108 1 704 385 218 – 15
Abgänge -1 458 -109 -7 – -283 -1 037 -23
Umgliederungen -14 19 -177 -722 205 650 11

Stand per 31.12. 91 084 1 199 11 616 1 375 26 936 41 420 8 538

Kumulierte Abschreibungen

Stand per 1.1. -37 951 -860 – – -18 017 -18 720 -355
Abschreibungen -2 164 -122 – – -620 -1 423 0
Abschreibungen auf Abgängen 1 368 96 – – 237 1 034 0
Wertberichtigungen (impairments) -11 0 – – -9 -2 -1

Stand per 31.12. -38 759 -886 – – -18 409 -19 110 -355

Bilanzwert per 31.12. 52 325 314 11 616 1 375 8 527 22 310 8 183

davon Anlagen in Leasing 102 – – – 88 – 14

Grundstücke
Aktivierte und im
Einlagen  Grundbuch

2011 Anlagen in und National- eingetragene
Mio. CHF Total Mobilien  Bau Anzahlungen Gebäude strassen Rechte

Anschaffungskosten

Stand per 1.1. 99 844 1 146 9 401 1 269 26 697 52 774 8 557
Zugänge 3 158 101 1 875 1 158 22 0 1
Abgänge -12 835 -110 -4 – -190 -12 493 -39
Umgliederungen -40 43 -1 177 -715 268 1 527 14

Stand per 31.12. 90 127 1 181 10 096 1 712 26 796 41 808 8 534

Kumulierte Abschreibungen

Stand per 1.1. -48 650 -825 – – -17 669 -29 800 -356
Abschreibungen -2 021 -129 – – -484 -1 409 0
Abschreibungen auf Abgängen 12 731 104 – – 136 12 490 1
Wertberichtigungen (impairments) -10 -10 – – 0 -1 –

Stand per 31.12. -37 951 -860 – – -18 017 -18 720 -355

Bilanzwert per 31.12. 52 176 321 10 096 1 712 8 779 23 088 8 179
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36	 Immaterielle Anlagen

O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6236-01-tab-dfi.xlsx

Immaterielle Anlagen

2012 Anlagen in
Mio. CHF Total Software Bau

Anschaffungskosten

Stand per 1.1. 354 226 128
Zugänge 80 19 61
Abgänge -38 -35 -3
Umgliederungen 17 82 -65

Stand per 31.12. 412 292 120

Kumulierte Abschreibungen

Stand per 1.1. -150 -150 –
Abschreibungen -57 -57 –
Abschreibungen auf Abgängen 35 35 –
Wertminderungen (impairments) -31 -31 –
Wertaufholungen (reversed impairments) – – –
Umgliederungen – – –

Stand per 31.12. -202 -202 –

Bilanzwert per 31.12. 210 90 120

2011 Anlagen in
Mio. CHF Total Software Bau

Anschaffungskosten

Stand per 1.1. 250 164 86
Zugänge 68 19 49
Abgänge -4 -4 –
Umgliederungen 40 47 -7

Stand per 31.12. 354 226 128

Kumulierte Abschreibungen

Stand per 1.1. -102 -102 –
Abschreibungen -50 -50 –
Abschreibungen auf Abgängen 2 2 –
Wertminderungen (impairments) – – –
Wertaufholungen (reversed impairments) – – –
Umgliederungen – – –

Stand per 31.12. -150 -150 –

Bilanzwert per 31.12. 204 76 128
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Der Buchwert der immateriellen Anlagen erhöhte sich gegenüber dem 
Vorjahr nur unwesentlich auf 210 Millionen (+6 Mio.). Bedingt durch 
den Abbruch des Informatikprojektes INSIEME bei der Eidg. Steuer-
verwaltung musste eine ausserplanmässige Abschreibung (Wertmin-
derung) von 29 Millionen vorgenommen werden. 

Die Zunahme der Anschaffungskosten (+58 Mio.) begründet sich 
wie folgt:

•	 Bei den Anlagen in Bau betreffen die grössten Zugänge die Ent-
wicklungskosten für Informatikanwendungen zur Umsetzung 
von Schengen/Dublin (13 Mio.), für den Nationalstrassenbau 
(12 Mio.), für INSIEME (11 Mio.) sowie für diverse Anwendun-
gen bei der Zollverwaltung: «Datawarehouse» (4 Mio.), «Ap-
plikation Zollkontrollen» (2 Mio.) und «Datenbank für statis-
tische Ergebnisse im Aussenhandel» (1 Mio.).

•	 Die grössten Zugänge unter Software entfallen auf Anwendun-
gen für den Nationalstrassenbau (14 Mio.) sowie auf die An-
wendung zur Abwicklung des Kapitaleinlageprinzips bei der 
Eidg. Steuerverwaltung (ESTV; 2 Mio.).

•	 Unter den Abgängen Software sind vorwiegend Ausbuchungen 
der ESTV enthalten. Betroffen sind Anwendungen im Zusam-
menhang mit INSIEME infolge des Projektabbruchs (29 Mio.) 
sowie die Anschaffungskosten aus dem Projekt SOA «E-Servi-
ces» (4 Mio.). 

•	 In den Umgliederungen sind gegenläufige Transaktionen aus-
gewiesen: Einerseits wurde eine Umbuchung vorgenommen 
von den Sachanlagen zu den immateriellen Anlagen (im 
Bau) betreffend INSIEME (17 Mio.). Andererseits wurden im  

Zusammenhang mit dem Projektabbruch INSIEME die auf-
gelaufenen Kosten (29 Mio.) – vor der Ausbuchung (vgl. Ab-
gänge) – zur Software umgebucht. Weiter wurden Fachanwen-
dungen für Schengen/Dublin (25 Mio.) sowie für den Natio-
nalstrassenbau (9 Mio.) in Betrieb genommen und deshalb in 
die Software umgebucht. 

Die kumulierten Abschreibungen erhöhten sich um 52 Millionen:

•	 Unter den Abschreibungen sind die ordentlichen Abschreibun-
gen von 57 Millionen gemäss Nutzungsdauer der verschiede-
nen Anlagen ausgewiesen. 

•	 Abschreibungen auf Abgängen: Mit der Ausbuchung von An-
wendungen (siehe oben unter Abgänge) werden ebenfalls die 
aufgelaufenen Abschreibungen von 35 Millionen ausgebucht. 

•	 Unter den Wertminderungen sind jene Abschreibungen aus-
gewiesen, welche im Zusammenhang mit dem Abbruch von 
INSIEME (29 Mio.) bzw. SOA «E-Services» (2 Mio.) ausser-
planmässig vorgenommen werden mussten. Dieser Wert ent-
spricht dem Buchwert der beiden Anwendungen zum Zeit-
punkt der Ausserbetriebnahme bzw. des Projektabbruchs.

Definition der immateriellen Anlagen

Immaterielle Anlagen sind identifizierbare, nicht monetäre Vermögens-

werte ohne physische Substanz, welche für die Herstellung von Produk-

ten, die Erbringung von Dienstleistungen, die Vermietung an Dritte oder 

die Erfüllung öffentlicher Aufgaben genutzt werden. Darunter fallen ins-

besondere Software, Lizenzen, Patente oder Rechte.
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37	 Darlehen im Verwaltungsvermögen

Der Darlehensbestand hat sich um 139 Millionen reduziert. Während 
neu gewährte Darlehen mehrheitlich wertberichtigt wurden, kam es 
insbesondere in den Bereichen der Wohnbauförderung und der Regi-
onalpolitik zu grösseren Rückzahlungen von werthaltigen Darlehen.

Die Darlehen im Verwaltungsvermögen haben langfristigen 
Charakter und werden zu Anschaffungskosten abzüglich not-
wendiger Wertberichtigung bilanziert. Sie können folgenden 
Kategorien zugeordnet werden: Soziale Wohlfahrt (1555  Mio.; 
-59  Mio.), Übrige Volkswirtschaft (791  Mio.; -68  Mio.), 
Verkehr (583  Mio.; -39  Mio.), Beziehungen zum Ausland 
(551 Mio.; +27 Mio.), Allgemeine Verwaltung (2 Mio.; keine Ver-
änderung).

Die Zugänge von 613 Millionen sind im Wesentlichen auf folgen-
de Veränderungen zurückzuführen: Aufstockung der Darlehen 
an die SBB und an weitere konzessionierte Transportunterneh-
men (KTU; 362  Mio.), neu gewährte Darlehen im Bereich der 
Regionalentwicklung (78 Mio.), Aufstockung der Darlehen an 
die Kantone in Form von Investitionskrediten und Betriebshil-
fen im Bereich der Landwirtschaft (55  Mio.), Aufstockung des 
Darlehens an die SIFEM AG für Investitionen in Entwicklungs- 
und Schwellenländern im Umfang (30 Mio.) sowie Gewährung 

neuer Darlehen an die FIPOI (32 Mio.). Zudem wurden Darlehen 
der BLS Netz AG im Umfang von 55 Millionen vom FinöV-Fonds 
an das BAV abgetreten. Es handelt sich hierbei um Darlehen zur 
Finanzierung der Achse Lötschberg.

Die Abgänge von 325 Millionen setzen sich im Wesentlichen aus 
folgenden Positionen zusammen: Rückzahlungen von Darlehen 
aus der Regionalpolitik (163 Mio.), Teilrückzahlung von Grund-
verbilligungsvorschüssen auf Mietobjekten und von Darlehen 
an Wohnbaugenossenschaften (69  Mio.), Rückzahlungen von 
Darlehen an KTU (67 Mio.), an die FIPOI (13Mio.) sowie an die 
Kantone zur Vorfinanzierung von Asylunterkünften (5 Mio.).

In den dauernden Wertminderungen von 493  Millionen werden 
Wertberichtigungen auf Darlehen ausgewiesen, die nicht oder 
nur teilweise rückzahlbar sind und deshalb zu 100 Prozent im 
Wert berichtigt werden. So wurden die neu gewährten Darle-
hen an die KTU (362 Mio.) sowie im Bereich der Landwirtschaft 
(55  Mio.) im Berichtsjahr vollständig abgeschrieben. Auch das 
vom FinöV-Fonds übernommene Darlehen BLS Netz AG wurde 
vollständig wertberichtigt (55 Mio.). Für das zinslose Darlehen 
an die SIFEM AG wurde eine zusätzliche Wertberichtigung im 
Umfang des entgangenen Zinsertrages (7 Mio.) erfasst.

Darlehen im Verwaltungsvermögen

Mio. CHF 2011 2012 absolut %

Stand per 1.1. 3 536 3 621 85 2,4
Zugänge 854 613 -241 -28,2
Abgänge -188 -325 -137 73,1
Dauernde Wertminderungen -646 -493 153 -23,7
Wertaufholungen 52 59 7 13,5
Übrige erfolgswirksame Wertveränderung 13 7 -6 -46,2

Stand per 31.12. 3 621 3 482 -139 -3,8

Differenz zu 2011
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Die wichtigsten Darlehenspositionen

Anschaffungs- Wertberich- Anschaffungs- Wertberich-
Mio. CHF wert tigung Bilanzwert wert tigung Bilanzwert

Darlehen im Verwaltungsvermögen 14 382 -10 761 3 621 14 646 -11 164 3 482

SBB AG 3 062 -3 061 1 3 246 -3 245 1

Darlehen an Kantone in Form von 
Investitionskredite und Betriebshilfen
im Bereich der Landwirtschaft

2 521 -2 521 – 2 576 -2 576 –

Diverse Konzessionierte Transportunternehmen 1 982 -1 589 393 2 080 -1 717 363
Darlehen des gemeinnützigen Wohnungsbaus 1 823 -251 1 572 1 747 -228 1 519
Darlehen Swissair 1 169 -1 169 – 1 169 -1 169 –
Rhätische Bahn AG 1 077 -930 147 1 125 -978 147
Regionalentwicklung 944 -168 776 859 -151 708
BLS AG 280 -213 67 274 -213 61
Darlehen an die FIPOI 397 -153 244 409 -158 251
BLS Netz AG 350 -350 – 376 -376 –
Darlehen SIFEM 345 -88 257 374 -96 278
Darlehen für Hotelerneuerung 236 -236 – 219 -219 –

Übrige Darlehen 196 -32 164 192 -38 154

20122011

Die Wertaufholungen von 59  Millionen beinhalten hauptsäch-
lich Rückzahlungen von KTU für bereits vollständig wertberich-
tigte Darlehen (32 Mio.) sowie die über das Eigenkapital erfass-
ten Wertaufholungen der Darlehen für Regionalentwicklung 
(18 Mio.). Aufgrund der erhaltenen Rückzahlungen von Grund-
verbilligungsvorschüssen auf Mietobjekten und von Darlehen 
an Wohnbaugenossenschaften konnte zudem die entsprechen-
de Wertberichtigung reduziert werden (8 Mio.).

Unter den übrigen erfolgswirksamen Wertveränderungen ist eine 
Nachaktivierung einer Darlehenstranche an den Studienfinan-
zierungsfonds SOFI zur Förderung von Start-up-Firmen ausge-
wiesen.

Eine umfassende Übersicht der Darlehen (geordnet nach Ver-
waltungseinheit) findet sich in Band 3, Tabelle D02.
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Die übrigen Beteiligungen sind in der Regel vollständig wert-
berichtigt, weshalb die Zu- bzw. Abgänge gleichzeitig zu einer 
Veränderung der kumulierten Wertberichtigung führen (ausge-
wiesen unter verschiedene Wertänderungen). Der Bestand der 
nicht vollständig wertberichtigten Beteiligungen setzt sich im 
Wesentlichen aus folgenden Positionen zusammen: Swissme-
dic 10  Millionen (unverändert), Alloggi Ticino SA 5 Millionen 
(unverändert), Logis Suisse Holding 4 Millionen (unverändert), 
Restbeteiligung an der Sapomp Wohnbau AG 1 Million.

Unterscheidung namhafte und übrige Beteiligungen

In der Bilanz wird zwischen namhaften und übrigen Beteiligungen un-

terschieden. Die Kriterien für den Ausweis als namhafte Beteiligung sind 

gemäss Art. 58 FHV ein anteiliges Eigenkapital von mindestens 100 Milli-

onen und gleichzeitig eine Beteiligungsquote von mindestens 20 Prozent. 

Namhafte Beteiligungen werden nach der Equitymethode mit dem Wert 

des anteiligen Eigenkapitals an der Gesellschaft bewertet. Für diese Be-

rechnung werden in der Regel die Werte aus den Abschlüssen per 30.9. 

verwendet. Veränderungen widerspiegeln deshalb die Periode 1.10. des 

Vorjahres bis 30.9. des Berichtsjahres. Bei der BLS Netz AG wird mangels 

verfügbarer Zahlen auf den Halbjahresabschluss abgestützt.

Der Equitywert berechnet sich zum Anschaffungszeitpunkt aus den An-

schaffungskosten, der in den Folgejahren um die Veränderung des antei-

ligen Eigenkapitals korrigiert wird. Dabei führen Gewinne der Unterneh-

men zu einer Erhöhung, Gewinnausschüttungen und Verluste hingegen 

zu einer Verminderung des Equitywertes. In der Erfolgsrechnung wird die 

Zunahme resp. Abnahme der Equitywerte unter den Positionen «Finan-

zertrag» resp. «Finanzaufwand» ausgewiesen, in der Finanzierungs- und 

Mittelflussrechnung erfolgt dagegen nur der Ausweis der vereinnahm-

ten Gewinnbeteiligungen unter der Position «Beteiligungseinnahmen». 

Die übrigen Beteiligungen sind zu Anschaffungswerten abzüglich allfällig 

notwendiger Wertberichtigungen bilanziert.

38	 Beteiligungen

Der Wert der Beteiligungen hat um 1,4 Milliarden zugenommen. Ins-
besondere die anteiligen Ergebnisse der namhaften Beteiligungen ha-
ben zu diesem Resultat beigetragen. 

Die Entwicklung der namhaften Beteiligungen ist geprägt durch 
die positiven Unternehmensergebnisse der vier grössten Be-
teiligungen (Post, SBB, Swisscom, Ruag; zusammen 2256 Mio.). 
Davon ist jener Anteil abzuziehen, welcher in Form von Divi-
denden oder als Gewinnablieferung dem Bund zugeflossen ist 
(867  Mio.). Bei der SIFEM AG resultiert aus der Umstellung der 
Rechnungslegung auf IFRS im Berichtsjahr ein Neubewertungs-
gewinn von 88 Millionen (ausgewiesen unter «andere Eigenka-
pitalbewegungen»). Aus dem ordentlichen Geschäftsgang resul-
tiert hingegen ein Verlust von 31 Millionen. Unter den «anderen 
Eigenkapitalbewegungen» der Swisscom (-125 Mio.) ist vorwie-
gend die Veränderung der Vorsorgeverpflichtungen aufgrund 
neuer Bestimmungen von IAS 19 ausgewiesen. 

Die Zugänge bei den übrigen Beteiligungen betreffen zum grössten 
Teil bestehende Beteiligungen an Entwicklungsbanken, welche 
aufgestockt werden: Afrikanische Entwicklungsbank (6 Mio.)
Asiatische Entwicklungsbank (2 Mio.) und Internationale Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung (12 Mio.). Des Weitern kam 
der Bund von der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung in den Genuss von geschenkten Aktien in der Höhe 
von 32 Millionen. Ebenfalls ist eine Wertanpassung von 13 Mil-
lionen im Bereich der konzessionierten Transportunternehmen 
KTU enthalten.

Unter den Abgängen ist eine Ausbuchung von Fondseinlagen 
aus der Entwicklungshilfe ausgewiesen (12 Mio.). Aufgrund einer 
Überprüfung wurde festgestellt, dass diese nicht mehr bestehen. 

Beteiligungen

2011

Namhafte Übrige
Mio. CHF Total Beteiligungen Beteiligungen Total absolut %

Stand per 1.1. 18 866 18 692 23 18 714 -151 -0,8
Zugänge 111 – 65 65 -46 -41,4
Abgänge -372 – -12 -12 360 -96,8
Erhaltene Dividenden und Gewinnablieferungen -1 094 -867 – -867 227 -20,7
Zunahme Equitywert 1 255 2 285 – 2 285 1 030 82,1
Abnahme Equitywert -440 – – – 440 -100,0
Aufwertungsgewinn 206 – – – -206 -100,0
Verschiedene Wertänderungen 182 – -53 -53 -235 -129,1

Stand per 31.12. 18 714 20 110 23 20 132 1 419 7,6

2012

Differenz zu 2011
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Namhafte Beteiligungen

BLS Netz
Total Die Post SBB Swisscom Ruag AG Skyquide SIFEM AG

Stand per 1.1. 18 692 4 691 10 304 2 191 749 338 318 101
Zugänge – – – – – – – –
Abgänge – – – – – – – –
Erhaltene Dividenden -667 – – -647 -20 – – –
Erhaltene Gewinnablieferungen -200 -200 – – – – – –
Anteil am Eigenkapital – 100% 100% 56,77% 100% 50,05% 99,96% 100%
Veränderung Equitywert 2 285 958 283 865 114 2 6 57

Anteil am Ergebnis 2 221 895 279 990 92 2 -6 -31
Andere Eigenkapitalbewegungen 64 63 4 -125 22 – 12 88

Stand per 31.12. 20 110 5 449 10 587 2 409 843 340 324 158

SAPOMP
BLS Netz Wohnbau

Total Die Post SBB Swisscom Ruag AG Skyquide SIFEM AG AG

Stand per 1.1. 18 845 4 065 9 971 3 258 697 338 293 – 222
Zugänge 101 – – – – – – 101 –
Abgänge -180 – – -10 – – – – -170
Erhaltene Dividenden -894 – – -618 -20 – – – -256
Erhaltene Gewinnablieferungen -200 -200 – – – – – – –
Anteil am Eigenkapital – 100 % 100 % 56,77 % 100 % 50,05 % 99,93 % 100 % –
Veränderung Equitywert 815 826 332 -440 72 0 25 – –

Anteil am Ergebnis 1 790 891 349 401 112 0 37 – –
Andere Eigenkapitalbewegungen -973 -65 -16 -840 -40 – -12 – –

Aufwertungsgewinn 205 – – – – – – – 205
Umgliederung zu übrige Beteiligungen -1 – – – – – – – -1

Stand per 31.12. 18 692 4 691 10 304 2 191 749 338 318 101 –

2011
Mio. CHF

2012
Mio. CHF

Übrige Beteiligungen

Anschaf- Wert- Anschaf- Wert- Kapital-
fungs- berich- Bilanz- fungs- berich- Bilanz- anteil Garantie-

Mio. CHF  wert  tigung wert  wert  tigung wert  (in %) kapital

32029-24932768-098negnugilieteB egirbÜ 5 610

Internationale Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung IBRD

256 -256 – 269 -269 – 1,6 2 962

EBRD - Europäische Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung

195 -195 – 227 -227 – 2,8 406

Beteiligungen an Konzessionierte 
Transportunternehmen

148 -148 – 161 -161 – n.a. –

Übrige Beteiligungen im Bereich Entwicklung 
und Zusammenarbeit

110 -110 – 111 -111 – n.a. 1 262

Afrikanische Entwicklungsbank AfDB 70 -70 – 76 -76 – 2,5 980
Internationale Finanz Corporation IFC 54 -54 – 54 -54 – 1,8 –

–.a.n3222-443222-54negnugilieteB enedeihcsreV

Diverse Fondseinlagen Entwicklungshilfe 12 -12 – – – – n.a. –

n.a.: nicht ausgewiesen

210221021102

Namhafte Beteiligungen
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O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6238-03-tab-dfi.xlsx

Einzelheiten zu den namhaften Beteiligungen

Rechtsform
Gesetzliche Grundlage / Zweck
Instruierbare Bundesvertreter im VR
Kennzahlen 2011 2012

Anteil Bund am Kapital (in %) 100,0 100,0
Dotations- / Aktienkapital (Mio. CHF) 1 300 1 300

Rechtsform

Instruierbare Bundesvertreter im VR
Kennzahlen 2011 2012

Anteil Bund am Kapital (in %) 100,0 100,0
Dotations- / Aktienkapital (Mio. CHF) 9 000 9 000

Rechtsform

Instruierbare Bundesvertreter im VR
Kennzahlen 2011 2012

Anteil Bund am Kapital (in %) 56,8 56,8
Dotations- / Aktienkapital (Mio. CHF) 52 52

Rechtsform

Instruierbare Bundesvertreter im VR
Kennzahlen 2011 2012

Anteil Bund am Kapital (in %) 100,0 100,0
Dotations- / Aktienkapital (Mio. CHF) 340 340

Rechtsform

Instruierbare Bundesvertreter im VR
Kennzahlen 2011 2012

Anteil Bund am Kapital (in %) 50,1 50,1
Dotations- / Aktienkapital (Mio. CHF) 388 388

Rechtsform

Instruierbare Bundesvertreter im VR
Kennzahlen 2011 2012

Anteil Bund am Kapital (in %) 99,9 99,9
Dotations- / Aktienkapital (Mio. CHF) 140 140

Rechtsform

Instruierbare Bundesvertreter im VR
Kennzahlen 2011 2012

Anteil Bund am Kapital (in %) 100,0 100,0
Dotations- / Aktienkapital (Mio. CHF) 100 100

SIFEM AG

Aktiengesellschaft
Bundesgesetz über die Rüstungsunternehmen des 
Bundes SR 934.21, Art. 3 / Art. 1

Die Post

Swisscom

Ruag

Skyguide

SBB

BLS Netz AG

Aktiengesellschaft

Gesetzliche Grundlage / Zweck

Gesetzliche Grundlage / Zweck

Gesetzliche Grundlage / Zweck

Gesetzliche Grundlage / Zweck

Gesetzliche Grundlage / Zweck

Postorganisationsgesetz SR 783.1, Art.2 / Art. 3

Keiner

Verordnung über die internationale Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre 
Hilfe
Jean-Luc Bernasconi

Aktiengesellschaft
Bundesgesetz über die Luftfahrt SR 748.0, Art. 40 + 48 / 
Verordnung über den Flugsicherungsdienst 748.132.1
Bernhard Müller

Aktiengesellschaft
Gesetzliche Grundlage / Zweck

Öffentlich-rechtliche Anstalt

Keiner

Aktiengesellschaft
Eisenbahngesetz SR 742.101, Art. 49, 56 und 57 / Verordnung über 
Konzessionierung und Finanzierung Eisenbahninfrastruktur, Art. 18 

Bundesgesetz über die Schweiz. Bundesbahnen 
SR 742.31, Art 7 / Art. 3
Keiner

Keiner

Hans Werder

Aktiengesellschaft
Telekommunikationsunternehmungsgesetz SR 784.11 
Art. 6 / Art. 3
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Die Nettoschulden – d.h. Bruttoschulden abzüglich Finanz-
vermögen (ohne Abgrenzungen und Forderungen gegenüber 
zweckgebundenen Fonds) – haben um 1,3 auf 81,2 Milliarden ab-
genommen. Der Anstieg der Bruttoschulden (+1,9 Mrd.) wurde 
durch die Zunahme des Finanzvermögens (+3,2 Mrd.) überkom-
pensiert:

•	 Die oben erwähnte temporäre Aufstockung der Tresoreriemit-
tel widerspiegelt sich in der Zunahme der Flüssigen Mittel und 
kurzfristigen Geldanlagen um 3,8 Milliarden. 

•	 Die Zunahme der Forderungen um 0,3 Milliarden ergibt sich 
im Wesentlichen aus höheren Steuer- und Zollforderungen  
(+0,5  Mrd.) und einer Abnahme bei den Kontokorrenten 
(-0,2 Mrd.).

•	 Der Mittelzufluss aus dem Abbau der Finanzanlagen von total 
0,9 Milliarden resultiert aus Festgeldern bei Banken und Kan-
tonen (-0,5 Mrd.) sowie der Rückzahlung von langfristigen 
ALV-Darlehen (-1,0 Mrd.). Die Darlehen an die SBB sowie den 
FinöV-Fonds nahmen dagegen um 0,6 Milliarden zu.

39	 Schulden

Die Bruttoschulden sind im vergangenen Jahr um 1,9 auf 112,4 Mil-
liarden angestiegen. Im Hinblick auf die Rückzahlung einer anfangs 
2013 fälligen Anleihe im Betrag von 6,9 Milliarden wurde der Bestand 
der Tresoreriemittel gegen Ende Jahr erhöht, wozu auch eine Erhöhung 
der kurzfristigen Schulden nötig war. Dieser Effekt hat dagegen keinen 
Einfluss auf die Nettoschulden. Sie verringerten sich um 1,3 Millarden.

Die kurz- und langfristigen Schuldenkomponenten haben sich 
gegenläufig entwickelt: 

•	 Bei den laufenden Verbindlichkeiten verteilt sich die Zunahme 
um 0,9 Milliarden auf die Depotkonten (+0,7 Mrd.) sowie die 
Kontokorrente (+0,1 Mrd.) und die Verbindlichkeiten Dritte 
(+0,1 Mrd.). 

•	 Bei den Finanzverbindlichkeiten fand wie in den Vorjahren ei-
ne weitere Verlagerung vom langfristigen in den kurzfristigen 
Bereich statt. So erfolgte bei den Anleihen ein Schuldenabbau 
um 0,8 Milliarden, wogegen die Geldmarktbuchforderungen 
um 2,4 Milliarden aufgestockt wurden. Bemerkenswert ist, 
dass die Emissionen der Geldmarktbuchforderungen über pa-
ri – also mit einer Negativverzinsung – erfolgten. 

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Schuldennachweis Bruttoschuld

2011 2012

Bruttoschuld 1 890 1,7110 516 112 406

Laufende Verbindlichkeiten 944 6,714 151 15 096
Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten 2 102 14,714 333 16 435
Langfristige Finanzverbindlichkeiten -1 156 -1,482 032 80 876

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Schuldennachweis Nettoschuld

2011 2012

82 468 81 187Nettoschuld -1 281 -1,6

Bruttoschuld 112 406 7,1615 011 1 890
abzüglich:

Flüssige Mittel und kurzfristige Geldanlagen 3 767 67,95 544 9 311
Forderungen 301 5,15 862 6 163
Kurzfristige Finanzanlagen -455 -23,21 959 1 504
Langfristige Finanzanlagen -442 -3,014 683 14 241
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40	 Laufende Verbindlichkeiten

Der Bestand der laufenden Verbindlichkeiten hat sich im Vergleich 
zum Vorjahr um 0,9 auf 15,1 Milliarden erhöht. Dies ist namentlich 
auf die höheren Depotkonten zurückzuführen (+0,7  Mrd.; «übrige 
Verbindlichkeiten»).

Der Bilanzwert der Kontokorrente von 10,2 Milliarden (+105 Mio.) 
setzt sich im Wesentlichen aus folgenden Positionen zusammen:

•	 Kantonskontokorrente in der Höhe von 2150 Millionen 
(-45  Mio.): Der Rückgang ist auf den tieferen horizontalen 
Ressourcenausgleich an die ressourcenschwachen Kantone 
zurückzuführen. Der Bund führt das Inkasso der Anteile der 
ressourcenstarken Kantone am Ressourcenausgleich durch 
und leitet diese Gelder zuzüglich der eigenen Beiträge zweimal 
jährlich an die Bezügerkantone weiter. Die zweite Tranche war 
per Jahresende fällig und wurde anfangs 2013 ausbezahlt. Den 
Verbindlichkeiten stehen Guthaben in der Höhe von 802 Mil-
lionen gegenüber.

•	 Guthaben der Steuerpflichtigen aus der Verrechnungs- und 
Stempelsteuer im Umfang von 2109 Millionen (-150 Mio.): Die 
Abnahme ist auf die schwache Lage an den Finanzmärkten so-
wie auf Auswirkungen des Kapitaleinlageprinzips zurückzu-
führen.

•	 Guthaben von Steuerpflichtigen aus der Mehrwertsteuer im 
Umfang von 2022 Millionen (65 Mio.): Der Zuwachs ist darauf 
zurückzuführen, dass Forderungsabrechnungen von Steuer-
pflichtigen vermehrt noch vor Jahresende eingereicht wer-
den.

•	 Anlagekonten internationaler Organisationen im Umfang 
von 835 Millionen (-268 Mio.): Davon betrifft die Caisse de 
Pension CERN 407 Millionen (-273 Mio.).

•	 Guthaben der AHV am Mehrwertsteueranteil in der Höhe von 
520 Millionen (-55 Mio.).

•	 Vorauszahlung der Verrechnungssteuer eines Unternehmens 
für die im Jahr 2013 vorgesehene Dividende von 500 Millio-
nen (+500 Mio.).

•	 Kantonsanteile aus der Verrechnungssteuer von 442 Millio-
nen (-60 Mio.).

•	 Kontokorrent des Schweizerischen Nationalfonds im Umfang 
von 373 Millionen (+27 Mio.).

•	 Kontokorrent der Eidgenössischen Alkoholverwaltung in der 
Höhe von 259 Millionen (-36 Mio.).

•	 Guthaben der IV am Mehrwertsteueranteil von 248 Millionen 
(-39 Mio.).

•	 Kontokorrent der PUBLICA für treuhänderisch verwaltete 
Darlehen an Wohnbaugenossenschaften im Umfang von 
177 Millionen (-5 Mio.).

Bei den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen handelt 
es sich um offene Lieferantenrechnungen, welche erst im 2013 
beglichen werden. Die Erhöhung der Verbindlichkeiten im 
Umfang von 113 Millionen ist im Wesentlichen auf zwei Effekte 
zurückzuführen: Einerseits haben die Verbindlichkeiten gegen-
über den Kantonen für Subventionszahlungen im Asyl- und 
Flüchtlingsbereich um rund 67 Millionen zugenommen. Ande-
rerseits werden die Zahlungen der Kantonsanteile aus der LSVA 
seit 2012 unter dieser Position geführt (im Vorjahr unter den 
Kontokorrenten). Der Saldo beträgt 101 Millionen. Reduzierend 
auf den Bestand hat sich dagegen die verkürzte Verarbeitungs-
zeit für Kreditorenrechnungen ausgewirkt. 

Die übrigen Verbindlichkeiten beinhalten hauptsächlich Depot-
konten im Umfang von 2907 Millionen (+708 Mio.), Barhinter-
lagen von 287 Millionen (+16  Mio.) und vom Bund verwaltete 
Stiftungen von 75 Millionen (+2  Mio.). Unter die Depotkon-
ten fallen namentlich solche für den ETH-Bereich (1177  Mio.; 
+88  Mio.), für die Schweizerische Exportrisikoversicherung 
(SERV; 541  Mio.; Konto-Eröffnung  2012), für das Depot Nuk-
learschaden (458  Mio.; -1  Mio.) sowie für die SIFEM (115  Mio.; 
+98 Mio.).

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Laufende Verbindlichkeiten

2011 2012

Laufende Verbindlichkeiten 944 6,715 09614 151

Kontokorrente 105 1,010 102 10 208
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 113 7,71 467 1 580
Übrige Verbindlichkeiten 726 28,12 582 3 308
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41	 Passive Rechnungsabgrenzung

Der Bestand der passiven Rechnungsabgrenzung hat sich auf 5,4 Mil-
liarden erhöht (+174 Mio.), wobei zwei gegenläufige Effekte hervor-
stechen: Das hohe Agio aus Anleihensemissionen 2012 hat höhere 
Abgrenzungen zur Folge (+670 Mio.); tiefere Verbindlichkeiten aus 
Rückforderungen der Verrechnungssteuer führen dagegen zu einem 
Rückgang der entsprechenden Abgrenzung (-439 Mio.). 

Die passive Rechnungsabgrenzung für Zinsen verminderte sich 
gegenüber dem Vorjahr sowohl durch den Abbau des Anleihen-
bestandes als auch aufgrund der tieferen Zinsen um 43 Millionen.

Obschon der Anleihenbestand um 759 Millionen reduziert wur-
de, hat sich das Agio gegenüber dem Vorjahr um 670 Millionen 
erhöht. Dies ist darauf zurückzuführen, dass das im 2012 erzielte 
Agio mit 968 Millionen höher ist als der zu amortisierende Anteil 
von 298 Millionen. Agios werden passiv abgegrenzt und über die 
Restlaufzeit aufgelöst.

Die Abgrenzung für Subventionen setzt sich im Wesentlichen aus 
folgenden Positionen zusammen:
•	 Abgrenzung für individuelle Massnahmen der IV von 139 Mil-

lionen (+1 Mio.).
•	 Abgrenzung für Direktzahlungen, Milchwirtschaft und Ab-

satzförderung in der Höhe von 48 Millionen (unverändert).
•	 Abgeltungen für den regionalen Personenverkehr für die Fahr-

planperiode 2013 von 47 Millionen (+4 Mio.).

Die Abnahme der Abgrenzung Verrechnungssteuer um 439 Mil-
lionen ist darauf zurückzuführen, dass in den ersten zehn 
Kalendertagen des Folgejahres weniger und betragsmässig tiefe-
re Rückforderungsanträge eingegangen sind bzw. die aufgrund 
von Einzelanalysen grosser Steuerkunden ermittelten Verbind-
lichkeiten tiefer ausgefallen sind.

Die übrigen passiven Rechnungsabgrenzungen setzen sich im We-
sentlichen aus folgenden zwei Positionen zusammen:
•	 Abgrenzung für den Ausbau und Unterhalt der Nationalstra-

ssen im Umfang von 112 Millionen (-5 Mio.).
•	 Abgrenzung von im Voraus erhaltenen Einnahmen aus Ver-

steigerungen von Fleischkontingenten für das Jahr 2013 von 
71 Millionen (+1 Mio.).

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %

Passive Rechnungsabgrenzung

2011 2012

5 3775 203 3,3174Passive Rechnungsabgrenzung

Zinsen 1 885 1 841 -43 -2,3
Agio 1 932 2 603 670 34,7
Abgrenzung Subventionen 267 271 4 1,6
Abgrenzung Verrechnungssteuer 863 424 -439 -50,9
Übrige passive Rechnungsabgrenzung 256 239 -18 -6,9
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42	 Finanzverbindlichkeiten

Bei den kurzfristigen Finanzverbindlichkeiten wurde der Bestand um 
2,1 Milliarden erhöht (insb. Geldmarkt-Buchforderungen), jener der 
langfristigen um 1,1 Milliarden reduziert (insb. Anleihen). Insgesamt 
resultiert eine Nettozunahme von rund einer Milliarde.

Der Stand der Geldmarkt-Buchforderungen erhöhte sich um 2,4 Mil-
liarden, jener der Anleihen sank um 0,8 Milliarden. Aufgrund der 
weiterhin tiefen Zinsen veränderten sich die Marktwerte in die-
selbe Richtung wie die Nominalwerte. Bei den fixen Festgeldern 
liess die Schweizerische Exportrisikoversicherung (SERV) ihre 
fälligen Anlagen beim Bund auslaufen und erhöhte im Gegenzug 
aus Zinsüberlegungen den Bestand auf ihrem Depotkonto. Die 
negativen Wiederbeschaffungswerte beinhalten die derivativen Fi-
nanzinstrumente. Sie sanken vor allem durch die fälligen Fremd-
währungsterminkontrakte der Spezialgeschäfte (siehe auch 
Ziff. 62/33). Bei den Verbindlichkeiten gegenüber dem ETH-Bereich 
handelt es sich um Mittel, die von Dritten der ETH zugewendet 
wurden und die – zusammen mit Mitteln des Bundes – für die Fi-

nanzierung von ETH-Liegenschaften verwendet worden sind. Da 
diese Liegenschaften vollständig im Besitz des Bundes sind, wird 
gegenüber dem ETH-Bereich eine entsprechende Verbindlichkeit 
ausgewiesen. Die übrigen langfristigen Finanzverbindlichkeiten ha-
ben um 108 Millionen zugenommen. Davon beträgt der Anteil 
des Finanzierungsleasings für das Bundesverwaltungsgericht in 
St. Gallen 89 Millionen. Weiter stiegen die von Dritten mitfinan-
zierten ETH-Bauten von 9 auf 28 Millionen. 

Bilanzierung der Finanzverbindlichkeiten

Der Bilanzwert entspricht – mit Ausnahme der derivativen Finanzinstru-

mente – dem Nominalwert. Die derivativen Finanzinstrumente werden 

zu Marktwerten bilanziert und unter den Finanzanlagen (positiver Wie-

derbeschaffungswert; vgl. Ziff. 62/33) oder den Finanzverbindlichkeiten 

(negativer Wiederbeschaffungswert) geführt. Der Marktwert stellt den 

effektiven Wert per Stichtag dar. 

Finanzverbindlichkeiten

Mio. CHF Bilanzwert Marktwert Bilanzwert Marktwert

Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten 14 333 n.a. 16 435 n.a.

Geldmarktbuchforderungen 10 610 10 608 13 006 13 006
Geldmarktkredite – – – –
Fixe Festgelder – – – –
Variable Festgelder – – – –
Sparkasse Bundespersonal 3 155 n.a. 3 030 n.a.
Negative Wiederbeschaffungswerte 568 n.a. 399 n.a.

Langfristige Finanzverbindlichkeiten 82 032 n.a. 80 876 n.a.

Anleihen 80 049 96 369 79 290 95 714
Fixe Festgelder 1 880 1 925 1 370 1 399
Verbindlichkeit gegenüber ETH-Bereich 94 n.a. 99 n.a.
Übrige langfristige Finanzverbindlichkeiten 9 n.a. 117 n.a.

n.a.: nicht ausgewiesen

2011 2012

n.a.: nicht ausgewiesen	
Durchschnittliche Verzinsung: 	
– Geldmarkt-Buchforderungen, -kredite und Festgelder 2012: 0,19% (2011: 0,48%)	
– Sparkasse Bundespersonal 2012: 0,46% (2011: 1,21%) 	
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Offenlegung der ausstehenden Geldmarktschulden

Fälligkeit Emissions- Bilanzwert Marktwert
Mio. CHF Valoren-Nr. Aufnahme preis/Zins 2012 2012

Total 14 375,9 14 405,5

Geldmarktbuchforderungen 13 005,9 13 006,4
03.01.2013 3617986 04.10.2012 100,056 748,7 748,7
10.01.2013 3617948 12.01.2012 100,254 512,8 512,8
17.01.2013 3617988 18.10.2012 100,056 790,9 791,0
24.01.2013 3617989 25.10.2012 100,058 850,3 850,4
31.01.2013 3617990 01.11.2012 100,056 791,0 791,0
07.02.2013 3617991 08.11.2012 100,043 802,6 802,7
14.02.2013 3617992 15.11.2012 100,056 694,5 694,6
21.02.2013 3617980 23.08.2012 100,203 760,9 761,0
28.02.2013 3617994 29.11.2012 100,050 974,6 974,6
07.03.2013 3617995 06.12.2012 100,076 1 174,7 1 174,7
14.03.2013 3617996 13.12.2012 100,061 799,6 799,6
21.03.2013 3617997 20.12.2012 100,035 1 047,7 1 047,8
28.03.2013 3617998 27.12.2012 100,055 1 000,8 1 000,8
11.04.2013 3617987 11.10.2012 100,080 817,9 817,9
23.05.2013 3617993 22.11.2012 100,090 881,0 880,9
11.07.2013 3617974 12.07.2012 100,510 358,2 358,1

Festgelder 1 370,0 1 399,1
SERV
11.01.2013 12.01.2011 0,40% 150,0 150,6
14.01.2013 13.01.2010 0,61% 150,0 150,9
14.01.2013 14.07.2010 0,34% 100,0 100,3
10.04.2013 03.10.2008 2,00% 50,0 51,0
16.05.2013 14.01.2009 1,35% 100,0 101,3
16.10.2013 03.10.2008 2,12% 50,0 51,0
15.01.2014 28.11.2008 1,75% 30,0 31,0
15.01.2014 14.07.2010 0,52% 100,0 101,0
16.04.2014 03.10.2008 2,17% 50,0 52,1
15.05.2014 14.01.2009 1,50% 100,0 102,9
16.07.2014 03.12.2008 1,80% 30,0 31,1
16.07.2014 31.12.2008 1,55% 20,0 20,6
30.09.2014 27.02.2009 1,10% 40,0 40,8
15.10.2014 03.10.2008 2,24% 50,0 52,2
15.10.2014 13.10.2010 0,63% 50,0 50,6
15.01.2015 13.01.2010 1,00% 50,0 51,4
14.04.2015 14.04.2010 1,20% 100,0 103,4
13.07.2016 13.07.2011 0,84% 100,0 102,8

Skycare
19.12.2015 19.12.2003 2,75% 50,0 54,0
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O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6242-04-tab-dfi.xlsx

Fälligkeitsstruktur von Festgeldern, Geldmarktbuchforderungen und -krediten sowie Anleihen

Bilanzwert

1–3 3 Monate 1–5 Total
Mio. CHF < 1 Monat Monate – 1 Jahr Jahre > 5 Jahre 2012

Kurzfristig 3 694 7 255 2 057 – – 13 006

Fixe Festgelder – – – – – –
Variable Festgelder – – – – – –
GMBF 3 694 7 255 2 057 – – 13 006
Geldmarktkredite – – – – – –

Langfristig 400 6 900 200 26 290 46 870 80 660

Anleihen – 6 900 – 25 520 46 870 79 290
Fixe Festgelder 400 – 200 770 – 1 370

Bilanzwert

1–3 3 Monate 1–5 Total
Mio. CHF < 1 Monat Monate – 1 Jahr Jahre > 5 Jahre 2011

Kurzfristig 2 147 6 679 1 784 – – 10 610

Fixe Festgelder – – – – – –
Variable Festgelder – – – – – –
GMBF 2 147 6 679 1 784 – – 10 610
Geldmarktkredite – – – – – –

Langfristig 290 – 8 820 27 534 45 285 81 929

Anleihen – – 8 600 26 164 45 285 80 049
Fixe Festgelder 290 – 220 1 370 – 1 880

Nominalwert

Nominalwert

Fälligkeiten

Fälligkeiten

Offenlegung der ausstehenden Anleihen

Fälligkeit Freie Eigen- Bilanzwert Marktwert
Mio. CHF Valoren-Nr. Coupon Laufzeit Kündbarkeit quoten 2012 2012

Eidgenössische CHF Anleihen 4 152 79 289,7 95 713,8

11.02.2013 1037930 4,00% 2000–2013 – 280 6 900,2 7 172,3
06.01.2014 148008 4,25% 1994–2014 – – 4 608,4 5 003,6
09.11.2014 2313981 2,00% 2005–2014 – 215 1 691,3 1 769,7
10.06.2015 1238558 3,75% 2001–2015 – 70 4 239,3 4 752,4
12.03.2016 1563345 2,50% 2003–2016 – 190 6 713,8 7 408,7
12.10.2016 2285961 2,00% 2005–2016 – 300 2 666,8 2 882,7
05.06.2017 644842 4,25% 1997–2017 – 160 5 600,1 6 781,7
08.01.2018 1522166 3,00% 2003–2018 – 200 6 836,0 7 955,7
12.05.2019 1845425 3,00% 2004–2019 – 215 5 784,1 6 944,1
06.07.2020 2190890 2,25% 2005–2020 – 255 4 445,9 5 125,4
28.04.2021 11199981 2,00% 2010–2021 – 250 3 361,9 3 874,5
25.05.2022 12718101 2,00% 2011–2022 – 190 2 349,5 2 718,2
11.02.2023 843556 4,00% 1998–2023 – 60 4 497,7 6 195,7
11.06.2024 12718117 1,25% 2012-2024 – 250 697,1 751,5
27.06.2027 3183556 3,25% 2007–2027 – 395 1 633,9 2 204,7
08.04.2028 868037 4,00% 1998–2028 – – 5 612,5 8 301,4
22.06.2031 12718102 2,25% 2011–2031 – 182 1 436,4 1 777,0
08.04.2033 1580323 3,50% 2003–2033 – 40 3 592,7 5 350,6
08.03.2036 2452496 2,50% 2006–2036 – 300 2 700,4 3 584,9
27.06.2037 12718119 1,25% 2012-2037 – – 1 319,7 1 404,6
30.04.2042 12718116 1,50% 2012-2042 – 300 1 534,2 1 740,2
06.01.2049 975519 4,00% 1999–2049 – 300 1 068,0 2 014,2

Bei den Emissionen von Eidg. Anleihen kann sich der Bund soge-
nannte freie Eigenquoten reservieren. Je nach Marktlage können 

diese später am Markt platziert werden. Erst ab diesem Zeitpunkt 
erhöht sich die Verschuldung des Bundes. 
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43	 Rückstellungen

Der Rückstellungsbestand hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 
0,4  Milliarden erhöht. Verantwortlich für die Zunahme ist haupt-
sächlich die Verrechnungssteuer, bei welcher die mutmasslich noch 
eintreffenden Rückerstattungen für die abgelaufenen Geschäftsjah-
re um 0,5 auf 8,7 Milliarden gestiegen sind. Die übrigen namhaften 
Rückstellungen (Militärversicherung, Münzumlauf, Ferien und Über-
zeit) verzeichnen eine Bestandesabnahme.

Verrechnungssteuer
Die Bruttoeinnahmen liegen um 1,3 Milliarden unter dem Vor-
jahreswert. Allerdings sind auch die im Berichtsjahr geleisteten 
Abschlagsrückerstattungen stark rückläufig (-2,5 Mrd.), womit 
die Schlussabrechnungen der betroffenen Unternehmen höher 
ausfallen dürften. Unter dem Strich resultiert eine Erhöhung des 
Rückstellungsbedarfs um 500 Millionen. 

Die Rückstellung umfasst die in einem späteren Zeitpunkt zu er-
wartenden Rückerstattungsforderungen aus der Verrechnungs-
steuer, für welche bereits ein Ertrag aufgrund einer Erhebungsde-
klaration gebucht wurde. Gemäss Berechnungsmodell wird von 
den erfassten Bruttoeinnahmen jener Anteil abgezogen, welcher 
mutmasslich bereits im Berichtsjahr in Form von Rückerstat-
tungen wieder abgeflossen oder transitorisch erfasst worden ist. 
Ebenfalls zum Abzug gelangt ein Erfahrungswert für den als Rein-
ertrag beim Bund verbleibenden Anteil. Der Saldo entspricht dem 
Rückstellungsbedarf, der jenen Teil der Einnahmen widerspiegelt, 
welcher in den Folgejahren voraussichtlich in Form von Rücker-
stattungen geltend gemacht wird. Aufgrund der aktuell zur Verfü-
gung stehenden Informationen können nur die Rückerstattungs-
ausstände aus den Einnahmen des aktuellen Jahres ermittelt wer-
den. Ausstände aus den Einnahmen der Vorjahre bleiben bei der 
Bemessung der Rückstellung unberücksichtigt. 

Militärversicherung
Aufgrund der abnehmenden Anzahl der Rentenbezüger reduzier-
te sich der Rückstellungsbedarf für die voraussichtlichen Renten-
verpflichtungen im Vergleich zum Vorjahr um 76 Millionen. Ins-
gesamt wurden Rentenzahlungen in der Höhe von 111 Millionen 
geleistet, während die Rückstellung primär durch eingetretene 
Rentenfälle um 35 Millionen aufgestockt wurde. 

Die Suva führt im Auftrag des Bundes die Militärversicherung 
(MV) als eigene Sozialversicherung. Bei Eintritt eines Schaden-
falls, welcher den Versicherungsnehmer zu einer Rente der 
Militärversicherung berechtigt, sind die voraussichtlichen Ren-
tenverpflichtungen zurückzustellen. Für die Berechnung des 
Rückstellungsbedarfs werden versicherungsmathematische Ver-
fahren herangezogen. Dabei wird jede laufende Rente unter Be-
rücksichtigung der massgebenden Parameter kapitalisiert (z.B. 
Mortalität, Rentenbetrag, Teuerungsannahmen etc.). Die Höhe 
der Rückstellung wird jährlich neu berechnet. 	

Münzumlauf
Für die sich im Umlauf befindlichen Münzen wird eine Rück-
stellung geführt. Im Berichtsjahr wurde das Berechnungsmodell 
der Rückstellung überprüft. Demnach ist gestützt auf Erfah-
rungswerte aus dem Euroraum mit einem Schwundanteil von 
35 Prozent zu rechnen, weil auch nach Jahren nicht alle Mün-
zen an die SNB abgeliefert werden. Daraus resultiert eine Anpas-
sung des Rückstellungsbestandes (Auflösung) von 111 Millionen. 
Die Höhe der Rückstellungsbildung entspricht 65 Prozent des 
Nominalwertes der neu geprägten und an die SNB abgelieferten 
Münzen (62 Mio.). Umgekehrt wurden Münzen in der Höhe von 
8 Millionen zurückgenommen und vernichtet. Diese Rücknah-
men sind unter Verwendung der Rückstellung ausgewiesen.

Rückstellungen

Verrechnungs- Militärver- Ferien und
Mio. CHF Total steuer sicherung Münzumlauf Überzeit Übrige

Stand per 1.1. 12 778 8 200 1 510 2 077 263 728
Bildung (inkl. Erhöhung) 647 500 35 62 6 44
Auflösung -142 – – -111 -17 -14
Verwendung -124 – -111 -8 – -5

Stand per 31.12. 13 159 8 700 1 434 2 020 252 752
davon kurzfristig 297 – – – 252 45

Verrechnungs- Militärver- Ferien und
Mio. CHF Total steuer sicherung Münzumlauf Überzeit Übrige

Stand per 1.1. 13 892 9 300 1 557 2 024 277 734
Bildung (inkl. Erhöhung) 106 – 15 61 14 16
Auflösung -1 133 -1 100 – – -28 -5
Verwendung -87 – -62 -8 – -17

Stand per 31.12. 12 778 8 200 1 510 2 077 263 728
davon kurzfristig 301 – – – 263 38

2012

2011
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Zivile Bundesliegenschaften; 126 Millionen
Die Rückstellungen umfassen zur Hauptsache den Rückbau 
und die Entsorgung der im Zeitpunkt der Ausserbetriebnahme 
anfallenden Kosten von Kernanlagen (69 Mio.), die durch das 
Paul Scherrer Institut (PSI) betrieben werden. Die Kernanlagen 
sind Eigentum des Bundes. Weitere wesentliche Rückstellungen 
bestehen auf Grund von gesetzlichen Auflagen für bauliche An-
passungen an Erfordernisse des Brandschutzes, der Erdbebensi-
cherheit und der Beseitigung von Asbest. Im 2012 wurden Rück-
stellungen für Erdbebensicherheit und für Altlasten von 11 Mil-
lionen aufgelöst. Vom Gesamtbestand von 126  Millionen sind 
7 Millionen als kurzfristige Rückstellung ausgewiesen.

Radioaktive Abfälle; 53 Millionen
Die Entsorgung der radioaktiven Abfälle aus den Bereichen Me-
dizin, Industrie und Forschung (MIF-Abfälle) fällt in den Verant-
wortungsbereich des Bundes (Art. 33 Abs. 1 Kernenergiegesetz 
KEG vom 21.3.2003; SR 732.1). Die radioaktiven Abfälle werden 
unter Federführung des Bundesamtes für Gesundheit (BAG) in 
der Regel jährlich eingesammelt. Sammelstelle des Bundes ist 
das Paul Scherrer Institut (PSI), welches für die Konditionierung 
und Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle zuständig ist. Die 
Rückstellung dient den voraussichtlichen Kosten für die Zwi-
schenlagerung und der späteren Endlagerung. Die Rückstellung 
wird jährlich gestützt auf die neu eingesammelte Abfallmenge 
angepasst. Im Berichtsjahr fand aufgrund des geringen Zuwach-
ses des Abfallvolumens keine Anpassung statt. 

Sozialplankosten im Bereich Verteidigung; 20 Millionen
Die Rückstellung für die in den kommenden Jahren vorgesehe-
nen vorzeitigen Pensionierungen hat infolge geleisteter Sozi-
alplanzahlungen um 4 Millionen abgenommen (ausgewiesen 
unter Verwendung). Umgekehrt wurde eine Neubildung in glei-
cher Höhe vorgenommen. 

Pension Fund Eurocontrol; 13 Millionen
Für die Angestellten der Eurocontrol besteht seit 2005 ein Pen-
sionsfonds. Die Mitgliedstaaten der Eurocontrol haben sich ver-
pflichtet, während 20 Jahren den Fonds zu äufnen. Die durch 
die Mitgliedstaaten zu tilgende Gesamtverpflichtung verändert 
sich einerseits durch die geleisteten Zahlungen, andererseits 
durch die Anpassung des zur Berechnung des notwendigen Vor-
sorgekapitals verwendeten Diskontsatzes. Im Berichtsjahr belief 
sich die Einlage in den Pension Fund auf 1 Million (ausgewiesen 
unter Verwendung). Die Neuberechnung des notwendigen Ka-
pitals sowie die Veränderung des Wechselkurses führten zu einer 
Erhöhung der Rückstellung um 2 Millionen (ausgewiesen unter 
Bildung).

Ferien und Überzeit
Die Ferien- und Zeitguthaben des Bundespersonals haben ge-
genüber dem Bestand per Ende 2011 um 445 033 Stunden oder 
11,7 Prozent abgenommen. Der Rückgang verteilt sich über 
sämtliche Departemente und betrifft gut zwei Drittel aller Ver-
waltungseinheiten. Insgesamt belaufen sich die Ferien- und 
Zeitguthaben per Ende 2012 auf 3  354  054 Stunden (Vorjahr 
3 799 087 Std.) oder 252 Millionen. 

Die Guthaben haben seit 2008 erneut abgenommen (2011: 
-358 913 Stunden; 2010: -83 500 Stunden; 2009: -387 000 Stun-
den; 2008: -87  000 Stunden). Die neuerliche Abnahme dürfte 
wie schon in den Vorjahren auf den Beschluss des Bundesra-
tes vom 5.12.2008 über die Anpassung der Arbeitszeitmodelle 
zurückzuführen sein. Diese Anpassung der Arbeitszeitmodelle 
hatte unter anderem zum Ziel, den weiteren Zuwachs der Ferien- 
und Zeitguthaben zu bremsen bzw. zu stabilisieren. Die bundes-
weite Abnahme von 445 033 Stunden entspricht in Stellen aus-
gedrückt rund 210 Vollzeiteinheiten. Die Abnahme führt dazu, 
dass das durchschnittliche Zeitguthaben pro Vollzeitstelle heu-
te bei 2,5 Wochen liegt. Somit konnten mit den vom Bundesrat 
Ende 2008 beschlossenen Massnahmen die Zeitguthaben pro 
Vollzeitstelle innerhalb von vier Jahren um mehr als eine Woche 
verringert und die Verbindlichkeiten des Bundes insgesamt um 
41 Millionen gesenkt werden. 

Übrige Rückstellungen
Die wichtigsten Positionen bei den übrigen Rückstellungen ent-
fallen auf:

Ruhegehälter für Magistratspersonen; 275 Millionen
Magistratspersonen (Mitglieder des Bundesrates, ordentliche 
Richterinnen und Richter des Bundesgerichts sowie Bundes-
kanzler bzw. Bundeskanzlerin) sind nicht bei der PUBLICA 
versichert. Ihre berufliche Vorsorge besteht aus einem Ruhe-
gehalt nach dem Ausscheiden aus dem Amt sowie Hinterlas-
senenrenten. Die entsprechenden Rechtsgrundlagen finden 
sich im Bundesgesetz über Besoldung und berufliche Vorsor-
ge der Magistratspersonen vom 6.10.1989 (SR 172.121) und in 
der Verordnung der Bundesversammlung über Besoldung und 
berufliche Vorsorge der Magistratspersonen vom 6.10.1989 
(SR  172.121.1). Die Finanzierung der Ruhegehaltsordnung er-
folgt durch den Bund. Das nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen berechnete Deckungskapital beläuft sich auf 
275 Millionen. Der Rückstellungsbedarf wird alle fünf Jahre neu 
ermittelt, letztmals im Jahre 2010.

Militärische Bundesliegenschaften; 228 Millionen
Rückstellungen für bauliche Anpassungen auf Grund gesetzli-
cher Auflagen für Altlastensanierungen, Entwässerungen, Erd-
bebensicherheit und Stilllegungskosten. Im Berichtsjahr hat 
keine Veränderung der Rückstellung stattgefunden. Möglicher 
Eintretenszeitpunkt: 2013 bis 2023.
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44	 Spezialfonds im Eigenkapital

Das Vermögen der Spezialfonds hat netto um 24 Millionen abgenom-
men. Der Fonds für Regionalentwicklung verzeichnete einen Vermö-
gensabfluss (-41 Mio.), bei der Gottfried-Keller Stiftung resultiert eine 
Vermögenszunahme (+14 Mio.). Die übrigen Spezialfonds weisen nur 
geringfügige Veränderungen auf.

Fonds für Regionalentwicklung
Die Abnahme des Fonds um 41 Millionen ist auf folgende Grün-
de zurückzuführen: Geleistete à‑fonds-perdu Beiträge in der Hö-
he von 43 Millionen, eine Buchwertanpassung des Darlehens-
bestandes um 25 Millionen sowie Abschreibungen auf nicht 
einbringbaren Forderungen (1 Mio.) reduzieren das Fondsver-
mögen. Auf der anderen Seite führte die Alimentierung aus dem 
Bundeshaushalt (10 Mio.) sowie die Reduktion der Wertberichti-
gung (18 Mio.) zu einer Erhöhung des Fondsbestandes.

Das Vermögen des Fonds für Regionalentwicklung zur Finanzie-
rung der Investitionshilfedarlehen gemäss Bundesgesetz über die 
Regionalpolitik (SR 901.0) besteht aus Darlehen (717 Mio.) sowie 
aus flüssigen Mitteln (350 Mio.). Der Nominalwert der bilanzier-
ten Darlehen beläuft sich auf 859 Millionen (Vorjahr: 944 Mio.). 
Die Abnahme begründet sich durch den Minderbedarf seitens 
der Kantone, die weniger Darlehen gewährt haben. Die rück-
zahlbaren Darlehen sind grösstenteils unverzinslich und weisen 
Laufzeiten bis zu 25 Jahren auf. Deshalb werden sie gestützt auf 
die einschlägigen Bewertungsvorschriften mit 3 Prozent abdis-
kontiert. Der Barwert beträgt 726 Millionen. Zusätzlich bestehen 
Einzelwertberichtigungen für gefährdete Darlehen im Umfang 
von 9 Millionen. Der Buchwert beläuft sich somit auf 717 Milli-
onen. Die Veränderung der Wertberichtigung auf den Darlehen 
wird gegen das Eigenkapital (Spezialfonds) erfasst. 

Übrige Spezialfonds im Eigenkapital
Der Sozialfonds für Verteidigung und Bevölkerungsschutz (92 Mio.) 
dient der Unterstützung von Angehörigen der Armee und des 
Zivilschutzes in Erfüllung ihrer Wehr- und Schutzpflicht. Aus 
dem Unterstützungsfonds für das Bundespersonal (SR 172.222.023) 
werden subsidiär Personen in Notlage mit finanziellen Leistun-
gen begünstigt. Der Fonds Landschaft Schweiz (20 Mio.) dient der 
Erhaltung und Pflege von naturnahen Landschaften. Der Gott-
fried Keller-Stiftung wurde im Berichtsjahr die Liegenschaft für 
das Kloster St. Georgen in Stein am Rhein zugeschieden (Umbu-
chung innerhalb des Eigenkapitals von 14 Mio.). Das Museum 
war bereits in der Bundesbilanz aktiviert, wurde jedoch nicht als 
Vermögen des Spezialfonds ausgewiesen. Bei der Berset-Müller-
Stiftung kam es zu einer Wertanpassung auf einer Liegenschaft 
(1 Mio.), welche bis anhin mit einem zu tiefen Wert in der Fonds-
rechnung berücksichtigt war. 

Grundlagen zu den Spezialfonds

Spezialfonds sind Vermögen, die der Eidgenossenschaft von Dritten mit 

bestimmten Auflagen zugewendet wurden (z.B. Gottfried Keller-Stiftung) 

oder die auf Grund gesetzlicher Bestimmungen aus Voranschlagskrediten 

stammen (z.B. Fonds für Regionalentwicklung). 

Die Finanzierung von Aktivitäten aus Mitteln der Spezialfonds bildet – 

im Gegensatz zu den Spezialfinanzierungen – nicht Gegenstand der 

Kreditsprechung. Ausgaben und Einnahmen werden nicht über die Er-

folgsrechnung, sondern direkt über Bilanzkonten abgewickelt. 

Spezialfonds werden in der Regel im Eigenkapital ausgewiesen. Die Vo-

raussetzung dafür ist, dass die zuständige Verwaltungseinheit über Art 

und Zeitpunkt der Mittelverwendung weitgehend frei bestimmen kann. 

Ist diese Voraussetzung nicht erfüllt, werden die Spezialfonds im Fremd-

kapital bilanziert (Ziff. 62/9).

Mio. CHF
Differenz zu 2011

absolut %2011 2012

Spezialfonds

1 278 8,1-103 1 -24Spezialfonds
540 7,5015 29Flüssige Mittel der Fonds
738 7,6-197 -53Anlagen der Fonds

1 067 7,3-901 1 -41Fonds für Regionalentwicklung - IHG
92 3,0-39 0Sozialfonds für Verteidigung & Bevölkerungsschutz
28 4,082 0Unterstützungsfonds für das Bundespersonal
20 7,8171 3Fonds Landschaft Schweiz
19 9,5725 14Gottfried Keller-Stiftung
15 7,0-51 0Tabakpräventionsfonds

7 7,1-7 0Centre Dürrenmatt
6 5,725 1Berset-Müller-Stiftung
6 4,06 0Rätzer-Invalidenfonds

1717Übrige 0 -1,4
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45	 Verpflichtungen gegenüber Sonderrechnungen

Die Verpflichtungen gegenüber dem Infrastrukturfonds haben sich um 
379 Millionen reduziert. Der Fonds hat im Berichtsjahr mehr Mittel 
verwendet, als ihm in Form der jährlichen Einlage zufliessen.

Unter dieser Position wird die Verpflichtung gegenüber dem In-
frastrukturfonds bilanziert. Die durch den Infrastrukturfonds 
im 2012 beanspruchten Mittel (1307 Mio.) für Vorhaben im Be-
reich der Nationalstrassen und der Agglomerationen liegen um 
379 Millionen über der jährlichen Einlage von 928 Millionen (sie-
he auch Band 4, Sonderrechnungen).

Differenz zu 2011
absolut %2011 2012Mio. CHF

Verpflichtungen gegenüber Sonderrechnungen

1 754 -17,8-3792 133Verpflichtungen gegenüber Sonderrechnungen

Infrastrukturfonds 1 754 -3792 133 -17,8
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63	 Weitere Erläuterungen

1	 Eventualverbindlichkeiten

Die Unterdeckung bei den «Vorsorgeverpflichtungen und übrigen 
Leistungen an Arbeitnehmende» (gemäss IPSAS 25) reduzierte sich 
um 1,2 auf 6,5 Milliarden. Dies ist in erster Linie auf den positiven 
Anlageerfolg beim Vorsorgevermögen zurückzuführen. Die weiteren 
Eventualverbindlichkeiten steigen um 1,7 auf 19,5 Milliarden an. Der 
grösste Zuwachs ist bei den Garantieverpflichtungen zu Gunsten in-
ternationaler Entwicklungsbanken zu verzeichnen. 

Vorsorgeverpflichtungen und übrige Leistungen an Ar-
beitnehmende

Aus der Gegenüberstellung der gesamten Vorsorgeverpflichtun-
gen und des Vorsorgevermögens zu Marktwerten resultierte per 
31.12.2012 eine Unterdeckung bzw. Nettovorsorgeverpflichtung von 
6,5 Milliarden. Werden lediglich die kapitalgedeckten Vorsor-
geverpflichtungen dem Vermögen zu Marktpreisen gegenüber-
gestellt, so beläuft sich die Unterdeckung gemäss IPSAS 25 auf 
5,8 Milliarden.

Von den Vorsorgeverpflichtungen der zentralen Bundesverwaltung 
entfallen 28,8 Milliarden auf das PUBLICA Vorsorgewerk Bund 
(kapitalgedeckte Vorsorgeverpflichtungen) und 0,7  Milliarden 
auf die übrigen langfristigen Arbeitnehmerleistungen (nicht ka-
pitalgedeckte Vorsorgeverpflichtungen). Im Total erhöhte sich 
der Barwert der Vorsorgeverpflichtungen im Geschäftsjahr 2012 
von 29 159 Millionen auf 29 421 Millionen. 

Das Vorsorgevermögen des Vorsorgewerkes Bund ist zu Marktwer-
ten bewertet. Zur Verfügung standen die provisorischen Vermö-
genswerte per 31.12.2012. Das Vorsorgevermögen erhöhte sich 
von 21,4 auf 22,9 Milliarden.

Nach der Definition gemäss Anhang zur Verordnung über 
die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
(BVV  2) beträgt der Deckungsgrad für das Vorsorgewerk Bund 
per 31.12.2012 105,1  Prozent (provisorische Angaben). Dabei 
wird das Vorsorgevermögen dem versicherungstechnisch not-
wendigen Vorsorgekapital (Spar- und Deckungskapitalien der 
aktiv Versicherten bzw. der Rentenbezüger) einschliesslich der 
notwendigen technischen Rückstellungen (z.B. für steigende 
Lebenserwartung) gegenüber gestellt. Der Grund für die Diffe-
renz zwischen der Deckungslücke nach IPSAS und der deutlich 
geringeren Unterdeckung nach BVV 2 liegt darin, dass IPSAS 25 
Vorsorgeverpflichtungen mit einer dynamischen Bewertungs-
methode (d.h. einschliesslich künftiger Lohn- und Rentener-
höhungen usw.) und mit Hilfe eines kapitalmarktorientierten 
Diskontierungssatzes berechnet werden, während die Vorsorge-
kapitalien gemäss BVV 2 statisch und mit einem langfristig ge-
glätteten Diskontierungssatz gerechnet werden.

Entwicklung der Vorsorgeverpflichtungen
Die gesamthafte Veränderung der Verpflichtungen von 
1232 Millionen setzt sich zusammen aus dem Nettovorsorgeauf-
wand, den sofort zu erfassenden versicherungsmathematischen 
Gewinnen und Verlusten und den Beiträgen des Arbeitgebers 
(vgl. Tabelle «Entwicklung der Verpflichtungen»).

Der Nettovorsorgeaufwand der zentralen Bundesverwaltung im 
Jahr  2012 beträgt 282  Millionen (vgl. Tabelle «Nettovorsorge-
aufwand/-gewinn»). Der reguläre Nettovorsorgeaufwand ent-
spricht im Wesentlichen der Differenz zwischen dem so ge-
nannten Dienstzeitaufwand (Barwert der Verpflichtung, welche 
auf die vom Arbeitnehmenden in der Berichtsperiode erbrachte 

Vorsorgeverpflichtungen und übrige Leistungen an Arbeitnehmende

Mio. CHF 2011 2012 absolut %

Barwert der kapitalgedeckten Vorsorgeverpflichtungen -28 453 -28 752 -299 1,1
Vorsorgevermögen zu Marktwerten 21 423 22 917 1 494 7,0

Kapitalgedeckte Nettovorsorgeverpflichtungen -7 030 -5 835 1 195 -17,0
Barwert der nicht kapitalgedeckten Vorsorgeverpflichtungen -706 -669 37 -5,2

Total  Nettovorsorgeverpflichtungen -7 736 -6 504 1 232 -15,9

Differenz zu 2011

O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6301-04-tab-dfi.xlsx

Entwicklung der Verpflichtungen

Mio. CHF 2011 2012 absolut %

Stand 1.1. -3 525 -7 736 -4 211 119,5
Nettovorsorgeaufwand / -gewinn -447 -282 165 -36,9
Sofort zu erfassender Betrag -4 340 898 5 238 -120,7
Arbeitgeberbeiträge 576 616 40 6,9

Stand 31.12. -7 736 -6 504 1 232 -15,9

Differenz zu 2011
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Arbeitsleistung entfällt) und dem Zinsaufwand für die akkumu-
lierten Vorsorgeverpflichtungen einerseits und der erwarteten 
Rendite der Vermögensanlage anderseits. 

Der sofort zu erfassende Betrag beläuft sich für 2012 auf 898 Milli-
onen. Er umfasst alle Änderungen oder Abweichungen von den 
versicherungstechnischen Annahmen. Bei der Bewertung der 
Vorsorgeverpflichtungen per 31.12.2012 wurde der Diskontie-
rungssatz an die aktuellen Renditen für Bundesobligationen mit 
einer Laufzeit von 20 und mehr Jahren angepasst. Neu beträgt 
er 1,15 Prozent, gegenüber 1,25 Prozent im Vorjahr (vgl. Tabelle 
«Versicherungstechnische Annahmen»). Durch die Anpassung 
dieser Parameter hat sich die Vorsorgeverpflichtung um 204 
Millionen erhöht (Verlust aufgrund veränderter Annahmen). 
Umgekehrt war der Vermögenszuwachs der Publica um rund 
1,1 Milliarden besser als erwartet, was die erwartete Rendite des 
Anlagevermögens im gleichen Umfang erhöht (Gewinn auf-
grund veränderter Annahmen).

Die bezahlten Arbeitgeberbeiträge betragen im Geschäftsjahr 
2012 insgesamt 616 Millionen. Sie entsprechen der Summe der 
reglementarisch festgelegten Spar- und Risikobeitragszahlungen 
für die aktiven Versicherten, welche aufgrund der Beitragsstaffe-
lung des Vorsorgewerks Bund mit zunehmendem Alter des Ver-
sicherten in Prozent des versicherten Lohnes stark ansteigen. 
Der nach der PUC-Methode ermittelte laufende Dienstzeitauf-
wand beträgt 620 Millionen. Die PUC-Methode basiert auf an-
deren versicherungsmathematischen Annahmen, wie erwartete 
Austritte, künftige Verzinsungen der Alterssparguthaben oder 
Salärerhöhungen sowie auf einer Verteilung des Vorsorgeauf-
wands über die gesamte Beschäftigungsdauer.

Umfang und Berechnung der Vorsorgeverpflichtungen
Unter Vorsorgeverpflichtungen der zentralen Bundesverwal-
tung werden Verpflichtungen aus Vorsorgeplänen verstanden, 
welche Leistungen für Ruhestand, Todesfall oder Invalidität 
vorsehen. Die Vorsorgeverpflichtungen werden nach den Me-
thoden von IPSAS 25 bewertet. In Abweichung zu IPSAS 25 wer-
den diese Verpflichtungen nicht als Rückstellungen, sondern 
als Eventualverbindlichkeiten im Anhang zur Jahresrechnung 
ausgewiesen. 

Sämtliche Mitarbeitende der zentralen Bundesverwaltung sind 
je nach Lohnklasse in einem der drei Vorsorgepläne des Vorsor-
gewerks Bund bei der PUBLICA versichert. Diese Pläne werden 
gemäss IPSAS 25 aufgrund der reglementarischen Leistungs-
versprechen als leistungsorientierte Vorsorgepläne qualifiziert. 
Zusätzlich zu den Leistungen des Vorsorgewerks Bund wurden 
die folgenden übrigen langfristigen Arbeitnehmerleistungen im 
Rahmen der IPSAS 25 Bewertungen berücksichtigt:
•	 Treueprämie gemäss Artikel 73 der Bundespersonalverord-

nung (BPV);
•	 Vorruhestandsleistungen für Bedienstete in besonderen 

Dienstverhältnissen gemäss Artikel 33 und 34 BPV;
•	 Leistungen bei vorzeitiger Pensionierung im Rahmen von 

Umstrukturierungen gemäss Artikel 105 BPV.

Der Barwert der Vorsorgeverpflichtungen per 31.12.2012 wurde 
auf der Basis des Versichertenbestandes im Vorsorgewerk Bund 
per 30.11.2011 berechnet und auf Ende 2012 fortgeschrieben. Die 
versicherungstechnischen Annahmen (vgl. Tabelle) wurden per 
31.12.2012 festgelegt. 

O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6301-03-tab-dfi.xlsx

Nettovorsorgeaufwand/-gewinn

Mio. CHF 2011 2012 absolut %

Laufender Dienstzeitaufwand des Arbeitgebers (netto) 434 620 186 42,9
Zinsaufwand 512 355 -157 -30,7
Erwartete Rendite auf Vermögen -745 -685 60 -8,1
Erfasster Nettogewinn der langfristigen Mitarbeiterleistungen 77 -8 -85 -110,4
Amortisation von nicht erfassten Positionen 169 – -169 -100,0

Regulärer Nettovorsorgeaufwand 447 282 -165 -36,9
Ausserordentlicher Nettovorsorgeaufwand/-gewinn (Curtailment) – – – n.a.

Nettovorsorgeaufwand/-gewinn 447 282 -165 -36,9

n.a.: nicht ausgewiesen

Differenz zu 2011

Versicherungstechnische Annahmen

2011 2012

Diskontierungssatz 1,25% 1,15%
Erwartete langfristige Rendite des Vorsorgevermögens 3,25% 3,00%
Erwartete Lohnentwicklung 1,50% 1,30%
Erwartete Rentenanpassungen 0,15% 0,10%
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Die Bewertung der Vorsorgeverpflichtungen erfolgte mit der 
«Projected Unit Credit Method» (PUC) durch externe versiche-
rungsmathematische Experten. Demgemäss entspricht der Wert 
der Vorsorgeverpflichtung am Bewertungsstichtag dem Barwert 
des bis zum Stichtag erworbenen Anspruchs. Massgebende Pa-
rameter sind unter anderem die Versicherungsdauer, der vor-
aussichtliche Lohn beim Altersrücktritt sowie die periodische 
Anpassung der laufenden Renten an die Teuerung. Die Äufnung 
des voraussichtlichen Deckungskapitals auf den Zeitpunkt des 
Altersrücktritts erfolgt bei der PUC-Methode nicht gestaffelt, 
sondern gleichmässig über die Anzahl der zu leistenden Dienst-
jahre.

Zu den weiteren Eventualverbindlichkeiten zählen Bürgschaf-
ten, Garantieverpflichtungen, offene Rechtsfälle und übrige 
Eventualverpflichtungen (vgl. Tabelle).

Die Bürgschaften setzen sich wie folgt zusammen:

•	 Der Bund bürgt im Rahmen einer Staatsgarantie gegenüber 
der EUROFIMA (Rollmaterialfinanzierungsgesellschaft der 
europäischen Staatsbahnen) für der SBB gewährte Darlehen. 
Die Kreditlinie der SBB bei der EUROFIMA beträgt maximal 
5400 Millionen. Zusätzlich bürgt der Bund für das von der 
SBB nicht einbezahlte Aktienkapital in der Höhe von 104 Mil-
lionen. Das Total der ausgewiesenen Eventualverbindlichkeit 
EUROFIMA beträgt demnach 5504 Millionen. Die Bürgschaft 
gegenüber der EUROFIMA ist im Band 2A, Ziffer 9 nicht aufge-
führt, da deren Ursprung vor die Einführung des Instruments 
«Verpflichtungskredit» zurückgeht.

•	 Der soziale Wohnungsbau wird indirekt durch die Vergabe von 
Bürgschaften subventioniert. Der Bund verbürgt Nachgangs-
hypotheken natürlicher Personen für die Wohnbauförderung 
nach Artikel 48 des Wohnbau- und Eigentumsförderungsge-
setzes (WEG; SR 843). Zudem kann er Bürgschaften an Organi-
sationen des gemeinnützigen Wohnungsbaus nach Artikel 51 

Weitere Eventualverbindlichkeiten

Mio. CHF 2011 2012 absolut %

3,9656 1984 91338 71netiekhcildnibrevlautnevE eretieW

Bürgschaften 9 906 10 367 461 4,7
9,02003 1925 7922 6negnuthcilfpreveitnaraG

Rechtsfälle 341 217 -124 -36,4
4,191673 1753 1netiekhcildnibrevlautnevE egirbÜ

Differenz zu 2011

Definition der Eventualverbindlichkeiten

Eine Eventualverbindlichkeit ist entweder:

•	 eine mögliche Verpflichtung aus einem vergangenen Ereignis, deren 

Existenz erst durch ein zukünftiges Ereignis bestätigt werden muss. 

Der Eintritt dieses Ereignisses kann nicht beeinflusst werden (z.B. Bürg-

schaften); oder

•	 eine gegenwärtige Verbindlichkeit aus einem vergangenen Ereignis, die 

aufgrund der geringen Wahrscheinlichkeit oder mangels zuverlässiger 

Messbarkeit nicht bilanziert werden kann (Kriterien für die Verbuchung 

einer Rückstellung sind nicht erfüllt, z.B. offener Rechtsstreit mit gerin-

ger Verlustwahrscheinlichkeit).

Eventualverbindlichkeiten stammen aus artgleichen Geschäftsvorfällen 

wie Rückstellungen (fehlende Gegenleistung durch den Dritten), wobei 

jedoch noch keine gegenwärtige Verpflichtung besteht und die Eintre-

tenswahrscheinlichkeit eines Mittelabflusses unter 50 Prozent liegt.

WEG vergeben. Schliesslich tritt er als Bürge für Anleihen ge-
meinnütziger Emissionszentralen auf, sofern diese mit den so 
beschaffenen Mitteln Darlehen zur Förderung von preisgüns-
tigem Wohnraum ausrichten (Art. 35 Wohnraumförderungs-
gesetz WFG; SR 842). Insgesamt belaufen sich die Bürgschaf-
ten auf 2547 Millionen (+60 Mio.). 

•	 Zwecks Beschaffung von zinsgünstigen Betriebsmitteln im 
öffentlichen Verkehr gewährt der Bund eine Staatsgarantie 
zugunsten aller konzessionierten Transportunternehmen (KTU). 
Der hierfür von den eidg. Räten gesprochene Rahmenkredit 
beläuft sich auf 11 Milliarden. Davon werden durch die Ver-
waltung tranchenweise Garantieerklärungen zu Gunsten der 
KTU vergeben. Das Total der unterzeichneten Garantieerklä-
rungen beläuft sich auf 1064 Millionen.

•	 Im Bereich der wirtschaftlichen Landesversorgung besteht ein 
Bürgschaftskredit über 741 Millionen für die Sicherung eines 
ausreichenden Bestandes an Hochseeschiffen unter Schweizer 
Flagge (BBl 1992 1004) sowie Garantien von Bankdarlehen in 
der Höhe von 369 Millionen zur erleichterten Finanzierung 
der Pflichtlagerhaltung gemäss Artikel 11 des Bundesgesetzes 
über die wirtschaftliche Landesversorgung (LVG; SR 531).
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•	 Die übrigen Bürgschaften in der Höhe von 143 Millionen be-
treffen die Standortförderung resp. Regionalpolitik, u.a. ge-
mäss Artikel 5 des Bundesgesetzes über die Finanzhilfen an 
gewerbeorientierte Bürgschaftsorganisationen (SR 951.25).

In den Garantieverpflichtungen sind enthalten:

•	 Garantiekapitalien von insgesamt 5912 Millionen bestehend 
bei folgenden Entwicklungsbanken und Organisationen: 
Asiatische, Interamerikanische und Afrikanische Entwick-
lungsbank, Multilaterale Investitions-Garantieagentur, Inter-
nationale Bank für Wiederaufbau- und Entwicklung, Kredit-
garantie «Media Development Loan Fund», Europäische Bank 
für Wiederaufbau- und Entwicklung, Entwicklungsbank des 
Europarates.

•	 Kreditgarantien von 1387 Millionen gegenüber der Schwei-
zerischen Nationalbank (SNB) für Darlehen, welche sie im 
Rahmen der erweiterten Strukturanpassungsfazilität dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF) gewährt. Die offenen 
Darlehen gegenüber dem IWF belaufen sich per Stichtag auf 
436  Millionen. Der Bund garantiert im Weiteren für einen 
Kredit von 230 Millionen, welchen die Gemeinsame Einrich-
tung für den Vollzug der internationalen Leistungsaushilfe 
im Bereich der Krankenversicherung aufgenommen hat.

In den Rechtsfällen sind enthalten:

•	 Für allfällige Rückerstattungen im Bereich der LSVA wird ei-
ne Eventualverbindlichkeit von 145 Millionen geführt. Rund 
3000 Fahrzeughalter haben gegen die per 1.1.2008 erfolgte 
und um ein Jahr aufgeschobene Rückstufung der EURO-
3-Fahrzeuge in die nächst höhere Abgabekategorie bei der 
Eidg. Oberzolldirektion OZD Einsprache geführt. Das Bun-
desverwaltungsgericht hat die Beschwerden am 20.8.2010 ab-
gewiesen. Die Beschwerdeführer haben den Entscheid an das 
Bundesgericht weitergezogen. Mit Urteil vom 17.12.2011 hat 
das Bundesgericht die Beschwerden der Fahrzeughalter gutge-
heissen und die Sache an das Bundesverwaltungsgericht zur 
Neubeurteilung zurückgewiesen. Mit Urteil vom 22.10.2012 
hat das Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde der Fahr-
zeughalter gutgeheissen. Dieses Urteil wurde von der Eidg. 
Oberzolldirektion an das Bundesgericht weitergezogen. Der 

Ausgang des Verfahrens ist offen. Wird diese Abklassierung 
nicht gutgeheissen, müssten für die Jahre 2009, 2010, 2011 
und 2012 total 145 Millionen rückerstattet werden. Der Be-
trag ist so bemessen, dass nur jene Fahrzeughalter entschädigt 
würden, welche Einsprache gegen die Veranlagungsverfügung 
eingereicht haben. 

•	 Des Weiteren besteht ein Rechtsstreit über 65 Millionen we-
gen einer Patentverletzung. Die Klägerin ist der Ansicht, dass 
der Bund durch das von ihm betriebene System der Erhebung 
der LSVA ihr Patent verletzt, was vom Bund bestritten wird.

Die übrigen Eventualverbindlichkeiten beinhalten hauptsächlich 
mögliche Geldabflüsse im Liegenschaftsbereich. Die wichtigs-
ten Positionen entfallen auf Umweltkosten infolge Altlasten 
(656 Mio.), die Herstellung der Gesetzeskonformität in den Be-
reichen Entwässerungsinfrastruktur, Wasserversorgung, Erdbe-
bensicherheit (608 Mio.) sowie auf Stilllegungs- und Rückbau-
kosten im Bereich der militärischen Liegenschaften (42 Mio.). 
Ebenfalls ist unter den übrigen Eventualverbindlichkeiten die 
anteilige Personalvorsorgeverpflichtung der Schweiz gegen-
über Eurocontrol (70 Mio.) ausgewiesen. Im Gegensatz zu den 
altrechtlichen Vorsorgeverpflichtungen vor 2005, welche über 
20 Jahre von den Mitgliedstaaten amortisiert werden und des-
halb beim Bund zurückgestellt sind, besteht für die nach IAS 19 
berechneten Vorsorgeverpflichtungen kein Abzahlungsplan der 
Mitgliedstaaten.

Bürgschaften und Garantieverpflichtungen

Für Bürgschaften und Garantieverpflichtungen ist ein von den eidg. 

Räten genehmigter Verpflichtungskredit notwendig. Damit wird die 

maximale Höhe von Bürgschaften und Garantieverpflichtungen festge-

legt. Ob effektiv Zahlungen nötig werden, hängt vom Gegenstand der 

Bürgschaft bzw. der Garantieverpflichtung ab. So bewilligten die eidg. 

Räte seit 1959 Bürgschaften für die Hochseeschifffahrt, ohne dass je 

eine Bürgschaft fällig wurde bzw. Zahlungen erfolgten. Hingegen be-

zahlt der Bund u.a. für die Wohnbauförderung und das gewerbliche 

Bürgschaftswesen jährlich mehrere Millionen für fällige Bürgschaften.  

 

Verpflichtungen aus Garantien und Bürgschaften sind in der Tabelle der be-

willigten, laufenden Verpflichtungskredite (Band 2A, Ziff. 9) ausgewiesen. 
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2	 Eventualforderungen

Die Eventualforderungen aus der direkten Bundessteuer haben sich im 
Vergleich zum Vorjahr nicht verändert. 

Nicht bilanzierte Forderungen aus der direkten Bundessteuer (DBST) 
(ohne Kantonsanteile von 17 %): Die direkte Bundessteuer wird 
ex post erhoben und erst im auf das Steuerjahr folgenden Jahr 
fällig. Die Verbuchung der Einnahmen erfolgt beim Bund zum 
Zeitpunkt der Ablieferung der Bundesanteile durch die Kantone 
(Kassaprinzip). Würde die DBST auf Ende 2012 aufgehoben, wä-
re in den Folgejahren noch mit schätzungsweise 18,5 Milliarden 
Einnahmen zu rechnen. Diese Guthaben sind dem Bund per Ge-
setz geschuldet. Eine Bilanzierung sämtlicher Forderungen bis 
und mit Steuerjahr 2012 ist allerdings nicht möglich, weil diese 
zum Stichtag noch nicht vorliegen. Aus diesem Grund werden 
die geschätzten ausstehenden Guthaben als Eventualforderung 
ausserhalb der Bilanz ausgewiesen. Ihre Höhe entspricht den 
noch zu erwartenden Eingängen. Die Schätzung berücksichtigt, 
dass die Eingänge aus der DBST für ein bestimmtes Steuerjahr 
über mehrere Jahre hinweg stattfinden. Der Hauptteil (rund 
75 %) wird im auf das Steuerjahr folgenden «Hauptfälligkeits-
jahr» vereinnahmt. In den darauf folgenden Jahren werden im-
mer geringere Beträge für das betreffende Steuerjahr eingenom-
men. Per 31.12.2012 verfügt der Bund somit über Forderungen 
aus mehreren Steuerjahren (2012 und früher). Diese Guthaben 
entsprechen zu einem grossen Teil den für das Kalenderjahr 
2013 veranschlagten Einnahmen von 15,8 Milliarden (ohne 

Kantonsanteile von 17 %). In den darauf folgenden Jahren sind 
daher aus früheren Steuerjahren noch weitere Eingänge zu er-
warten. Die Eventualforderung bleibt im Vergleich zum Vorjahr 
unverändert bei 18,5  Milliarden. Die Vorauszahlungen haben 
sich stabilisiert und die geschätzten Erträge bewegen sich auf 
konstantem Niveau. 

In den übrigen Eventualforderungen sind einerseits Verfügungen 
für Bussen der Wettbewerbskommission ausgewiesen, welche 
von der Drittpartei innerhalb der zulässigen Frist bestritten wur-
den und nun gerichtlich geklärt werden (202 Mio.). Andererseits 
ist die Umwandlung des gewährten Darlehens von 63 Millionen 
an die Immobilienstiftung für internationale Organisationen 
(FIPOI) zum Bau des Internationalen Konferenzzentrums von 
Genf (CICG) in eine Subvention gemäss Beschluss des Parla-
ments vom 28.5.1980 enthalten. Im Falle einer Liquidation der 
FIPOI würde dieser Betrag wieder dem Bund zufallen. 

Definition der Eventualforderung

Eine Eventualforderung ist eine mögliche Vermögensposition aus einem 

vergangenen Ereignis, deren Existenz erst durch ein zukünftiges Ereignis 

bestätigt werden muss. Der Eintritt dieses Ereignisses kann nicht beeinflusst 

werden. Neben den Eventualforderungen werden auch nicht bilanzierte 

Guthaben des Bundes unter dieser Position ausgewiesen.

Eventualforderungen

Mio. CHF 2011 2012 absolut %

Eventualforderungen 18 600 18 769 169 0,9

Nicht bilanzierte Forderungen aus der direkten Bundessteuer 18 500 18 500 0 0,0
Übrige Eventualforderungen 100 269 169 169,0

Differenz zu 2011
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3	 Finanzielle Zusagen und übrige gebundene Ausgaben

O:\Div-daten\FBE\RG\Layout\Tab_manuell_Resys\Band_1\F_RG1-6303-01-tab-dfi.xlsx

Finanziellen Zusage / gebundene Ausgaben 

Mio. CHF 31.12.2011 31.12.2012 2013 später absolut %

Finanzielle Zusagen und übrige gebundene Ausgaben 149 588 149 045 38 716 110 330 -543 -0,4
in % der budgetierten ordentlichen Ausgaben 60

Finanzielle Zusagen 97 511 97 948 26 814 71 135 437 0,4

Finanzielle Zusagen mit fester Laufzeit 17 565 17 023 7 333 9 690 -542 -3,1
Verpflichtungs- und Jahreszusicherungskredite 17 487 16 969 7 320 9 649 -518 -3,0
Abwasser und Abfallanlagen 78 54 13 41 -24 -30,8

Finanzielle Zusagen ohne Endlaufzeit 79 946 80 925 19 481 61 445 979 1,2
Sozialversicherungen 65 707 66 409 15 944 50 465 702 1,1
Finanzausgleich 12 856 13 065 3 178 9 887 209 1,6
Pflichtbeiträge an internationale Organisationen 1 383 1 451 359 1 093 68 4,9

Übrige Ausgaben mit hoher Gebundenheit 52 077 51 097 11 902 39 195 -980 -1,9

Zinsausgaben 10 989 9 963 2 194 7 769 -1 026 -9,3
Anteile Dritter an Bundeserträgen 38 077 38 122 8 963 29 159 45 0,1
Sonstige gebundene Ausgaben 3 011 3 012 745 2 267 1 0,09 598

Hinweis: Bei den «Finanziellen Zusagen ohne Endlaufzeit» sowie den «übrigen Ausgaben mit hoher Gebundenheit» werden zukünftige Verbindlichkeiten für einen

Zeitraum von 4 Jahren ausgewiesen.

Differenz zu 31.12.2011davon fällig

Die finanziellen Zusagen belaufen sich auf 97,9 Milliarden per En-
de 2012. Weitere 51,1 Milliarden stammen aus übrigen zukünftigen 
Ausgaben mit hoher Gebundenheit. Davon werden 38,7 Milliarden im 
Jahr 2013 fällig, d.h. 60 Prozent des Bundeshaushalts sind durch ge-
setzliche Vorgaben, Verträge, Leistungsvereinbarungen sowie Fremd-
kapitalzinsen gebunden und damit kurzfristig nicht beeinflussbar. 

Finanzielle Zusagen
Mit dem Ausweis der finanziellen Zusagen wird offen gelegt, wel-
che zukünftigen Zahlungen für den Bund aufgrund von bereits 
vorliegenden Zusagen sicher eintreten werden und in welchem 
Umfang sich diese in den Folgejahren auf die Bundesfinanzen 
niederschlagen.

Finanzielle Zusagen entstehen einerseits aus Verträgen, Verfü-
gungen und Leistungsvereinbarungen gegenüber Dritten. In 
diesen Fällen sind die Zusagen auf eine bestimmte Laufzeit be-
schränkt. Für solche Vorhaben sind vorgängig Verpflichtungs-
kredite zu beantragen.

Finanzielle Zusagen lassen sich andererseits direkt aus dem Ge-
setz ableiten. Solche Zusagen haben in der Regel keine feste Lauf-
zeit. Eine finanzielle Zusage liegt nur vor, wenn das Gesetz die 
Betragshöhe verbindlich vorschreibt. Anteile Dritter an Bundes-
erträgen werden jedoch unter den übrigen Ausgaben mit hoher 

Gebundenheit ausgewiesen, da eine Verpflichtung erst bei der 
Vereinnahmung der entsprechenden Erträge entsteht. Werden 
Beiträge auf Verordnungsstufe festgelegt, liegt keine finanzielle 
Zusage vor, da eine Verordnung kurzfristig durch den Bundes-
rat – z.B. im Rahmen eines Sparprogramms – angepasst werden 
kann. 

Übrige Ausgaben mit hoher Gebundenheit
Um einen vollständigen Überblick über die Ausgabenbindung 
zu ermöglichen, werden auch jene Posten ausgewiesen, welche 
gemäss IPSAS nicht zu den finanziellen Zusagen zählen, aber 
eine hohe Gebundenheit aufweisen. Darunter fallen:

•	 Verpflichtungen, welche bereits in Form einer Rückstellung 
bilanziert sind (Militärversicherung) oder an anderer Stelle im 
Anhang erwähnt werden (Passivzinsen).

•	 Verpflichtungen aus Anteilen Dritter an Bundeserträgen 
(zweckgebundene Einnahmen), welche erst mit der Realisati-
on der Fiskalerträge entstehen.

•	 Verpflichtungen für Unterbringungsbeiträge an dezentrale 
Verwaltungseinheiten (z.B. ETH-Bereich), welche gleichzeitig 
als Einnahmen erfasst werden.
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4	 Nahestehende Personen 

Die Transaktionen mit nahestehenden Einheiten bewegen sich im 
Rahmen des Vorjahres. Die wichtigsten Veränderungen betreffen die 
Beiträge an den Infrastrukturfonds sowie die Beiträge an die Aus-
gleichsfonds der AHV, IV und EO sowie den ALV-Fonds.  

Mit Ausnahme der Subventionsbeiträge, der Anteile Dritter an 
Bundeserträgen sowie der unverzinslichen Darlehen gegen-
über den SBB, der BLS Netz AG sowie der SIFEM AG erfolgen al-
le Transaktionen zwischen dem Bund und den nahestehenden 
Personen (inkl. Töchter und Enkel) zu Marktkonditionen.

Transaktionen mit nahestehenden Organisationen
Folgende Transaktionen führte der Bund mit nahestehenden 
Organisationen durch:

•	 Beiträge des Bundes sowie Anteile an Erträgen: Detaillierte Anga-
ben finden sich in den Ziffern 62/9 sowie 62/13 bis 62/16.

•	 Von den Forderungen gegenüber den SBB sind lediglich 
890  Millionen verzinslich. Die restlichen Darlehen sind un-
verzinslich.

•	 In den Forderungen gegenüber der Post sind die Guthaben auf 
den Postkonti ausgewiesen.

•	 Die Darlehen an den Fonds für Eisenbahngrossprojekte umfassen 
Vorschüsse in der Höhe von 8021 Millionen und werden zu 
marktkonformen Konditionen verzinst.

•	 Gegenüber dem Infrastrukturfonds besteht per Ende Jahr ei-
ne Verbindlichkeit von 1754 Millionen. Als Einlagen in den 
Fonds wurden diese Gelder bereits erfolgswirksam erfasst, 
aber noch nicht ausbezahlt. Im Vorjahr wurde eine ausseror-
dentliche Einlage (850 Mio.) getätigt, welche teilweise erst im 
Berichtsjahr beansprucht wurde. Entsprechend hat sich die 
Verbindlichkeit reduziert.

•	 Beim ETH-Bereich sind unter «Beiträge Bund» sowohl der Fi-
nanzierungsbeitrag wie auch der Beitrag für die Unterbrin-
gung enthalten. Demgegenüber ist unter «Verkäufe von Wa-
ren und Dienstleistungen» der Liegenschaftsertrag für die 
Unterbringung in gleicher Höhe ausgewiesen. Die Bezüge von 
Waren und Dienstleistungen entsprechen Forschungsaufträ-
gen, welche Verwaltungseinheiten des Bundes beim ETH-Be-
reich in Auftrag gegeben haben.

•	 Die Schweizerische Exportrisikoversicherung legt nicht benötigte 
Mittel in Form von Festgeldern bei der Bundestresorerie an.

•	 Der ALV-Fonds hat das Bundesdarlehen im Berichtsjahr um ei-
ne Milliarde amortisiert. 

Entschädigungen an Schlüsselpersonen
Die Entlöhnung und Entschädigung an die Mitglieder des 
Bundesrates sind im Bundesgesetz über Besoldung und berufli-
che Vorsorge der Magistratspersonen (SR 172.121) sowie in der 
gleichnamigen Verordnung (SR 172.121.1) geregelt.

Hinweis: Eidg. Alkoholverwaltung = Anteil Bund am Reinertrag

O:\Div-daten\FBE\RG\Layout\Tab_manuell_Resys\Band_1\F_RG1-6304-01-tab-dfi.xlsx]

Nahestehende Personen

Bezüge von Verkäufe von 
Beiträge Bund/ Waren und Waren und

Anteile an  Dienstleistungen/  Dienstleistungen/ Forderungen und
 Erträgen  Zinsaufwände  Zinserträge  Darlehen Verbindlichkeiten

Mio. CHF 2011 2012 2011 2012 2011 2012 2011 2012 2011 2012

Nahestehende Personen 23 232 23 115 1 053 1 051 371 337 18 326 18 131 5 522 4 713

Swisscom – – 118 146 15 6 16 13 10 14
SBB 1 957 1 972 26 20 – – 3 651 4 135 – –
Post 196 219 56 29 70 21 136 161 3 2
Ruag – – 665 628 5 5 58 48 49 68
BLS Netz AG 200 204 4 1 – – 351 376 – –
SIFEM AG – – – – – – 345 374 – –
Fonds für Eisenbahngross-
projekte (FinöV)

1 401 1 282 – – – – 7 763 8 021 – –

Infrastrukturfonds (IF) 1 703 928 – – – – – – 2 133 1 754
ETH-Bereich 2 308 2 342 102 133 281 301 6 1 1 183 1 283
Eidg. Alkoholverwaltung -269 -267 – – – – – – 295 259
Schweizerische 
Exportrisikoversicherung

– – 25 20 – – – – 1 843 1 329

AHV/IV/EO-Ausgleichsfonds 14 728 15 912 – – – – – – – –
ALV-Fonds 917 433 – – – – 6 000 5 000 – –
Übrige 91 90 57 74

– 4
– 2 6 4
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Wer sind nahestehende Personen?

IPSAS 20 schreibt die Offenlegung der Beziehungen zu nahestehenden 

Personen und Organisationen vor (Kontrolle von bzw. mögliche Beeinflus-

sung durch nahestehende Personen). Als nahestehende juristische Perso-

nen und Organisationen gelten beim Bund die namhaften Beteiligungen 

(vgl. Ziff. 62/38) sowie die folgenden Einheiten:

•	 Verwaltungseinheiten und Fonds des Bundes, die im Rahmen der 

Staatsrechnung eine Sonderrechnung unterbreiten (FinöV-Fonds, Infra-

strukturfonds, ETH-Bereich, Eidg. Alkoholverwaltung)

5	 Umrechnungskurse

6	 Ereignisse nach dem Bilanzstichtag

Die Jahresrechnung 2012 wurde vom Bundesrat am 27.3.2013 ge-
nehmigt. Bis zu diesem Datum sind keine offenlegungspflichti-
gen Ereignisse nach dem Bilanzstichtag eingetreten.

O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-6305-01-tab-dfi.xlsx

Umrechnungskurse

Einheit 31.12.2011 31.12.2012

1 Euro (EUR) 1,2170 1,2072
1 US-Dollar (USD) 0,9378 0,9140
1 Britisches Pfund (GBP) 1,4563 1,4849
1 Norwegische Krone (NOK) 0,1568 0,1643

Stichtagskurse per

•	 Verwaltungseinheiten der dezentralen Bundesverwaltung, die eine ei-

gene Rechnung führen (z.B. Institut für geistiges Eigentum, Swissme-

dic, Schweizerische Exportrisikoversicherung, Schweizerisches Natio-

nalmuseum); ausgenommen sind die PUBLICA und Schweiz Tourismus

•	 Ausgleichsfonds der AHV, IV und EO sowie der ALV-Fonds.

Als nahestehende natürliche Personen gelten – im Sinne von Schlüssel-

personen – die Mitglieder des Bundesrates.
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64	 Bericht der Revisionsstelle

Die Eidg. Finanzkontrolle (EFK) überprüft die Staatsrech-
nung 2012 gestützt auf das Finanzkontrollgesetz (SR 614.0). Sie 
unterbreitet ihren Bericht als Revisionsstelle jeweils den Finanz-
kommissionen des Ständerates und des Nationalrates. Nach der 
Behandlung in beiden Räten wird der Bericht auf der Website 
der EFK (www.efk.admin.ch) unter der Rubrik «Publikationen/
Weitere Prüfberichte» veröffentlicht.
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Ausgabenquote
Die Ausgaben gingen im Jahr 2012 um 1,0 Prozent zurück. Da 
im Gegenzug das nominelle Bruttoinlandprodukt (BIP) um 
1,1  Prozent gestiegen ist, sinkt die Ausgabenquote um 0,2  Pro-
zentpunkte. Damit wird der Anstieg der Staatsquote im 2011 auf-
grund der Sonderfaktoren (SIFEM, Massnahmenpaket Franken-
stärke) wieder rückgängig gemacht. Die Ausgabenquote ist ein 
grober Indikator für das Ausmass der Tätigkeiten des Bundes im 
Verhältnis zur Gesamtwirtschaft. 

Steuerquote
Die Steuerquote sinkt, da die ordentlichen Fiskaleinnahmen mit 
0,4 Prozent rückläufig waren, währenddessen das nominelle BIP 
leicht gestiegen ist (+1,1 %). Insbesondere die Stempelabgaben 
(Abschaffung der Emissionsabgabe auf Fremdkapital) und die 
Verrechnungssteuer liegen tiefer als im Vorjahr. Die Steuerquote 
gibt einen Eindruck über die relative Belastung von Bevölkerung 
und Wirtschaft durch die Besteuerung von Seiten des Bundes. 

Einnahmenquote
Die Einnahmenquote ist ebenfalls rückläufig, weil die Einnah-
men im Rechnungsjahr um 1,9  Prozent zurückgegangen sind. 
Neben den tieferen Fiskaleinnahmen ist dies insb. auf die tiefere 
Gewinnausschüttung der SNB zurückzuführen.

Defizit-/Überschussquote
Verglichen mit dem Vorjahr fällt das ordentliche Ergebnis 2012 
um 0,6 Milliarden schlechter aus. Somit sinkt die Überschuss-
quote im Vergleich zum Vorjahr um 0,1 Prozentpunkte. Die 
Defizit-/Überschussquote stellt das ordentliche Finanzierungs-
ergebnis ins Verhältnis zum nominellen BIP. Bei einem Einnah-
menüberschuss hat sie ein positives, bei einem Ausgabenüber-
schuss ein negatives Vorzeichen. Die Veränderung der Quote ist 
ein Indikator für den Primärimpuls (vgl. Ziff. 21). 

Kennzahlen des Bundes

20122011201020052000in %
Rechnung Rechnung Rechnung Rechnung Rechnung

Ausgabenquote 10,9 10,7 10,3 10,6 10,4
Ordentliche Ausgaben (in % nom. BIP)

Steuerquote 10,8 9,9 10,1 10,1 9,9
Ordentliche Steuereinnahmen (in % nom. BIP)

Einnahmenquote 11,8 10,7 10,9 10,9 10,6
Ordentliche Einnahmen (in % nom. BIP)

Defizit-/Überschussquote +0,9 -0,0 +0,6 +0,3 +0,2
Ordentliches Finanzierungsergebnis (in % nom. BIP)

Schuldenquote brutto 25,0 27,2 19,3 18,8 19,0
Schulden brutto (in % nom. BIP)

Schuldenquote netto 19,8 20,1 14,3 14,1 13,7
Schulden abzüglich Finanzvermögen (in % nom. BIP)

Netto-Zinslast 5,4 6,3 3,9 3,1 2,2
Netto-Zinsausgaben (in % ordentl. Einnahmen)

Investitionsanteil 12,3 12,8 12,3 11,9 11,3
Investitionsausgaben (in % ordentl. Ausgaben)

Transferanteil 73,2 75,5 74,5 76,4 76,9
Transferausgaben (in % ordentl. Ausgaben)

Anteil zweckgebundene Steuern 7,229,122,120,91 22,2
Zweckgebundene Steuern (in % ordentl. Steuereinnahmen)

Durchschnittlicher Stellenbestand (FTE) 31 269 33 290 33 312 33 054 33 309
Anzahl Vollzeitstellen (Full Time Equivalent)

Kennzahlen des Bundes

Eine temporäre Erhöhung der Tresoreriemittel für eine Anleihensrückzahlung im Februar 2013 lässt  
die Schuldenquote brutto im Rechnungsjahr ansteigen. Dies hat jedoch keinen Einfluss auf die Netto- 
schulden, welche um 1,3 Milliarden gesenkt werden konnten. Bemerkenswert ist der Rückgang der  
Nettozinslast, welche aufgrund des historisch tiefen Zinsniveaus um nahezu 1 Prozentpunkt tiefer ausfällt.
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Die meisten Kennzahlen werden im Verhältnis zum nominellen Bruttoin-

landprodukt (BIP) berechnet. Das BIP ist ein Mass für die Leistungsfähig-

keit einer Volkswirtschaft. Es misst die inländische Wertschöpfung, also 

den Wert der im Inland hergestellten Waren und Dienstleistungen zu ak-

tuellen Preisen (soweit diese nicht als Vorleistungen für die Produktion an-

derer Waren und Dienstleistungen verwendet werden). Die Veränderung 

der jeweiligen Quoten gibt somit an, ob die untersuchte Grösse stärker 

oder schwächer als die inländische Wertschöpfung gewachsen ist. Die 

Werte für das BIP werden regelmässig revidiert. Dafür gibt es vielfältige 

Gründe wie neue Schätzungen (quartalsweise), die Anpassung an die Da-

ten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR; jährlich) oder die 

Übernahme von neuen Definitionen (unregelmässig). Andere Kennzahlen 

werden als anteilige Werte ausgewiesen und beinhalten somit eine Aus-

sage über die Struktur des Bundeshaushaltes.

Grundlagen zu den Kennzahlen

Das Zahlenwerk der Finanzierungsrechnung des Bundes bildet – in An-

lehnung an die Statistiken der OECD – die Grundlage für die Berechnung 

der Kennzahlen. Ausserordentliche Transaktionen werden nicht berück-

sichtigt. Die Kennzahlen umfassen die Kernverwaltung ohne die Sonder-

rechnungen (ETH-Bereich, Alkoholverwaltung, Fonds für die Eisenbahn-

grossprojekte, Infrastrukturfonds) und ohne die obligatorischen Sozialver-

sicherungen. Die vorliegenden Zahlen eignen sich nicht für internationale 

Vergleiche, da für diesen Zweck sämtliche öffentliche Haushalte (Bund, 

Kantone, Gemeinden und Sozialversicherungen) einbezogen werden 

müssen (für einen kurzen internationalen Vergleich siehe nachfolgende 

Box). Auf der Webseite der Eidg. Finanzverwaltung werden Zahlenreihen 

für den Bund und die öffentlichen Haushalte sowie auch internationale 

Vergleiche veröffentlicht und periodisch aktualisiert. 

Schuldenquote brutto
Die Bruttoschulden des Bundes stiegen um 1,9 Milliarden an. 
Der Grund dafür liegt in einer temporären Erhöhung der Tre-
soreriemittel für eine Anleihensrückzahlung im Februar 2013. 
Daher steigt die Schuldenquote im Vergleich zum Vorjahr um 
0,2 Prozentpunkte. Die Schuldenquote umfasst im Zähler die 
Bruttoschulden des Bundes (laufende Verpflichtungen sowie 
kurz- und langfristige Finanzverbindlichkeiten, in Anlehnung 
an die Maastricht-Kriterien der EU). 

Schuldenquote netto
Im Unterschied zur Bruttoquote hat die temporäre Anhebung 
der Tresoreriemittel keinen Einfluss auf die Nettoschulden. Die-
se konnten um 1,3 Milliarden gesenkt werden. Entsprechend 
reduziert sich die Schuldenquote netto um 0,4 Prozentpunkte. 
Gemäss Artikel 3 des Finanzhaushaltgesetzes umfasst das Fi-
nanzvermögen alle Vermögenswerte, die nicht unmittelbar zur 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben dienen. Damit könnten diese 
Vermögenswerte zur Schuldentilgung verwendet werden.

Netto-Zinslast
Die Zinsausgaben blieben 2012 erheblich unter dem Niveau des 
Vorjahres, währenddessen sich die Zinseinnahmen gegenüber 
dem Vorjahr praktisch nicht verändert haben. Der starke Rück-
gang der Netto-Zinsausgaben führt daher, trotz rückläufigen 
ordentlichen Einnahmen, zu einem Rückgang der Nettozinslast 
um 0,9 Prozentpunkte.

Investitionsanteil
Der Investitionsanteil bleibt mit 11,3 Prozent unter dem Vor-
jahreswert. Dieser war jedoch durch die einmalige Sonderffek-
te erhöht (Massnahmenpaket Frankenstärke und SIFEM). Um 
diese bereinigt, bewegen sich die Investitionsausgaben auf dem 
Vorjahresniveau. Die Investitionen des Bundes verteilen sich zu 
rund einem Drittel auf Eigeninvestitionen in Sachanlagen (insb. 
Nationalstrassen) und zu zwei Dritteln auf Transfers an Dritte in 
Form von Investitionsbeiträgen (insb. für Schienen- und Stra-
ssenverkehr) sowie Darlehen und Beteiligungen. Generell muss 
berücksichtigt werden, dass der Bund einen massgeblichen Teil 
seiner Investitionen über den Fonds für Eisenbahngrossprojekte 
und den Infrastrukturfonds tätigt, welche als Sonderrechnun-
gen geführt werden (vgl. Band 4). 

Transferanteil
Im Vergleich zum Vorjahr steigt der Transferanteil auf 76,9 Pro-
zent (+0,5 %-Pkte.). Diese relativ moderate Zunahme entsteht 
insb. durch den im Jahr 2011 eingeführten Mehrwertsteuerzu-
schlag für die IV, welcher sich 2012 erstmals voll auswirkte. Der 
Bundeshaushalt ist ein «Transferhaushalt»: Rund drei Viertel der 
Bundesausgaben werden an die Sozialversicherungen, die Kan-
tone, die ETH sowie Subventionsempfänger weitergegeben. Der 
Transferanteil beinhaltet die Beiträge an laufende Ausgaben so-
wie Transfers mit Investitionscharakter. 

Anteil zweckgebundene Steuern
Der Anteil der zweckgebundenen Steuern steigt auf 22,7 Prozent 
(+0,8%-Pkte.). Die zweckgebundenen Einnahmen verzeichne-
ten im 2012 einen Zuwachs (+3,3 %). Der Anstieg ist zu einem 
grossen Teil auf die IV-Zusatzfinanzierung zurückzuführen (vgl. 
Erläuterungen zum Transferanteil). Mit einer Zweckbindung 
wird ein Teil der Einnahmen für bestimmte Bundesaufgaben 
reserviert. Damit ist zwar die Finanzierung dieser Aufgaben ge-
sichert, gleichzeitig wird aber die finanzpolitische Handlungs-
freiheit des Bundes eingeschränkt. Ausserdem ist damit die 
Gefahr einer ineffizienten Mittelverwendung verbunden, weil 
die Aufgabe dem Finanzierungswettbewerb mit den übrigen 
Bundesaufgaben entzogen wird. Der Anteil der zweckgebunde-
nen Steuern ist in den 90er-Jahren stetig gestiegen. Die grössten 
Zweckbindungen bestehen zurzeit für die AHV (u.a. Mehrwert-
steuerprozent für die AHV, Tabaksteuer) und den Strassenver-
kehr (u.a. Mineralölsteuern auf Treibstoffen; siehe Ziff. 62/9). 

Durchschnittlicher Stellenbestand (FTE)
Per Ende 2012 beschäftigte der Bund auf Vollzeitbasis 33 309 Per-
sonen. Dies entspricht einer Zunahme um 255 Stellen. Der we-
sentliche Teil der Aufstockungen fällt in den folgenden Berei-
chen an: Beim EDA auf das Lokalpersonal und die Integration 
der Bundesreisezentrale (BRZ), beim EJPD auf den Migrationsbe-
reich (BFM) und einen verstärkten Einsatz gegen die Internetkri-
minalität (fedpol) sowie beim EFD auf die Zentrale Ausgleichs-
stelle (ZAS). Weitere, detailliertere Informationen zur Entwick-
lung im Personalbereich finden sich in Band 3 unter Ziffer 31.
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Hinweise:
– Schuldenquote: Bruttoschulden gemäss Finanzstatistik (FS-Modell), in Anlehnung an die Definition von Maastricht
– Fremdkapitalquote: Schulden nach Definition des IWF (Fremdkapital ohne Finanzderivate)
– Fiskalquote: Zahlenbasis 2011

Kennzahlen zu den Staatsfinanzen im internationalen Vergleich 2012

in % BIP Fiskalquote Staatsquote
Defizit-/ 

Überschussquote Schuldenquote Fremdkapitalquote

Schweiz 28,5 32,7 0,3 35,3 49,1

EU - Euroraum n.a 49,5 -3,3 93,6 100,6
Deutschland 37,1 45,0 -0,2 81,8 87,6
Frankreich 44,2 56,2 -4,5 91,2 105,1
Italien 42,9 51,0 -3,0 127,8 127,0
Österreich 42,1 51,8 -3,1 75,6 83,1

Belgien 44,0 53,7 -2,8 99,0 103,2
Niederlande n.a. 50,4 -3,8 72,1 82,5
Norwegen 43,2 43,4 15,2 n.a. 44,7
Schweden 44,5 51,3 -0,3 37,7 48,6
Vereinigtes Königreich 35,5 49,0 -6,6 89,5 105,3

USA 25,1 40,2 -8,5 n.a. 109,8

Kanada 31,0 41,2 -3,5 n.a. 85,8

OECD Ø n.a. 42,6 -5,5 n.a. 108,7
n.a.: nicht ausgewiesen

Die Kennziffern zu den schweizerischen Staatsfinanzen (Bund, 
Kantone, Gemeinden und Sozialversicherungen) gehören im 
internationalen Vergleich zu den niedrigsten – ein wichtiger 
Standortvorteil. So betrug die Fiskalquote, welche die gesamten 
Fiskaleinnahmen (Steuern und Sozialversicherungsabgaben) im 
Verhältnis zum BIP misst, im Jahre 2011 28,5 Prozent. Die Staats­
quote der Schweiz, definiert als die Staatsausgaben im Verhältnis 
zum BIP, war weiterhin eine der niedrigsten im OECD-Raum. 
Der Finanzierungssaldo der Schweiz präsentierte sich mit einer 
Überschussquote von 0,3 Prozent leicht positiv. Damit gehört die 
Schweiz zum Kreis der wenigen Länder, welche im Jahr 2012 ei-
nen Überschuss realisierten. Die Verschuldung des Staates blieb 
sowohl in Anlehnung an die Definition von Maastricht als auch 

gemessen am Fremdkapital im internationalen Vergleich nied-
rig. Die Schuldenquote liegt mit 35,3 Prozent weiterhin markant 
unter der für den Euroraum wichtigen 60 Prozent-Marke.

Für die internationalen Vergleiche der Staatsfinanzen werden 
grundsätzlich die Daten und Schätzungen der OECD verwen-
det (Economic Outlook  92, November 2012). Die Angaben zur 
Schweiz basieren auf Daten und Schätzungen der Finanzstatis-
tik (Zwischenauswertungen öffentliche Finanzen 2011, Febru-
ar  2012). Wegen einer unterschiedlichen Datenbasis können 
jedoch geringfügige Unterschiede zu den von der OECD für die 
Schweiz veröffentlichten Ergebnissen bestehen. 

Die Schuldenquote der Schweiz 
hielt sich weiterhin markant unter 
der für die Länder des Euroraums 
massgebenden 60 Prozent-Marke. 
In diesen Ländern wie auch im 
Vereinigten Königreich erhöhte 
sich der Schuldenstand der Staa-
ten nach Beginn der Finanzkrise 
massiv.
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Mit dem Bundesbeschluss genehmigt die Bundesversammlung 
die jährliche Bundesrechnung (Art. 4 und Art. 5 Bst. a FHG; 
SR 611.0). Die angefallenen Aufwände und Investitionsausgaben 
sowie die erzielten Erträge und Investitionseinnahmen werden 
als einzelne Rechnungspositionen abgenommen. Sie unterlie-
gen den Grundsätzen der Bruttodarstellung (keine gegenseitige 
Verrechnung), der Vollständigkeit, der Jährlichkeit (Befristung 
auf ein Jahr) und der Spezifikation (Verwendung gemäss festge-
legtem Zweck). 

Erläuterungen zu den Artikeln

Art. 1	 Genehmigung
Die Erfolgsrechnung beinhaltet die Gegenüberstellung der 
ordentlichen und ausserordentlichen Aufwände und Erträge 
nach Elimination der Leistungsverrechnung zwischen Verwal-
tungseinheiten des Bundes. Aus der Erfolgsrechnung resultiert 
ein Aufwand- oder ein Ertragsüberschuss. Die Finanzierungs­
rechnung stellt den Ausgaben die Einnahmen gegenüber und 
weist im Ergebnis einen Ausgaben- oder Einnahmenüberschuss 
aus. Die Gesamtausgaben umfassen das Total der ordentlichen 
und ausserordentlichen finanzierungswirksamen Aufwände 
und Investitionsausgaben. Die Gesamteinnahmen setzen sich 
aus den ordentlichen und ausserordentlichen finanzierungs-
wirksamen Erträgen und Investitionseinnahmen zusammen. 
Das negative Eigenkapital zeigt die kumulierten Jahresergebnisse 
der Erfolgsrechnung (aus den Vorjahren und dem Berichtsjahr) 
einschliesslich der direkt zulasten des Eigenkapitals erfassten 
Finanzvorfälle (d.h. Buchungen, die nicht in der Erfolgsrech-
nung ausgewiesen werden) und entspricht der Differenz zwi-
schen dem Vermögen und dem Fremdkapital. Vor der Einfüh-
rung des neuen Rechnungsmodells NRM entsprach diese Dif-
ferenz dem Bilanzfehlbetrag. Unter NRM gehören neben dem 
Bilanzfehlbetrag auch die zweckgebundenen Fonds aus dem 
Eigenkapital, die Spezialfonds und die Reserven aus Globalbud-
gets dazu.

Erläuterungen zu Erfolgsrechnung, Finanzierungsrechnung, 
Bilanz, Investitionsrechnung und Eigenkapitalnachweis finden 
sich in Band 1, Ziffer 5 und 6.

Art. 2	 Schuldenbremse
Der Höchstbetrag für die Gesamtausgaben entspricht den or-
dentlichen Einnahmen multipliziert mit dem Konjunkturfak-
tor, zuzüglich der ausserordentlichen Ausgaben (Art. 13 und 
Art. 15 FHG), abzüglich der vorsorglichen Einsparung für abseh-
bare ausserordentliche Ausgaben (Art. 17c FHG). Ausserordent-
liche Ausgaben werden vom Parlament mit qualifiziertem Mehr 
beschlossen (Art. 159 Abs. 3 Bst. c BV; SR 101). Sind die Gesamt-
ausgaben am Ende des Jahres tiefer als der Höchstbetrag, so wird 
die Abweichung dem ausserhalb der Staatsrechnung geführten 
Ausgleichskonto gutgeschrieben. Sind sie höher, werden sie be-
lastet (Art. 16 FHG).

Am 1.1.2010 wurde die Ergänzungsregel zur Schuldenbrem-
se (Art. 17a – 17d FHG) eingeführt. Seither müssen Defizite des 
ausserordentlichen Haushalts über den ordentlichen Haus-
halt kompensiert werden. Im Voranschlag 2012 wurde von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, zugunsten von absehbaren 
ausserordentlichen Ausgaben vorsorgliche Einsparungen (Art. 
17c FHG) vorzunehmen. Der Betrag, der zu diesem Zweck dem 
Amortisationskonto gutgeschrieben wird, entspricht der Un-
terschreitung der höchstzulässigen Ausgaben im Voranschlag 
2012. Dem Amortisationskonto werden ferner sämtliche ausser-
ordentlichen Einnahmen und Ausgaben gutgeschrieben respek-
tive belastet, soweit keine Zweckbindungen vorliegen (Art. 17a 
FHG). Zur Schuldenbremse siehe Band 1, Ziffer 61/4.

Zu den ausserordentlichen Einnahmen siehe Band  1, Zif-
fer 62/22.

Art. 3	 Kreditüberschreitungen
Als Kreditüberschreitung wird die Beanspruchung eines Voran-
schlags- oder Nachtragskredits über den von der Bundesver-
sammlung bewilligten Betrag hinaus bezeichnet. Kreditüber-
schreitungen müssen nachträglich mit der Staatsrechnung zur 
Genehmigung unterbreitet werden (Art. 35 FHG). Davon ausge-
nommen sind nicht budgetierte Anteile Dritter an bestimmten 
Einnahmen, Fondseinlagen aus zweckgebundenen Einnahmen 
sowie nicht budgetierte Abschreibungen, Wertberichtigungen 
und Rückstellungen (Art. 33 Abs. 3 FHG); ebenso die Globalbud-
gets der FLAG-Verwaltungseinheiten, sofern die Überschreitung 
durch nicht budgetierte leistungsbedingte Mehrerträge oder ei-
ne Auflösung von nach Art. 46 FHG gebildeten Reserven gedeckt 
werden kann (Art. 43 Abs. 2 FHG). 

Dem Bundesrat werden die finanzierungswirksamen Kredit-
überschreitungen sowie jene im Bereich der Leistungsverrech-
nung zur Genehmigung vorgelegt (vgl. letzte Spalte der Tabelle 
im Anhang 1 zum Bundesbeschluss). Überschreiten sie den Be-
trag von 5 Millionen bedürfen sie ferner der Zustimmung der 
Finanzdelegation.

Zu den Kreditüberschreitungen siehe Band 2B, Ziffer 13.
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Art. 5	 Schlussbestimmung
Der Bundesbeschluss zur Staatsrechnung hat nach Artikel 25 
Absatz 2 ParlG (SR 171.10) die rechtliche Form eines einfachen 
Bundesbeschlusses.

Art. 4	 Reserven von FLAG-Verwaltungseinheiten
FLAG-Verwaltungseinheiten können zweckgebundene Reserven 
bilden, wenn sie Kredite wegen projektbedingter Verzögerung 
nicht oder nicht vollständig beanspruchen. Die Bildung von 
allgemeinen Reserven ist möglich, wenn durch die Erbringung 
zusätzlicher, nicht budgetierter Leistungen ein Nettomehrertrag 
erzielt wird oder wenn der budgetierte Aufwand unterschritten 
wird. Die Reservenbildung ist der Bundesversammlung zur Ge-
nehmigung zu unterbreiten (Art. 46 FHG). Detailangaben zur 
beantragten Bildung von zweckgebundenen und allgemeinen 
Reserven finden sich im Anhang 2 zum Bundesbeschluss.

Zu FLAG (Führen mit Leistungsauftrag und Globalbudget) sowie 
zur Reservenbildung und -auflösung siehe Band 3, Ziffer 4.
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Entwurf 

Bundesbeschluss I  
über die Eidgenössische Staats- 
rechnung für das Jahr 2012

vom xx. Juni 2013

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,  
gestützt auf Artikel 126 und 167 der Bundesverfassung1, nach 
Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 27. März 20132 

beschliesst:

Art. 1	 Genehmigung
1 Die Staatsrechnung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
(Bundesrechnung) für das Jahr 2012 wird genehmigt.

2 Sie schliesst ab mit:
a. 	 einem Ertragsüberschuss in der  

Erfolgsrechnung von 	 2 443 152 897 Franken;
b. 	 einem Einnahmenüberschuss in  

der Finanzierungsrechnung von 	 1 999 617 031 Franken;
c. 	 einem negativen Eigenkapital von 	 24 999 290 992 Franken.

Art. 2	 Schuldenbremse
1 Der nach Artikel 16 Absatz 1 des Finanzhaushaltgesetzes (FHG) 
vom 7. Oktober 2005 berichtigte Höchstbetrag für die Gesamt-
ausgaben nach Artikel 126 Absatz 2 der Bundesverfassung (BV) 
beträgt 63 318 516 959 Franken.

2 Die Gesamtausgaben gemäss Finanzierungsrechnung unter-
schreiten den Höchstbetrag für die Gesamtausgaben nach Ab-
satz 1 um 1 582 899 865 Franken. Dieser Betrag wird dem Aus-
gleichskonto gutgeschrieben (Art. 16 Abs. 2 FHG).

3 Die ausserordentlichen Einnahmen im Umfang von 
737  999  200 Franken werden dem Amortisationskonto gutge-
schrieben (Art. 17a Abs. 1 FHG).

Art. 3	 Kreditüberschreitungen
Die Kreditüberschreitungen im Umfang von 1 200 000 Franken 
werden gemäss Anhang 1 genehmigt.

Art. 4	 Reserven von FLAG-Verwaltungseinheiten
Die Bildung neuer Reserven für FLAG-Verwaltungseinheiten 
im Umfang von 109 528 755 Franken wird gemäss Anhang 2 be-
schlossen.

Art. 5	 Schlussbestimmung
Dieser Beschluss untersteht nicht dem Referendum.

1	 SR 101
2	 Im BBl nicht veröffentlicht
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Anhang 1
(Art. 3)

Kreditüberschreitungen

Rechnung
BRB

CHF

Kreditüber-
schreitung2012

Voranschlag und 
Mutationen

2012

1 200 000Total

Finanzierungswirksam 1 200 000

Bundesamt für Migration420
615 621 800A2310.0166 Asylsuchende: Verwaltungsaufwand und Sozialhilfe 

Kantone
16.01.20131 200 000615 769 453
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O:\Div-daten\FBE\RG\Redaktion\Band1\TAB\Tab_manuell\F_RG1-8002-02-tab-dfi.xlsx RG1-8002-02-tab-d

Rechnung
CHF 2012

Total Bildung von Reserven FLAG 109 528 755
–

Bildung von allgemeinen Reserven –

Bildung von zweckgebundenen Reserven 109 528 755

285 Informatik EDA 2 000 000
307 Schweizerische Nationalbibliothek 1 081 450
311 Bundesamt für Meteorologie und Klimatologie 2 790 000
485 Informatik Service Center EJPD 1 335 000
506 Bundesamt für Bevölkerungsschutz 478 000
542 armasuisse W+T 676 879
570 Bundesamt für Landestopografie 2 478 000
603 Eidgenössische Münzstätte Swissmint 911 750
609 Bundesamt für Informatik und Telekommunikation 7 206 785
740 Schweizerische Akkreditierungsstelle 576 000
785 Information Service Center EVD 2 551 791
806 Bundesamt für Strassen 86 009 400
808 Bundesamt für Kommunikation 1 433 700

Bildung von Reserven für FLAG-Verwaltungseinheiten




